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  Anhörung (A)
  Kenntnisnahme (K)
  Vorberatung (V)
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 Beschlussvorlage öffentlich

Vorlage Ergebnis Beschluss-
 Termin  Gremium

zur* kontrolle*

11.06.2015 Finanz- und Personalausschuss
15.06.2015 Hauptausschuss
22.06.2015 Rat der Stadt

V
V
B

Beratungsgegenstand

Energieversorgung Oberhausen AG (evo) 
hier: Anpassung von Gesellschaftsverträgen der STEAG GmbH und wesentlicher Toch-
terunternehmen an die Gemeindeordnung Nordrhein Westfalen

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt stimmt den als Anlage beigefügten geänderten Gesellschaftsverträgen der STEAG 
GmbH und ihrer Tochtergesellschaften zu. 
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1 Bezug
2

3 Drucksache Nr. B/15/0991-01 vom 13.12.2010 (Erwerb von Anteilen an der STEAG GmbH) 

4 Drucksache Nr. B/15/1096-01 vom 07.02.2011 (Erwerb weiterer Anteile an der STEAG GmbH)
5
6 Konsequenzen
7
8 a) Finanzielle
9

10     keine [x]
11
12     ja [ ]
13
14 b) Sonstige
15
16 Begründung

17 Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 13.12.2010 (Drucksache: B/15/0991-01) dem Erwerb von 51 % 
18 der Anteile an der STEAG GmbH durch die KSBG Kommunale Beteiligungsgesellschaft GmbH & Co. 
19 KG unter Beteiligung der evo zugestimmt. Die Zustimmung zum Kauf der verbliebenen 49 % erfolgte in 
20 der Ratssitzung am 07.02.2011 (Drucksache: B/15/1096-01).

21 Die nach §§ 107 ff. der Gemeindeordnung Nordrhein Westfalen (GO NRW) notwendige Anzeige der 
22 Beteiligungsabsicht wurde im Anschluss an die Ratsbeschlüsse an die Bezirksregierung Düsseldorf 
23 übersandt und mit Verfügung vom 18.12.2014 von dieser bestätigt. 

24 Zur Gewährleistung der gemeinderechtlich vorgeschriebenen kommunalen Einflussnahme auf den 
25 STEAG-Konzern ist von der Bezirksregierung im Rahmen des Anzeigeverfahrens gefordert worden, die 
26 Gesellschaftsverträge der STEAG GmbH, ihrer fünf Dachgesellschaften1 sowie zweier wirtschaftlich 
27 bedeutender Untergesellschaften2 durch die Aufnahme von Zustimmungsvorbehalten, 
28 Informationspflichten und Prüfungsrechten an die Regelungen der GO NRW anzupassen. 

29 Die beteiligten Kommunen haben sich ferner darüber verständigt, wichtige Angelegenheiten der oben 
30 genannten Gesellschaften den Räten zur Beschlussfassung vorzulegen, sofern es sich um 
31 Sachverhalte handelt, die nach § 115 GO NRW anzeigepflichtig sind, was auf die Änderung von 
32 Gesellschaftsverträgen zutrifft (vgl. § 115 (1) a) GO NRW).  

33 Die Gesellschaftsverträge wurden im Wesentlichen um folgende Vorgaben ergänzt:

34 - Beachtung der Wirtschaftsgrundsätze des § 109 GO NRW bei der Unternehmensführung, -
35 steuerung und -kontrolle  

36 - Pflicht zur Aufstellung eines Wirtschaftsplans bzw. einer Fünf-Jahres-Planung

37 - individualisierter Ausweis der gewährten Gesamtbezüge an die Mitglieder der Geschäftsführung 
38 und Aufsichtsräte nach Maßgabe der GO NRW

1 STEAG Energy Services GmbH, STEAG Fernwärme GmbH, STEAG New Energies GmbH, STEAG Power Minerals GmbH 
sowie STEAG Power Saar GmbH

2 Fernwärme-Verbund Saar GmbH sowie MINERALplus Gesellschaft für Mineralstoffaufbereitung und Verwertung mbH
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39 - Recht auf Einsichtnahme in den Betrieb sowie Bücher und Schriften durch die mittelbar 
40 beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften

41 - Anwendung des Landesgleichstellungsgesetzes NRW bei der Personalentwicklung und -
42 förderung

43 - Ausweitung der Zuständigkeiten der Gesellschafterversammlung.    

44 Die überarbeiteten Verträge sind als Anlagen 1 bis 8 der Beschlussvorlage beigefügt. Einzelheiten zu 
45 den Änderungen und Ergänzungen gegenüber den gegenwärtigen Fassungen können einer Synopse 
46 entnommen werden. Diese ist aufgrund ihres Umfangs den im Rat vertretenen Fraktionen und Gruppen 
47 in Dateiform sowie einmal als gedrucktes Exemplar zugegangen und im Allris abrufbar. 

48 Kurzfassung

49 - entfällt –

50 Anlagen
51 Anlage 1 Gesellschaftsvertrag der STEAG GmbH 

52 Anlage 2 Gesellschaftsvertrag der STEAG Energy Services GmbH 

53 Anlage 3 Gesellschaftsvertrag der STEAG Fernwärme GmbH 

54 Anlage 4 Gesellschaftsvertrag der STEAG New Energies GmbH 

55 Anlage 5 Gesellschaftsvertrag der STEAG Power Minerals GmbH 

56 Anlage 6 Gesellschaftsvertrag der STEAG Power Saar GmbH 

57 Anlage 7 Gesellschaftsvertrag der Fernwärme-Verbund Saar GmbH 
58 Anlage 8 Gesellschaftsvertrag der MINERALplus Gesellschaft für Mineralstoffaufbereitung 
59 und Verwertung mbH 
60 Anlage 9 Synoptische Gegenüberstellung der Gesellschaftsverträge in ihrer gegenwärtigen 
61 und ihrer neuen Fassung (in Dateiform, Erläuterung s. o.)
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GESELLSCHAFTSVERTRAG 

 

§ 1 FIRMA UND SITZ 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma 

STEAG GmbH. 

(2) Der Satzungs- und Verwaltungssitz der Gesellschaft ist Essen. 

 

§ 2 GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS 

(1) Gegenstand des Unternehmens sind 

 

a) Planung, Errichtung, Erwerb und Betrieb von Energieerzeugungsanlagen 

und hiermit verbundene Dienstleistungen, 

b) Beschaffung und Vermarktung, Vertrieb und Handel von Energien, Energie-

trägern, sonstigen Medien hauptsächlich Hilfsstoffe für den Kraftwerksbe-

trieb genannt, so z. B. Schmierstoffe oder Feststoffe zur Abgasreinigung 

sowie Reststoffen und Herstellung, Anschaffung sowie Vorhaltung der die-

sen Zwecken dienenden Anlagen sowie verbundene Dienstleistungen, 

Leistungen, die notwendig sein können, um die vorgenannten Aktivitäten zu 

erbringen, z. B. Ingenieurdienstleistungen bei der Herstellung von Anlagen 

sowie die Reststoffverwertung. 

 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die dem Ge-

genstand des Unternehmens dienen. Sie kann auf den in Abs. 1 bezeichneten Ge-

schäftsfeldern auch selbst tätig werden. Sie kann im Rahmen des Unternehmens-

gegenstandes andere Unternehmen gründen, erwerben, sich an ihnen beteiligen 

und sie unter einheitlicher Leitung zusammenfassen oder sich auf die Verwaltung 

der Beteiligung beschränken. 

 

(3) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsätzen im Sinne von § 

109 Gemeindeordnung NRW (nachstehend "GO NRW' genannt) zu verfahren. Da-

bei ist die Gesellschaft so zu führen, dass der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt 

wird. 

§ 3 STAMMKAPITAL 

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

EUR 128.000.000,00 

(in Worten: Euro Einhundertachtundzwanzigmillionen) 
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und ist vollständig in bar erbracht. 

§ 4 ÜBERTRAGUNG VON GESCHÄFTSANTEILEN 

Die Übertragung, Verpfändung und sonstige Belastung von Geschäftsanteilen be-

darf der vorherigen schriftlichen Zustimmung aller Gesellschafter. Von diesem Zu-

stimmungserfordernis ausgenommen sind die Bestellung von Pfandrechten durch 

die KSBG Kommunale Beteiligungsgesellschaft GmbH & Co. KG an ihren Ge-

schäftsanteilen und die Übertragung der Geschäftsanteile im Zuge einer etwaigen 

Verwertung dieser Pfandrechte. 

§ 5 GESCHÄFTSJAHR 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

§ 6 ORGANE DER GESELLSCHAFT 

Organe der Gesellschaft sind: 

a) die Gesellschafterversammlung, 

b) die Geschäftsführung, 

c) der Aufsichtsrat. 

§ 7 GESELLSCHAFTERVERSAMMLUNG 

(1) Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ der Gesellschaft. Sie ist 

mindestens einmal jährlich einzuberufen, spätestens vier Monate nach Schluss 

des Geschäftsjahres als ordentliche Gesellschafterversammlung, sowie stets 

dann, wenn ein Gesellschafter, der Aufsichtsrat oder die Geschäftsführung dies für 

erforderlich hält. 

(2) Jeder Gesellschafter kann die Geschäftsführung anweisen, eine Gesellschafter-

versammlung einzuberufen. 

(3) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsführung mit einer Frist von 14 Tagen 

mittels schriftlicher Mitteilung, wobei der Tag der Einladung und der Tag der Ver-

sammlung nicht mitgezählt werden. In der schriftlichen Mitteilung werden unter an-

derem die Tagesordnung, in der abschließend und in hinreichend ausführlicher 

Form alle Angelegenheiten aufgeführt sind, über die die Gesellschafterversamm-

lung zu beraten hat, sowie alle Beschlussvorlagen genannt. Jeder Gesellschafter 

kann schriftlich auf alle oder einige in diesem § 7 Abs. 3 genannten Formvorschrif-

ten oder Fristerfordernisse ganz oder teilweise verzichten. 

(4) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt, außer bei Gesellschafterver-

sammlungen im schriftlichen Verfahren, der von ihr mit einfacher Mehrheit gewähl-

te Vorsitzende, ansonsten eröffnet der an Lebensjahren älteste anwesende Ge-

sellschaftervertreter die Versammlung und lässt von dieser einen Versammlungs-

leiter wählen. Sofern die Gesellschafterversammlung keinen Versammlungsleiter 
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wählt, führt der an Lebensjahren älteste anwesende Gesellschaftervertreter die 

Versammlung. 

(5) Neben den durch Gesetz zwingend vorgeschriebenen Aufgaben obliegt der Ge-

sellschafterversammlung insbesondere die Beschlussfassung über 

a) die Feststellung des Jahresabschlusses, 

b) die Verwendung des Jahresüberschusses nach Verrechnung eventueller 

Gewinn- oder Verlustvorträge aus Vorjahren, 

c) die Entlastung der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates, 

d) die Wahl des Abschlussprüfers, 

e) die Wahl und Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner, 

f) Abschluss, Änderung und Beendigung von Unternehmensverträgen im Sinne 

des Aktienrechts, insbesondere von Ergebnisabführungsverträgen durch die 

Gesellschaft und 

g) die Änderung des Gesellschaftsvertrags einschließlich Kapitalerhöhungen 

oder -herabsetzungen. 

Darüber hinaus kann sich die Gesellschafterversammlung Entscheidungen über 

weitere Geschäfte und Rechtsbehandlungen vorbehalten. 

(6) Darüber hinaus bedarf eine Entscheidung der Geschäftsführung über den Erwerb 

und die Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen der STEAG GmbH der 

Zustimmung der Gesellschafterversammlung, sofern die Transaktion nach der 

Gemeindeordnung NRW für die beteiligten Gemeinden anzeige- oder genehmi-

gungspflichtig ist. 

 Die Geschäftsführung bedarf der Zustimmung der Gesellschafterversammlung 

auch dann, wenn sie bei Transaktionen von verbundenen Unternehmen, die zu-

gleich große Kapitalgesellschaften im Sinne des HGB sind, durch Weisung, Zu-

stimmung, Stimmabgabe oder auf sonstige Weise bei der Vornahme der vorge-

nannten Geschäfte und Maßnahmen mitwirkt. 

§ 8 BESCHLUSSFÄHIGKEIT UND BESCHLUSSFASSUNG DER GESELLSCHAFTERVERSAMM-

LUNG 

(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Gesellschafter ge-

mäß § 7 Abs. 3 ordnungsgemäß eingeladen wurden und alle Gesellschafter bei 

der Gesellschafterversammlung ordnungsgemäß vertreten sind. 

Ist die Gesellschafterversammlung mangels Anwesenheit aller Gesellschafter nach 

einer angemessenen Wartezeit nicht beschlussfähig, wird die Gesellschafterver-

sammlung um vierzehn Tagen unter Beibehaltung von Ort und Zeit vertagt (nach-

stehend die „vertagte Gesellschafterversammlung" genannt). Einer erneuten Ein-

berufung bedarf es nicht; die Gesellschaft hat die Gesellschafter über die vertagte 
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Gesellschafterversammlung unverzüglich mit genauer Zeit und Ortsangabe zu in-

formieren. 

Die zweite Versammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen 

nur für die Gegenstände der Tagesordnung der vorangegangenen, beschlussun-

fähigen Gesellschafterversammlung beschlussfähig; hierauf muss in der Mitteilung 

hingewiesen werden. 

(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag, für die Gesellschaft bindende Vereinba-

rungen zwischen den Gesellschaftern oder gesetzliche Vorschriften nichts anderes 

bestimmt ist, fasst die Gesellschafterversammlung ihre Beschlüsse mit einfacher 

Stimmenmehrheit. Je € 50,- eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. 

(3) Widerspricht kein Gesellschafter, können Gesellschafterversammlungen (ganz 

oder teilweise) schriftlich oder in Form von Telefon-, Videokonferenzen oder unter 

Einsatz sonstiger Kommunikationsmittel abgehalten werden, sofern die Identität 

jedes Vertreters der Gesellschafter während der gesamten Gesellschafterver-

sammlung hinreichend sichergestellt ist. Jeder Vertreter eines Gesellschafters, der 

mit Hilfe solcher Kommunikationsmittel an einer Gesellschafterversammlung teil-

nimmt, gilt im Sinne von § 8 Abs. 1 als anwesend. 

(4) Über die Beschlussfassungen der Gesellschafterversammlungen sind entspre-

chende Niederschriften aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden der Versamm-

lung oder bei schriftlicher Beschlussfassung von den Gesellschaftern zu unter-

zeichnen sind. 

§ 9 AUFSICHTSRAT 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 20 Mitgliedern. 

(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder dauert bis zur Beendigung der Gesell-

schafterversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 

Beginn der Amtszeit beschließt, sofern die Gesellschafterversammlung nicht eine 

kürzere Amtsdauer bestimmt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, 

wird hierbei nicht mitgezählt. Ergänzungswahlen erfolgen für den Rest der Amts-

zeit eines ausgeschiedenen Mitglieds. 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt jederzeit nach vorangegangener, 

an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats, im Falle von dessen Verhinderung an den 

stellvertretenden Vorsitzenden und die Gesellschaft zu richtende Kündigung unter 

Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist zum Ende des Monats niederlegen. 

(4) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben und Ausschüsse, insbe-

sondere einen Präsidialausschuss (Präsidium), einsetzen; § 27 Absatz 3 Mitbe-

stimmungsgesetz bleibt unberührt. Aufgaben und Befugnisse sowie das Verfahren 

der Ausschüsse bestimmt der Aufsichtsrat. Soweit gesetzlich zulässig können den 

Ausschüssen auch Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrates übertragen wer-

den. 
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(5) Der Ausschuss kann aus seiner Mitte einen Vorsitzenden wählen, wenn nicht der 

Aufsichtsrat den Vorsitzenden bestimmt. Ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats Mit-

glied eines Ausschusses und ergibt sich bei der Abstimmung Stimmengleichheit, 

so hat er – ausgenommen den nach § 27 Absatz 3 Mitbestimmungsgesetz zu bil-

denden Ausschuss – bei einer erneuten Abstimmung über den gleichen Gegen-

stand, wenn auch sie Stimmgleichheit ergibt, zwei Stimmen. 

(6) Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Geschäftsführung im Rahmen der ge-

setzlichen Bestimmungen und dieses Gesellschaftsvertrages. Darüber hinaus 

werden seine Rechte und Pflichten durch die Gesellschafterversammlung festge-

setzt. 

(7) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegenüber den Geschäftsführern. Wil-

lenserklärungen des Aufsichtsrates sind im Namen des Aufsichtsrates von dem 

Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung von einem seiner Stellvertreter abzu-

geben. 

§ 10 VORSITZ DES AUFSICHTSRATES 

Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer seiner Amtszeit einen Vorsit-

zenden und mindestens einen stellvertretenden Vorsitzenden nach näherer Maß-

gabe des § 27 Mitbestimmungsgesetz. Scheidet der Vorsitzende oder ein stellver-

tretender Vorsitzender vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so hat der Aufsichtsrat un-

verzüglich eine Ersatzwahl durchzuführen. 

§ 11 EINBERUFUNG DES AUFSICHTSRATES 

(1) Aufsichtsratssitzungen sollen mindestens einmal in jedem Kalenderhalbjahr statt-

finden. Sie sind außerdem einzuberufen, wenn ein Mitglied des Aufsichtsrates o-

der der Geschäftsführung es für erforderlich hält. 

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden zu den Aufsichtsratssitzungen durch den Vor-

sitzenden des Aufsichtsrates mit einer Frist von 14 Tagen eingeladen. In dringen-

den Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen und mündlich, fernmündlich, 

durch Telefax oder mittels elektronischer Medien einberufen. Mit der Einladung 

sind die Gegenstände der Tagesordnung bekannt zu machen. Der Aufsichtsrat 

kann auf die Einhaltung der Formen und Fristen sowie auf die genannte Vorlage 

oder Teile davon verzichten. 

§ 12 BESCHLUSSFÄHIGKEIT UND BESCHLUSSFASSUNG 

(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Aufsichtsratsmitglieder ordnungsge-

mäß eingeladen wurden und mehr als die Hälfte der Anzahl der Aufsichtsratsmit-

glieder anwesend ist. Dabei gilt ein nicht erschienenes Aufsichtsratsmitglied, das 

eine schriftliche Stimmabgabe überreichen lässt, insoweit als anwesend. Ist der 

Aufsichtsrat nicht beschlussfähig, so hat die Geschäftsführung innerhalb von 14 

Tagen eine zweite Sitzung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, die bei ei-

ner Mindestanzahl von drei Anwesenden ohne weitere Rücksicht auf die Zahl der 

Anwesenden für die Gegenstände der Tagesordnung der vorangegangenen, be-



6 / 10 

Stand: 30.03.2015 

schlussunfähigen Sitzung beschlussfähig ist; hierauf muss in der Einladung hin-

gewiesen werden. 

(2) Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 

soweit das Gesetz nichts anderes vorschreibt; dabei hat jedes Aufsichtsratsmit-

glied eine Stimme. 

(3) Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stimmengleichheit, so hat bei einer erneu-

ten Abstimmung über denselben Gegenstand, wenn auch sie Stimmengleichheit 

ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen. § 108 Abs. 3 des Aktiengeset-

zes ist auch auf die Abgabe der zweiten Stimme anzuwenden. Dem Stellvertreter 

steht die zweite Stimme nicht zu. 

(4) Beschlüsse auf schriftlichem, fernschriftlichem, fernmündlichem oder telegrafi-

schem Wege, durch Telefax oder mit üblichen elektronischen Kommunikationsmit-

teln oder durch jede Art einer Kombination der genannten Stimmabgabearten kön-

nen nur erfolgen, wenn kein Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren widerspricht. 

(5) Über Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzuferti-

gen, die vom Versitzenden zu unterzeichnen ist. 

§ 13 VERGÜTUNG DES AUFSICHTSRATES 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen eine 

jährliche Vergütung, deren Höhe die Gesellschafterversammlung festsetzt. Die auf 

die Vergütung entfallende Umsatzsteuer wird den Mitgliedern des Aufsichtsrates 

bei Nachweis der Abführung erstattet. 

(2) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, die stellvertretenden Vorsitzenden erhalten 

das Eineinhalbfache der in Absatz 1 genannten jährlichen Vergütung. 

§ 14 GESCHÄFTSFÜHRUNG 

(1) Die Gesellschaft hat mindestens zwei Geschäftsführer. 

(2) Die Geschäftsführer werden durch den Aufsichtsrat bestellt. Die Amtszeit der Ge-

schäftsführer beträgt grundsätzlich drei Jahre. Eine andere Amtszeit kann be-

stimmt werden. Die Bestimmung des § 38 Abs. 1 des GmbH-Gesetzes wird 

dadurch nicht berührt. 

(3) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Beschluss der Gesellschafterversamm-

lung Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden. 

(4) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer oder einen Geschäftsführer und 

einen Prokuristen gemeinsam gesetzlich vertreten. 

(5) Die Geschäftsführung gibt sich eine Geschäftsordnung, die dem Aufsichtsrat und 

der Gesellschafterversammlung zur Zustimmung vorgelegt werden muss. 
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(6) Für die Beschlussfassungen der Geschäftsführung genügt, sofern durch eine Ge-

schäftsordnung oder die Gesellschafterversammlung nichts anderes bestimmt 

wird, eine einfache Stimmenmehrheit. 

§ 15 ZUSTIMMUNGSBEDÜRFTIGE GESCHÄFTE 

(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung bedürfen der vorherigen Zustimmung 

des Aufsichtsrates. Hierzu gehören insbesondere folgende Geschäfte: 

a) Entscheidung über die Gründung von oder die Beteiligung an Unternehmen 

oder über den Erwerb oder die Veräußerung von Anteilen an einem Unter-

nehmen, sofern der Wert der Transaktion mehr als 25.000.000 EURO be-

trägt; 

b) Kapitalerhöhungen und -herabsetzungen, sofern der Wert der Maßnahmen 

im Einzelfall den Betrag von 25.000.000 EURO übersteigt; 

c) Erteilung von Generalvollmachten und Prokuren der STEAG GmbH; 

d) Investition in, Erwerb oder Verkauf von Vermögenswerte(n) einschließlich 

immaterielle(r) Vermögenswerte, sofern der Wert der Transaktion mehr als 

25.000.000 EURO beträgt, wobei der Wert einer solchen Transaktion durch 

die Bewertung sämtlicher Zahlungen, die im Rahmen eines Vertrags vor­ 

genommen werden, summenmäßig ermittelt wird; 

e) Miete, Pacht oder Leasing von Vermögenswerten, sofern der Wert einer 

solchen Transaktion mehr als 25.000.000 EURO beträgt, wobei der Wert 

einer solchen Transaktion durch die Bewertung sämtlicher Zahlungen, die 

im Rahmen eines Vertrags vorgenommen werden, summenmäßig ermittelt 

wird; 

f) Aufnahme von Darlehen, sofern die entsprechende Kreditvaluta im Einzel-

fall mehr als 125.000.000 EURO beträgt; ferner die Begebung von Anlei-

hen; 

g) Übernahme einer Bürgschaft, Garantie, Patronatserklärung oder sonstiger 

Sicherungsrechte, sofern entweder der Wert des Sicherungsrechts mehr 

als 25.000.000 EURO beträgt oder das Sicherungsrecht nicht zur Absiche-

rung einer konkreten Geschäftsbeziehung gegeben wird oder das Geschäft 

außerhalb des üblichen Geschäftsbetriebs erfolgt; 

h) Gewährung eines Darlehens oder anderweitiger Finanzierungsmittel (mit 

Ausnahme von Darlehen an mit der STEAG GmbH verbundene Unterneh-

men i.S.d. §§ 15 ff. AktG), sofern der Wert einer solchen Transaktion mehr 

als 25.000.000 EURO beträgt. Stundungen und Zahlungsziele im ge-

schäftsüblichen Umfang sind ausgenommen; 

i) Klageerhebung sowie Einleitung von Schieds-, Beweissicherungs- oder 

ähnlichen Verfahren, mit einem Streitwert von mehr als 25.000.000 EURO; 
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j) Vergleiche, inklusive Anerkenntnis oder Verzicht, über gerichtlich oder 

schiedsgerichtlich geltend gemachte Ansprüche, sofern der Wert des An-

spruchs mehr als 25.000.000 EURO beträgt; 

k) Aufnahme und Aufgabe eines Geschäftsbereichs, sofern diese Maßnahme 

von wesentlicher oder grundsätzlicher Bedeutung ist; 

l) Abschluss und Änderung von Unternehmensverträgen 

m) Abschluss von Verträgen mit Gesellschaftern außerhalb des üblichen Ge-

schäftsbetriebs. 

(2) Die Geschäftsführung bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats auch dann, wenn 

sie bei verbundenen Unternehmen durch Weisung, Zustimmung, Stimmabgabe 

oder auf sonstige Weise bei der Vornahme der vorgenannten Geschäfte und Maß-

nahmen mitwirkt. Dies gilt nicht, soweit das Zustimmungsbedürfnis nach Absatz 1 

auf bestimmte Unternehmen beschränkt ist und das verbundene Unternehmen 

nicht hierzu zählt. 

(3) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung kann in Form einer allgemeinen 

Ermächtigung für einen bestimmten Kreis der bezeichneten Geschäfte im Voraus 

schriftlich erteilt werden. 

(4) Die Betrags- und Zeitgrenzen gemäß Absatz 1 und 3 können durch Beschluss des 

Aufsichtsrates verändert werden. 

(5) Der Aufsichtsrat kann auch weitere Geschäfte per Beschluss von seiner Zustim-

mung abhängig machen. 

(6) Sofern der Aufsichtsrat ein Präsidium gebildet hat, kann dieses in Fällen der Eilbe-

dürftigkeit, nach Beschluss des Aufsichtsrats oder gemäß der Geschäftsordnung 

für den Aufsichtsrat die Zustimmung nach Absatz 1 erteilen; die übrigen Mitglieder 

des Aufsichtsrates sind in der nächstfolgenden Sitzung darüber zu unterrichten. 

§ 16 WIRTSCHAFTSPLAN 

(1) Die Geschäftsführung hat rechtzeitig vor Beginn eines neuen Geschäftsjahres ei-

nen Wirtschaftsplan, bestehend aus Erfolgsplan sowie Investitions-, Finanzie-

rungs- und Personalplan (Jahresplanung) zu erstellen und dem Aufsichtsrat sowie 

der Gesellschafterversammlung zur Zustimmung vorzulegen. 

(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die kommenden fünf Jahre eine Strategiepla-

nung sowie eine Wirtschaftsplanung, die den Rahmen sowie die Eckdaten für die 

Jahresplanung vorgeben, zu erstellen und dem Aufsichtsrat sowie der Gesell-

schafterversammlung zur Kenntnisnahme vorzulegen. Jährlich ist dem Aufsichtsrat 

und der Gesellschafterversammlung über Änderungen und Abweichungen von 

dem ursprünglich erarbeiteten mittelfristigen Plankonzept zu berichten. 

§ 17 JAHRESABSCHLUSS 
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(1) Die Geschäftsführung ist verpflichtet, innerhalb von drei Monaten nach Schluss 

des Geschäftsjahres den Jahresabschluss sowie den Lagebericht aufzustellen. 

Für die Aufstellung gelten die Vorschriften des HGB für die großen Kapitalgesell-

schaften unabhängig von den tatsächlichen Größenklassen gern. § 267 HGB. 

(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind dem Abschlussprüfer vorzulegen. 

Die Prüfung ist entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vor-

schriften sowie den Grundsätzen des § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Haushaltsgrundsät-

zegesetz (nachstehend "HGrG" genannt) durchzuführen. Die den Mitgliedern der 

Geschäftsführung und des Aufsichtsrates im abgelaufenen Wirtschaftsjahr ge-

währten Gesamtbezüge sind nach Maßgabe der GO NRW individualisiert im An-

hang auszuweisen. 

(3) Nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Geschäftsführung den Jahresab-

schluss und den Lagebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich 

dem Aufsichtsrat zur Prüfung vorzulegen. Über das Ergebnis der Prüfung berichtet 

der Aufsichtsrat schriftlich an die Gesellschafterversammlung. 

(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichts hat die Geschäftsführung den 

Jahresabschluss, den Lagebericht und den Prüfungsbericht den mittelbar beteilig-

ten kommunalen Gebietskörperschaften vorzulegen. 

(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- und Auslegungsvorschriften des § 

108 Abs. 3 Nr. 1c GO NRW. 

§ 18 RECHT AUF EINSICHTNAHME/AUSKUNFTSPFLICHT 

(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften sind befugt, durch 

Beauftragte Einsicht in den Betrieb sowie Bücher und Schriften der Gesellschaft zu 

nehmen. Die Rechnungsprüfungsämter haben alle Prüfungsrechte nach § 103 GO 

NRW und § 54 HGrG sowie den Rechnungsprüfungsordnungen der Kommunen. 

(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 genannten Kommunen verpflichtet, 

alle Angaben vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, die zur Erstellung des 

Gesamtabschlusses der Kommune erforderlich sind. 

§ 19 LANDESGLEICHSTELLUNGSGESETZ 

Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 Landesgleichstellungs-

gesetz NRW (nachstehend "LGG NRW" genannt) in der zum Zeitpunkt des Ab-

schlusses dieses Gesellschaftsvertrags geltenden Fassung, dass für die Perso-

nalentwicklung und -förderung der Gesellschaft die Ziele des LGG NRW berück-

sichtigt werden. 

§ 20 SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

(1) Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 

(2) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im elektronischen 

Bundesanzeiger. 
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(3) Jeder Gesellschafter ist verpflichtet, der Geschäftsführung Veränderungen in sei-

ner Beteiligung, insbesondere infolge einer Teilung, Zusammenlegung oder 

Nennwertaufstockung von Geschäftsanteilen, in Urschrift, Ausfertigung oder be-

glaubigter Abschrift mitzuteilen und nachzuweisen. Die in den vorstehenden Sät-

zen aufgeführten Veränderungen werden jeweils mit Aufnahme der geänderten 

Gesellschafterliste zum Handelsregister wirksam. 

(4) Gerichtsstand ist, sofern rechtlich zulässig, ausschließlich der Satzungssitz der 

Gesellschaft. 

(5) Sollten Bestimmung dieses Vertrages oder eine künftig in ihn aufgenommene Be-

stimmung ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, 

so bleibt die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Das Gleiche 

gilt, falls sich herausstellen sollte, dass der Vertrag eine Regelungslücke enthält. 

An Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmungen oder zur Ausfül-

lung der Regelungslücke soll dann eine angemessene Regelung gelten, die dem 

am nächsten kommt, was die Gesellschafter gewollt hätten, wenn sie die Unwirk-

samkeit, Undurchführbarkeit oder Lückenhaftigkeit gekannt hätten. 

§ 21 GRÜNDUNGSKOSTEN 

Die Kosten der Beurkundung des Gesellschaftsvertrages, der Anmeldung der Ge-

sellschaft beim Handelsregister und der Eintragung im Handelsregister trägt die 

Gesellschaft bis zu einem Betrag von Euro 20.000,00; etwa darüber hinausgehen-

de Gründungskosten tragen die Gesellschafter im Verhältnis ihrer Kapitalanteile. 
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Gesellschaftsvertrag 
der 

STEAG Energy Services GmbH 
 
 

§ 1 
Firma, Sitz, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 
 

STEAG Energy Services GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Essen. 
 
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung, Zurverfügungstellung und Durch-

führung von Dienst- und Ingenieurleistungen, IT- und Kommunikationsdienstleistun-
gen sowie Beschaffung, Lieferung und/oder Installation von Komponenten und Anla-
gen für Energieerzeugungs- und Industrieanlagen, Ver- und Entsorgungsanlagen, 
insgesamt einschließlich zugehöriger Gewerke und Nebenanlagen, sowie die Ent-
wicklung, Herstellung und der Handel mit IT-und Kommunikationssystemen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an ähnlichen oder gleichen Unternehmen zu be-

teiligen, Tochtergesellschaften sowie Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu 
errichten, sich an Abnehmern der vorgenannten Dienstleistungen zu beteiligen sowie 
alle Geschäfte zu betreiben, die dem Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar 
zu dienen bestimmt sind. 

 
(3) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 

GO NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu führen, dass der öffentliche 
Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 
 

§ 3 
Dauer der Gesellschaft 

 
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
 
(2) Jeder Gesellschafter hat das Recht, die Gesellschaft mit einer Frist von sechs Mona-

ten zum Jahresende zu kündigen. 
 
 

§ 4 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt Euro 7.700.000,00 (in Worten: Euro Siebenmilli-
onensiebenhunderttausend). 
 
 

§ 5 
Geschäftsführung und Vertretung 
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(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Sie werden durch die Ge-

sellschafterversammlung bestellt. 
 
(2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Ge-

schäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft mit 
einem Prokuristen vertreten. 

 
(3) Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. 
 
(4) Die Geschäftsführer sind verpflichtet, für diejenigen Maßnahmen die vorherige Zu-

stimmung der Gesellschafterversammlung einzuholen, die in der Geschäftsordnung 
für die Geschäftsführer oder durch Beschluss der Gesellschafter als solche definiert 
sind. 

 
 

§ 6 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung wird von der Geschäftsführung mindestens einmal 

jährlich einberufen. 
 
(2) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Gesell-

schafter an der Beschlussfassung teilnimmt. 
 
(3) Je Euro 500,00 Geschäftsanteil gewähren ein Stimme. 
 
(4) Die Beschlüsse der Gesellschaft werden, sofern nicht zwingend gesetzliche Vorschrif-

ten oder diese Satzung etwas anderes vorsehen, mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen Stimmen gefasst. 

 
(5) Schriftliche oder fernschriftliche Beschlussfassung sowie die Beschlussfassung mit-

tels elektronischer Medien ist zulässig, wenn alle Gesellschafter zustimmen. 
 
 

§ 7 
Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist zuständig für die Entscheidungen über die ihr 

nach diesem Gesellschaftsvertrag und dem Gesetz obliegenden Angelegenheiten. 
 
(2) Insbesondere hat die Gesellschafterversammlung über folgende Angelegenheiten 

Beschluss zu fassen: 
 
 a) die Feststellung des Jahresabschlusses, 

 
b) die Verwendung des Jahresüberschusses nach Verrechnung eventueller Ge-

winn- oder Verlustvorträge aus Vorjahren, 
 
c) die Bestellung, Abberufung und Entlastung der Geschäftsführung, 
 
d) die Wahl des Abschlussprüfers, 
 
e) den Wirtschaftsplan, 
 
f) die Wahl und Abberufung der Beiratsmitglieder, 
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g) Gründung, Erwerb und Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen, 
 
h) die Zustimmung zu Abschluss, Änderung und Beendigung von Unterneh-

mensverträgen im Sinne des Aktienrechts, insbesondere von Ergebnisabfüh-
rungsverträgen, 

 
i) die Änderung des Gesellschaftsvertrages einschließlich Kapitalerhöhungen 

oder -herabsetzungen, 
 
j) sämtliche Geschäfte, Rechtshandlungen und Angelegenheiten, die sich die 

Gesellschafterversammlung zur Entscheidung vorbehält. 
 
(3) Der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung unterliegen auch 

Stimmabgaben, Zustimmungen, Weisungen und Beschlussfassungen, an denen die 
Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin bei Beteiligungsgesellschaften 
mitzuwirken hat. 

 
 

§ 8 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat, auf den die Bestimmungen des Aktiengesetzes 

keine Anwendung finden. Der Beirat hat die Aufgabe, die Geschäftsführung zu bera-
ten und zu unterstützen. 

 
(2) Der Beirat besteht aus mindestens sechs Mitgliedern, die von der Gesellschafterver-

sammlung gewählt und abberufen werden. Die Gesellschafterversammlung bestimmt 
auch den Vorsitzenden des Beirats. 

 
(3) Die Amtszeit des Beirats endet mit dem Ablauf der vierten auf die Wahl folgenden 

ordentlichen Gesellschafterversammlung. Scheidet ein Mitglied des Beirats vor Ablauf 
seiner Amtszeit aus dem Beirat aus, so ist in angemessener Frist eine Ersatzwahl 
vorzunehmen. Die Ersatzwahl erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen 
Mitglieds. 

 
(4) Der Beirat tritt in der Regel zweimal im Kalenderjahr zusammen. 
 
(5) Umfang und Art der Berichtspflicht gegenüber dem Beirat werden vom Vorsitzenden 

der Geschäftsführung festgelegt. 
 
(6) Die Sitzungen des Beirats werden durch den Vorsitzenden oder den von ihm benann-

ten Vertreter unter Angabe der Tagesordnung, des Versammlungsortes und der Zeit 
einberufen. Die Einberufung soll spätestens drei Wochen vor der Sitzung erfolgen. 
 

(7) Der Beirat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Schriftliche oder 
fernschriftliche Beschlussfassungen sowie die Beschlussfassung mittels elektroni-
scher Medien sind zulässig. Auf den Vorsitzenden des Beirats entfallen zwei Stim-
men. 

 
(8) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder, darunter der Vorsit-

zende, anwesend sind. 
 
(9) Jedes Mitglied des Beirats ist berechtigt, sich im Falle seiner Verhinderung durch ein 

anderes, hierzu schriftlich bevollmächtigtes Mitglied vertreten zu lassen. Dies gilt 
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auch für den Vorsitzenden, dessen benannter Vertreter übernimmt die Aufgaben des 
Vorsitzenden. 

 
(10) Über die Sitzungen des Beirats sind Niederschriften anzufertigen, die vom Vorsitzen-

den zu unterzeichnen sind. 
 
(11) Die Mitglieder des Beirats erhalten eine angemessene Vergütung, deren Höhe jeweils 

von der Gesellschafterversammlung festgesetzt wird. 
 
 

§ 9 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafterversammlung bis spätestens 30.11. ei-

nes jeden Jahres für das folgende Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan bestehend 
aus Erfolgsplan sowie Investitions-, Finanzierungs- und Stellenplan (Jahresplanung) 
vorzulegen. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die bevorstehenden fünf Jahre eine Strategie-

konzeption sowie eine Wirtschaftsplanung, die den Rahmen sowie die Eckdaten für 
die Jahresplanung vorgeben, zu erstellen und der Gesellschafterversammlung zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Jährlich ist der Gesellschafterversammlung über Ände-
rungen und Abweichungen vom ursprünglich erarbeiteten mittelfristigen Plankonzept 
zu berichten. 

 
 

§ 10 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei Monaten nach Ablauf eines Geschäfts-

jahres den Jahresabschluss sowie den Lagebericht aufzustellen. Für die Aufstellung 
gelten die Vorschriften des HGB für große Kapitalgesellschaften, unabhängig von der 
tatsächlichen Größenklasse gem. § 267 HGB. 

 
(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die 

Prüfung ist entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften sowie den Grundsätzen des § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Haus-
haltsgrundsätzegesetz (HGrG) durchzuführen. Die den Mitgliedern der Geschäftsfüh-
rung und des Beirates im abgelaufenen Wirtschaftsjahr gewährten Gesamtbezüge 
sind nach Maßgabe der GO NRW individualisiert im Anhang auszuweisen. 

 
(3) Nach Eingang des Prüfungsberichts hat die Geschäftsführung den Jahresabschluss 

und den Lagebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich der Gesell-
schafterversammlung zur Prüfung vorzulegen. 

 
(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Geschäftsführung den Jah-

resabschluss, den Lagebericht und den Prüfungsbericht den mittelbar beteiligten 
kommunalen Gebietskörperschaften vorzulegen. 

 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- und Auslegungsvorschriften des § 108 

Abs. 3 Nr. 1c GO NRW. 
 
 

§ 11 
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 
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(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften sind befugt, durch Be-
auftragte Einsicht in den Betrieb sowie die Bücher und Schriften der Gesellschaft zu 
nehmen. Die Rechnungsprüfungsämter haben alle Prüfungsrechte nach § 103 GO 
NRW und § 54 HGrG sowie den Rechnungsprüfungsordnungen der Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 genannten Kommunen verpflichtet, alle 

Angaben vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, die zur Erstellung des Gesamt-
abschlusses der Kommune erforderlich sind. 

 
 

§ 12 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes 
NRW (LGG NRW) in der zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Gesellschaftsvertrages gel-
tenden Fassung, dass für die Personalentwicklung und -förderung der Gesellschaft die Ziele 
des LGG NRW berücksichtigt werden. 
 
 

§ 13 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirksam sein oder werden, so wird 

dadurch die Gültigkeit des Vertrages selbst nicht berührt. Vielmehr soll die rechtsun-
wirksame Bestimmung durch eine andere, im wirtschaftlichen Erfolg ihr möglichst 
gleichkommende Regelung ersetzt werden. 

 
(2) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im elektronischen Bundesanzeiger. 
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Gesellschaftsvertrag 
der 

STEAG Fernwärme GmbH 
 
 

§ 1 
Firma, Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma: 
 

STEAG Fernwärme GmbH. 
 
(2) Sie hat ihren Sitz in Essen. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Betätigung auf dem Gebiete der Fernwärme-
versorgung und die Vornahme aller damit zusammenhängender Geschäfte. 
 
(2) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 

GO NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu führen, dass der öffentliche 
Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 
 

§ 3 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 20.5000.000,00 (in Worten: EURO Zwan-
zigmillionenfünfhunderttausend). 
 
 

§ 4 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Für die Zeit vom 01. Juli bis zum 31. Dezember 
1973 wird ein Rumpfgeschäftsjahr eingelegt. 
 
 

§ 5 
Organe der Gesellschaft 

 
Die Gesellschaft hat folgende Organe: 
 
a) Gesellschafterversammlung 
b) Geschäftsführung 
c) Beirat 
 
 

§ 6 
Geschäftsführung und Vertretung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung bestellt die Geschäftsführer und beruft sie ab. 
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(2) Sind mehrere Geschäftsführer vorhanden, so wird die Gesellschaft gesetzlich vertre-
ten durch zwei Geschäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer in 
Gemeinschaft mit einem Prokuristen. 

 
 

§ 6a 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung wird von der Geschäftsführung mindestens einmal 

jährlich einberufen. 
 
(2) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Gesell-

schafter an der Beschlussfassung teilnimmt. 
 
(3) Je Euro 500,00 Geschäftsanteil gewähren eine Stimme. 
 
(4) Die Beschlüsse der Gesellschaft werden, sofern nicht zwingend gesetzliche Vorschrif-

ten oder diese Satzung etwas anderes vorsehen, mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen Stimmen gefasst. 

 
(5) Schriftliche oder fernschriftliche Beschlussfassung sowie die Beschlussfassung mit-

tels elektronischer Medien ist zulässig, wenn alle Gesellschafter zustimmen. 
 
 

§ 7 
Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist zuständig für die Entscheidungen über die ihr 

nach diesem Gesellschaftsvertrag und dem Gesetz obliegenden Angelegenheiten. 
 
(2) Insbesondere hat die Gesellschafterversammlung über folgende Angelegenheiten 

Beschluss zu fassen: 
 
 a) die Feststellung des Jahresabschlusses, 

b) die Verwendung des Jahresüberschusses nach Verrechnung eventueller Ge-
winn- oder Verlustvorträge aus Vorjahren, 

 c) die Bestellung, Abberufung und Entlastung der Geschäftsführung, 
 d) die Wahl des Abschlussprüfers, 
 e) den Wirtschaftsplan, 
 f) die Wahl und Abberufung der Beiratsmitglieder, 
 g) Gründung, Erwerb und Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen, 

h) die Zustimmung zu Abschluss, Änderung und Beendigung von Unterneh-
mensverträgen im Sinne des Aktienrechts, insbesondere von Ergebnisabfüh-
rungsverträgen, 

i) die Änderung des Gesellschaftsvertrages einschließlich Kapitalerhöhungen 
oder -herabsetzungen, 

j) sämtliche Geschäfte, Rechtshandlungen und Angelegenheiten, die sich die 
Gesellschafterversammlung zur Entscheidung vorbehält. 

 
(3) Der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung unterliegen auch 

Stimmabgaben, Zustimmungen, Weisungen und Beschlussfassungen, an denen die 
Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin bei Beteiligungsgesellschaften 
mitzuwirken hat. 

 
§ 8 

Beirat 
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(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat, auf den die Bestimmungen des Aktiengesetzes 

keine Anwendung finden. Der Beirat besteht aus mindestens sechs Mitgliedern, die 
von der Gesellschafterversammlung gewählt und abberufen werden. Die Gesellschaf-
terversammlung bestimmt auch den Vorsitzenden und den/die stellvertretenden Vor-
sitzenden. Sind mehrere stellvertretende Vorsitzende bestimmt, vertreten sich diese 
gegenseitig. Der Beirat erhält eine Geschäftsordnung, die durch die Gesellschafter-
versammlung beschlossen wird. 

 
(2) Die Amtszeit des Beirats endet mit dem Ablauf der vierten auf die Wahl folgenden 

ordentlichen Gesellschafterversammlung. Scheidet ein Mitglied des Beirats vor Ablauf 
seiner Amtszeit aus dem Beirat aus, so ist in angemessener Frist eine Ersatzwahl 
vorzunehmen. Die Ersatzwahl erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen 
Mitglieds. 

 
(3) Der Beirat tritt in der Regel zweimal im Kalenderjahr zusammen. 
 
(4) Die Mitglieder des Beirats erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen eine angemes-

sene Vergütung, deren Höhe jeweils von der Gesellschafterversammlung festgesetzt 
wird. 

 
 

§ 9 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafterversammlung bis spätestens 30.11. ei-

nes jeden Jahres für das folgende Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan bestehend 
aus Erfolgsplan sowie Investitions-, Finanzierungs- und Stellenplan (Jahresplanung) 
vorzulegen. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die bestehenden fünf Jahre eine Strategiekon-

zeption sowie eine Wirtschaftsplanung, die den Rahmen sowie die Eckdaten für die 
Jahresplanung vorgeben, zu erstellen und der Gesellschafterversammlung zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Jährlich ist der Gesellschafterversammlung über Ände-
rungen und Abweichungen vom ursprünglich erarbeiteten mittelfristigen Plankonzept 
zu berichten. 

 
 

§ 10 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei Monaten nach Ablauf eines Geschäfts-

jahres den Jahresabschluss sowie den Lagebericht aufzustellen. Für die Aufstellung 
gelten die Vorschriften des HGB für große Kapitalgesellschaften, unabhängig von der 
tatsächlichen Größenklasse gem. § 267 HGB. 

 
(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die 

Prüfung ist entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften sowie den Grundsätzen des § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Haus-
haltsgrundsätzegesetz (HGrG) durchzuführen. Die den Mitgliedern der Geschäftsfüh-
rung und des Beirates im abgelaufenen Wirtschaftsjahr gewährten Gesamtbezüge 
sind nach Maßgabe der GO NRW individualisiert im Anhang auszuweisen. 

 
(3) Nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Geschäftsführung den Jahresabschluss 

und den Lagebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich der Gesell-
schafterversammlung zur Prüfung vorzulegen. 
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(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Geschäftsführung den Jah-

resabschluss, den Lagebericht und den Prüfungsbericht den mittelbar beteiligten 
kommunalen Gebietskörperschaften vorzulegen. 

 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- und Auslegungsvorschriften des § 108 

Abs. 3 Nr. 1c GO NRW. 
 
 

§ 11 
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 

 
(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften durch Beauftragte Ein-

sicht in den Betrieb sowie die Bücher und Schriften der Gesellschaft zu nehmen. Die 
Rechnungsprüfungsämter haben alle Prüfungsrechte nach § 103 GO NRW und § 54 
HGrG sowie den Rechnungsprüfungsordnungen der Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 genannten Kommunen verpflichtet, alle 

Angaben vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, die zur Erstellung des Gesamt-
abschlusses der Kommune erforderlich sind. 

 
 

§ 12 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes 
NRW (LGG NRW) in der zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Gesellschaftsvertrages gel-
tenden Fassung, dass für die Personalentwicklung und -förderung der Gesellschaft die Ziele 
des LGG NRW berücksichtigt werden. 
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Gesellschaftsvertrag 
der 

STEAG New Energies GmbH 
 
 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
 

STEAG New Energies GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Saarbrücken. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind Planung, Errichtung und Betrieb von Energieer-

zeugungsanlagen, die Vermarktung von Energie, Reststoffen und Energieträgern, 
insbesondere auf dem Gebiet der regenerativen Energien, einschließlich Beschaffung 
und Transport von leitungsgebundenen und sonstigen Energieträgern sowie das Füh-
ren und Betreiben der erforderlichen Anlagen und die Durchführung hiermit verbun-
dener Dienstleistungen, insbesondere Ingenieurleistungen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die geeignet 

sind, dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen. 
 
(3) Die Gesellschaft kann diese Tätigkeiten selbst ausführen oder durch Unternehmen 

ausführen lassen, an denen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. Sie kann auch 
andere Unternehmen gleicher oder verwandter Art gründen, erwerben und sich an 
ihnen beteiligen sowie solche Unternehmen leiten oder sich auf die Verwaltung der 
Beteiligung beschränken. Sie kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in Unternehmen 
ausgliedern, an denen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. Sie ist berechtigt, 
Unternehmensverträge abzuschließen. Sie kann Zweigniederlassungen errichten. 

 
(4) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 

GO NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu führen, dass der öffentliche 
Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 
 

§ 3 
Stammkapital 

 
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 5.050.000,00 (in Worten: Euro 

Fünfmillionenfünfzigtausend). 
 
(2) Von dem Stammkapital hat die Evonik Steag GmbH, Essen. einen Geschäftsanteil 

Nr. 1 im Nennbetrag von EUR 5.000.000,00, und die Geschäftsanteile Nrn. 2 und 3 
im Nennbetrag von jeweils EUR 25.000,00 übernommen. 

 
(3) Die Stammeinlage auf den Geschäftsanteil Nr. 1 hat die Evonik Steag GmbH im 

Rahmen einer Abspaltung zur Neugründung gemäß § 123 Abs. 2 Nr. 2 UmwG geleis-
tet, indem die Evonik New Energies GmbH, deren Umfirmierung im Zusammenhang 
mit der Abspaltung durch die Gesellschafterversammlung beschlossen wurde, Teile 
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ihres Vermögens, nämlich den Teilbetrieb „Renewables" auf die Gesellschaft übertra-
gen hat. 

 
 

§ 4 
Übertragung, Teilung und Verpfändung von Geschäftsanteilen 

 
(1) Verfügungen über Geschäftsanteile, insbesondere die Übertragung, Teilung oder 

Verpfändung von Geschäftsanteilen sowie die Bestellung eines Nießbrauchs, bedür-
fen der Zustimmung der Gesellschafterversammlung. 

 
(2) Bei Übertragung von Geschäftsanteilen und bei Änderungen im Gesellschafterkreis 

eines Gesellschafters ist der zur Übertragung stehende bzw. dem Gesellschafter ge-
hörende Geschäftsanteil zuerst den anderen Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Ge-
schäftsanteile zur Übernahme anzubieten. Nimmt ein Gesellschafter das Angebot 
nicht an, ist es an die restlichen Gesellschafter im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile 
gerichtet. Der angebotene Geschäftsanteil kann nur insgesamt übernommen werden. 
Lehnt ein Gesellschafter die Übernahme ab, darf er die Zustimmung nach Absatz 1 
nicht ohne wichtigen Grund verweigern. 

 
(3) Für die Festsetzung des Übernahmepreises nach Absatz 2 erfolgt die Bewertung 

nach betriebswirtschaftlich allgemein anerkannten Bewertungsgrundsätzen für Betei-
ligungen an Handelsgesellschaften unter Berücksichtigung ernsthafter Kaufangebote 
Dritter. Sofern über die Höhe des Übernahmepreises keine Einigung erzielt wird, er-
folgt die Bewertung durch einen gemeinsam zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer. 
Wird eine Einigung über die Person des Wirtschaftsprüfers nicht erzielt, werden die 
Gesellschafter den vom Präsidenten der Industrie- und Handelskammer in Essen 
vorgeschlagenen Wirtschaftsprüfer und dessen Bewertung anerkennen. Diese Kosten 
trägt die Gesellschaft. 

 
(4) Die vorstehenden Absätze 1 bis 3 gelten nicht für die Übertragung auf verbundene 

Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG. Absatz 2 Satz 1 gilt insbesondere nicht für 
den Fall, dass bei Veränderungen im Gesellschafterkreis an die Stelle des ursprüngli-
chen Gesellschafters mit ihm verbundene Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG 
treten. 

 
 

§ 5 
Geschäftsjahr 

 
(1) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Für die Zeit von der Gründung bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem die Grün-

dung erfolgt, wird ein Rumpfgeschäftsjahr eingelegt. 
 
 

§ 6 
Organe der Gesellschaft 

 
Organe der Gesellschaft sind: 
 
 a) die Gesellschafterversammlung, 
 
 b) die Geschäftsführung, 
 
 c) der Aufsichtsrat. 
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§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ der Gesellschaft. Sie ist min-

destens einmal jährlich einzuberufen, spätestens vier Monate nach Schluss des Ge-
schäftsjahres als ordentliche Gesellschafterversammlung, sowie stets dann, wenn ein 
Gesellschafter, der Aufsichtsrat oder die Geschäftsführung dies für erforderlich hält. 

 
(2) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsführung mit einer Frist von 14 Tagen mit-

tels eingeschriebenen Briefes, wobei der Tag der Einladung und der Tag der Ver-
sammlung nicht mitgezählt werden. Die Tagesordnung für eine Gesellschafterver-
sammlung sowie die Beratungsunterlagen, Entscheidungsvorlagen und Beschluss-
vorschläge sind so rechtzeitig zu übersenden, dass sie den Gesellschaftern spätes-
tens zu Beginn der in Satz 1 genannten Frist vorliegen. Die Gesellschafter können auf 
die Einhaltung der Formen und Fristen ganz oder teilweise verzichten. 

 
(3) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt der von ihr mit einfacher Mehr-

heit gewählte Vorsitzende, ansonsten eröffnet der an Lebensjahren älteste anwesen-
de Gesellschaftervertreter die Versammlung und lässt von dieser einen Versamm-
lungsleiter wählen. 

 
(4) Neben den durch Gesetz zwingend vorgeschriebenen und an anderer Stelle dieses 

Gesellschaftsvertrages genannten Aufgaben obliegt der Gesellschafterversammlung 
insbesondere die Beschlussfassung über 

 
a) die Feststellung des Jahresabschlusses, 

 
b) die Verwendung des Jahresüberschusses nach Verrechnung eventueller Ge-

winn- oder Verlustvorträge aus Vorjahren, 
 

c) die Bestellung, Abberufung und Entlastung der Geschäftsführung,, 
 

d) die Wahl des Abschlussprüfers, 
 
e) den Wirtschaftsplan, 
 
f) die Wahl und Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner, 
 
g) die Entlastung des Aufsichtsrates, 
 
h Gründung, Erwerb und Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen, 
 
i) die Zustimmung zu Abschluss, Änderung und Beendigung von Unterneh-

mensverträgen im Sinne des Aktienrechts, insbesondere von Ergebnisabfüh-
rungsverträgen, 

 
j) die Änderung des Gesellschaftsvertrages einschließlich Kapitalerhöhungen 

oder -herabsetzungen, 
 
k) sämtliche Geschäfte, Rechtshandlungen und Angelegenheiten, die sich die 

Gesellschafterversammlung zur Entscheidung vorbehält. 
 

Der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung unterliegen auch 
Stimmabgaben, Zustimmungen, Weisungen und Beschlussfassungen, an denen die 
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Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin bei Beteiligungsgesellschaften 
mitzuwirken hat. 

 
 

§ 8 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Gesellschafter ord-

nungsgemäß eingeladen wurden und mehr als 50 % des Stammkapitals vertreten 
sind. Ist die Versammlung nicht beschlussfähig, so hat die Geschäftsführung inner-
halb von vierzehn Tagen eine zweite Versammlung mit derselben Tagesordnung ein-
zuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen beschlussfähig 
ist; hierauf muss in der Einladung hingewiesen werden. 

 
(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag oder gesetzliche Vorschriften nichts ande-

res bestimmt ist, fasst die Gesellschafterversammlung ihre Beschlüsse mit einfacher 
Stimmmehrheit. Je € 50,-- eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. 

 
(3) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, fernschriftlichem oder telegrafischem We-

ge oder durch Telekopie oder mit üblichen elektronischen Kommunikationsmitteln ge-
fasst werden, sofern alle Gesellschafter mit diesem Verfahren einverstanden sind. 

 
(4) Über die Beschlussfassungen der Gesellschafterversammlung sind entsprechende 

Niederschriften aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden der Versammlung bzw. bei 
schriftlicher Beschlussfassung von den Gesellschaftern zu unterzeichnen sind. 

 
 

§ 9 
Aufsichtsrat 

 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 6 Mitgliedern. 
 
(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder dauert bis zur Beendigung der Gesellschaf-

terversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der 
Amtszeit beschließt, sofern die Gesellschafterversammlung nicht eine kürzere Amts-
dauer bestimmt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht 
mitgezählt. Ergänzungswahlen erfolgen für den Rest der Amtszeit eines ausgeschie-
denen Mitglieds. 

 
(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt jederzeit nach vorangegangener, an 

die Gesellschaft zu richtende Kündigung unter Einhaltung einer einmonatigen Kündi-
gungsfrist zum Ende eines Monats niederlegen. 

 
(4) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben und Ausschüsse einsetzen. 
 
(5) Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Geschäftsführung im Rahmen der gesetzli-

chen Bestimmung und dieses Gesellschaftsvertrages. Darüber hinaus werden seine 
Rechte und Pflichten durch die Gesellschafterversammlung festgesetzt. 

 
(6) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegenüber den Geschäftsführern. Willenser-

klärungen des Aufsichtsrates sind im Namen des Aufsichtsrates von dem Vorsitzen-
den, im Falle seiner Verhinderung von einem seiner Stellvertreter abzugeben. 

 
 

§ 10 
Vorsitz des Aufsichtsrates 
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Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer seiner Amtszeit einen Vorsitzenden und 
mindestens einen stellvertretenden Vorsitzenden. Scheidet der Vorsitzende oder ein stellver-
tretender Vorsitzender vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich 
eine Ersatzwahl durchzuführen. 
 
 

§ 11 
Einberufung des Aufsichtsrates 

 
(1) Aufsichtsratssitzungen sollen mindestens einmal in jedem Kalenderhalbjahr stattfin-

den. Sie sind außerdem einzuberufen, wenn ein Mitglied des Aufsichtsrates oder der 
Geschäftsführung es für erforderlich hält. 

 
(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden zu den Aufsichtsratssitzungen durch den Vorsit-

zenden des Aufsichtsrates mit einer Frist von 14 Tagen eingeladen. In dringenden 
Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen und mündlich, fernmündlich, durch Te-
lefax oder mittels elektronischer Medien einberufen. Mit der Einladung sind die Ge-
genstände der Tagesordnung bekannt zu machen. Der Aufsichtsrat kann auf die Ein-
haltung der Formen und Fristen sowie auf die genannte Vorlage oder Teile davon 
verzichten. 

 
 

§ 12 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

 
(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Aufsichtsratsmitglieder ordnungsgemäß 

eingeladen wurden und mehr als die Hälfte der Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder 
anwesend ist. Dabei gilt ein nicht erschienenes Aufsichtsratsmitglied, das eine schrift-
liche Stimmabgabe überreichen lässt, insoweit als anwesend. Ist der Aufsichtsrat 
nicht beschlussfähig, so hat der Aufsichtsratsvorsitzende innerhalb von 14 Tagen ei-
ne zweite Sitzung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Anwesenden beschlussfähig ist; hierauf muss in der Einladung hingewie-
sen werden. 

 
(2) Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen; dabei 

hat jedes Aufsichtsratsmitglied eine Stimme. 
 
(3) Beschlüsse auf schriftlichem, fernschriftlichem, fernmündlichem oder telegrafischem 

Wege, durch Telefax oder mit üblichen elektronischen Kommunikationsmitteln durch 
jede Art einer Kombination der genannten Stimmabgabearten können nur erfolgen, 
wenn kein Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren widerspricht. 

 
(4) Über Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, 

die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 
 
 

§ 13 
Vergütung des Aufsichtsrates 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen eine jähr-

liche Vergütung, deren Höhe die Gesellschafterversammlung festsetzt. Die auf die 
Vergütung entfallende Umsatzsteuer wird den Mitgliedern des Aufsichtsrates erstat-
tet. 
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(2) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, die stellvertretenden Vorsitzenden erhalten das 
Eineinhalbfache der in Absatz 1 genannten jährlichen Vergütung. 

 
 

§ 14 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat mindestens zwei Geschäftsführer. 
 
(2) Die Geschäftsführer werden durch die Gesellschafterversammlung bestellt. Die 

Amtszeit der Geschäftsführer beträgt grundsätzlich drei Jahre. Die Gesellschafterver-
sammlung kann eine andere Amtszeit bestimmen. Die Bestimmung des § 38 Abs. 1 
des GmbH­Gesetzes wird dadurch nicht berührt. 

 
(3) Darüber hinaus soll die Gesellschafterversammlung eine Geschäftsordnung für die 

Geschäftsführung beschließen 
 
(4) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Beschluss der Gesellschafterversammlung 

Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden 
 
(5) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer oder einen Geschäftsführer und 

einen Prokuristen gemeinsam gesetzlich vertreten. 
 
(6) Für Beschlussfassungen der Geschäftsführung genügt, sofern durch eine Geschäfts-

ordnung oder die Gesellschafterversammlung nichts anderes bestimmt wird, eine ein-
fache Stimmenmehrheit. 

 
(7) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafterversammlung rechtzeitig, spätestens 

sechs Wochen vor Beginn eines neuen Geschäftsjahres, einen Gesamtjahresplan, 
bestehend aus einem Ergebnis-, Bilanz- sowie Finanz- und Investitionsplan, vorzule-
gen. 

 
 

§ 15 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung bedürfen der vorherigen Zustimmung des 

Aufsichtsrates. Hierzu gehören insbesondere folgende Geschäfte: 
 

a) Grundsätzliche Änderungen der Unternehmens- oder Konzernorganisation; 
 

b) Erschließung neuer Geschäftsfelder oder Aufgabe von Geschäftsfeldern, so-
weit diese Maßnahmen von wesentlicher oder grundsätzlicher Bedeutung 
sind; 

 
c) Investitionen, soweit sie im Einzelfall Euro 5.000.000,00 übersteigen und nicht 

in der Wirtschaftsplanung als Einzelprojekt enthalten sind; 
 
d) Erwerb und Veräußerung jeder Art von Anteilsrechten an anderen Unterneh-

men, Gründung und Auflösung von anderen Unternehmungen sowie Kapital-

erhöhungen und -herabsetzungen von mehr als Euro 5.000.000,00 im Einzel- 
bzw. Geschäftswert und die Errichtung und Auflösung von Zweigniederlas-
sungen; 
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e) Erwerb Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, grundstücksgleichen 
Rechten und Rechten an Grundstücken, sofern der Betrag im Einzelfall Euro 
5.000.000,00 übersteigt 

 
Kredite, Bürgschaften, Garantien 

 
f) Aufnahme von Krediten, deren Betrag im Einzelfall Euro 15.000.000,00 über-

steigt oder deren Laufzeit über zwei Jahre hinausgeht, wenn der Betrag Euro 
5.000.000,00 übersteigt, ferner die Aufnahme von Anleihen; 

 
g) Gewährung von Darlehen und sonstigen Krediten außerhalb des üblichen Ge-

schäftsverkehrs; 
 

h) Übernahme von Bürgschaften, Garantien und ähnlichen Haftungen außerhalb 
des üblichen Geschäftsverkehrs; 

 
Verträge 

 
i) Abschluss von Miet- oder Pachtverträgen mit einem Miet- oder Pachtzins von 

mehr als Euro 10.000.000,00 jährlich oder einer Vertragsdauer von mehr als 
drei Jahren und einem jährlichen Miet- oder Pachtzins von mehr als Euro 
3.000.000,00; 

 
j) Abschluss, Änderung und Aufhebung von Unternehmensverträgen; 

 
k) sonstige Verträge und Geschäfte außerhalb des üblichen Geschäftsbetriebes 

mit einem Geschäftswert von mehr als Euro 5.000.000,00; 
 

Personalentscheidungen 
 

l) Erteilung von Generalvollmachten und Prokuren; 
 
Beteiligungsgesellschaften 
 
m) Beschlussfassungen, die die Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Gesellschaf-

terin bei Beteiligungsgesellschaften zu fassen hat und die Beschlussgegen-
stände gemäß den vorstehenden Buchstaben a - k betreffen. 

 
(2) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung kann in Form einer allgemeinen Er-

mächtigung für einen bestimmten Kreis der bezeichneten Geschäfte im Voraus 
schriftlich erteilt werden. Die Betrags- und Zeitgrenzen können durch Beschluss des 
Aufsichtsrates verändert werden. 

 
(3) Der Aufsichtsrat kann auch weitere Geschäfte von seiner Zustimmung abhängig ma-

chen. 
 
 

§ 16 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafterversammlung bis spätestens 15.11. ei-

nes jeden Jahres für das folgende Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan bestehend 
aus Erfolgsplan sowie Investitions-, Finanzierungs- und Stellenplan (Jahresplanung) 
vorzulegen. 
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(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die bevorstehenden fünf Jahre eine Strategie-
konzeption sowie eine Wirtschaftsplanung, die den Rahmen sowie die Eckdaten für 
die Jahresplanung vorgeben, zu erstellen und der Gesellschafterversammlung zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Jährlich ist der Gesellschafterversammlung über Ände-
rungen und Abweichungen vom ursprünglich erarbeiteten mittelfristigen Plankonzept 
zu berichten. 

 
 

§ 17 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei Monaten nach Ablauf eines Geschäfts-

jahres den Jahresabschluss sowie den Lagebericht aufzustellen. Für die Aufstellung 
gelten die Vorschriften des HGB für große Kapitalgesellschaften, unabhängig von der 
tatsächlichen Größenklasse gem. § 267 HGB. 

 
(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die 

Prüfung ist entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften sowie den Grundsätzen des § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Haus-
haltsgrundsätzegesetz (HGrG) durchzuführen. Die den Mitgliedern der Geschäftsfüh-
rung und des Beirates im abgelaufenen Wirtschaftsjahr gewährten Gesamtbezüge 
sind nach Maßgabe der GO NRW individualisiert im Anhang auszuweisen.  

 
(3) Nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Geschäftsführung den Jahresabschluss 

und den Lagebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich der Gesell-
schafterversammlung zur Prüfung vorzulegen.  

 
(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Geschäftsführung den Jah-

resabschluss, den Lagebericht und den Prüfungsbericht den mittelbar beteiligten 
kommunalen Gebietskörperschaften vorzulegen. 

 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- und Auslegungsvorschriften des § 108 

Abs. 3 Nr. 1c GO NRW. 
 
 

§ 18 
Dauer der Gesellschaft 

 
Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 
 
 

§ 19 
Ausschließung eines Gesellschafters/Abtretung 

 
(1) Tritt ein in der Person des Gesellschafters seine Ausschließung rechtfertigender wich-

tiger Grund ein, insbesondere: 
 

- Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen eines Gesellschafters o-
der Ablehnung eines solchen Verfahrens mangels Masse; 

- Pfändung von einem oder mehreren Geschäftsanteilen eines Gesellschafters auf 
Grund eines vollstreckbaren Titels oder Betreibung der Pfandverwertung; 

 
so kann der Gesellschafter durch die Gesellschafterversammlung aus der Gesell-
schaft ausgeschlossen werden. Dies gilt auch dann, wenn die genannten Gründe im 
Zeitpunkt der Ausschließung nicht mehr vorliegen. 
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(2) Der Ausschließungsbeschluss der Gesellschafterversammlung bedarf der einfachen 
Mehrheit; der von der Ausschließung betroffene Gesellschafter hat bei diesem Be-
schluss kein Stimmrecht. Seine Stimmen bleiben bei der Berechnung der erforderli-
chen Mehrheit außer Betracht. Die Ausschließung erfolgt, wenn die Gesellschafter-
versammlung oder die Geschäftsführung nichts anderes bestimmt, mit Wirkung des 
Tages, an dem eines der in Absatz 1 benannten Ereignisse in der Person des Gesell-
schafters eintritt. Die Ausschließung wird mit Zugang des Ausschließungsbeschlus-
ses an den betroffenen Gesellschafter wirksam, unabhängig davon, ob eine Einigung 
über die Höhe gerichtlich festgestellt worden ist. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung beschließt zugleich mit dem Ausschließungsbe-

schluss, in welchem Verhältnis die Geschäftsanteile des betroffenen Gesellschafters 
auf die verbleibenden Gesellschafter oder Dritte übertragen werden. Werden die Ge-
schäftsanteile des betroffenen Gesellschafters auf die verbleibenden Gesellschafter 
übertragen, so treten diese mit der Bekanntgabe des Ausschließungsbeschlusses in 
die Gesellschafterstellung des betroffenen Gesellschafters ein, es sei denn, ein Ge-
sellschafter widerspricht bei der Beschlussfassung über die Ausschließung zu Proto-
koll der Gesellschafterversammlung der Übernahme des Geschäftsanteils. In diesem 
Fall tritt/treten der verbleibende Gesellschafter/die verbleibenden Gesellschafter auch 
in die dem nicht zur Übernahme bereiten verbleibenden Gesellschafter ansonsten 
zugewiesene Gesellschafterstellung ein. 

 
(4) Werden die Geschäftsanteile auf Dritte übertragen, so treten diese mit Abgabe der 

Übernahmeerklärung in die Gesellschafterstellung ein; wird die Übernahmeerklärung 
nicht innerhalb einer Woche abgegeben, so treten die verbleibenden Gesellschafter 
im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile in die Gesellschafterstellung des betroffenen Ge-
sellschafters ein. 

 
(5) Sofern nicht Dritte in die Stellung des betroffenen ausgeschlossenen Gesellschafters 

eintreten, bedarf es keiner gesonderten Übernahmeerklärung. 
 
(6) Der durch Ausschließungsbeschluss ausscheidende Gesellschafter hat gegen 

den/die neuen Gesellschafter, der/die seinen Anteil übernimmt/übernehmen, einen 
Abfindungsanspruch in Höhe seines Anteils am fiktiven Liquidationswert der Gesell-
schaft. Der Anspruch richtet sich gegen den oder die übernehmenden Gesellschafter 
jeweils im Verhältnis der von ihnen übernommenen Anteile. Sofern keine Einigung 
zwischen dem/den ausscheidenden Gesellschaftern innerhalb einer angemessenen 
Frist von sechs Monaten über den Liquidationswert erreicht werden kann, stellt der 
Abschlussprüfer der Gesellschaft diesen abschließend fest. Die Kosten dieser Fest-
stellung trägt der ausscheidende Gesellschafter. 

 
(7) Steht ein Geschäftsanteil mehreren Gesellschaftern gemeinschaftlich zu, so genügt 

es, wenn ein Ausschließungsgrund in der Person eines der Mitgesellschafter vorliegt 
oder vorlag. Die Gesellschaft oder die Gesellschafter können bei Pfändung eines Ge-
schäftsanteils jederzeit den vollstreckenden Gläubiger befriedigen. Der betroffene 
Gesellschafter darf der Befriedigung nicht widersprechen, er muss sich das zur Be-
friedigung des vollstreckenden Gläubigers Aufgewendete auf seinen Entgeltanspruch 
anrechnen lassen. Im Übrigen gelten die vorstehenden Ziffern entsprechend. 

 
 

§ 20 
Einziehung 

 
(1) Unbeschadet der Ausschließung gem. § 19 ist die Einziehung von Geschäftsanteilen 

mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters jederzeit zulässig; der Zustimmung 
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des betroffenen Gesellschafters bedarf es nicht in den Fällen des § 19 Abs. 1 dieses 
Vertrages. 

 
(2) Die Regelungen des § 19 Abs. 2 bis 7 gelten entsprechend. 
 
 

§ 21 
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 

 
(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften sind befugt, durch Be-

auftragte Einsicht in den Betrieb sowie die Bücher und Schriften der Gesellschaft zu 
nehmen. Die Rechnungsprüfungsämter haben alle Prüfungsrechte nach § 103 GO 
NRW und § 54 HGrG sowie den Rechnungsprüfungsordnungen der Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 genannten Kommunen verpflichtet, alle 

Angaben vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, die zur Erstellung des Gesamt-
abschlusses der Kommune erforderlich sind. 

 
 

§ 22 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes 
NRW (LGG NRW) in der zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Gesellschaftsvertrages gel-
tenden Fassung, dass für die Personalentwicklung und -förderung der Gesellschaft die Ziele 
des LGG NRW berücksichtigt werden. 
 
 
 

§ 23 
Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im elektronischen Bundesanzeiger. 
 
 

§ 24 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine künftig in ihn aufgenommene Bestimmung 
ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt die Gültig-
keit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Das gleiche gilt, falls sich herausstellen 
sollte, dass der Vertrag eine Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen oder un-
durchführbaren Bestimmungen oder zur Ausfüllung der Regelungslücke soll dann eine an-
gemessene Regelung gelten, die dem am nächsten kommt, was die Gesellschafter gewollt 
hätten, wenn sie die Unwirksamkeit, Undurchführbarkeit oder Lückenhaftigkeit gekannt hät-
ten. 
 
 

§ 25 
Gründungskosten 

 
Die Kosten der Beurkundung der Gründungsversammlung und des Gesellschaftsvertrages, 
der Anmeldung der Gesellschaft beim Handelsregister und die Gerichtskosten für die Eintra-
gung in das Handelsregister sowie für die Bekanntmachung trägt die Gesellschaft bis zu ei-
nem Betrag von € 30.000; etwa darüber hinausgehende Gründungskosten trägt die Gesell-
schafterin. 
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Gesellschaftsvertrag 
der 

STEAG Power Minerals GmbH 
 
 

§ 1 
Firma, Sitz, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 
 

STEAG Power Minerals GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Dinslaken. 
 
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entsorgung von Kraftwerksbetrieben sowie die 

Aufbereitung und wirtschaftliche Verwertung von bei der Energieerzeugung anfallen-
den Produktionsrückständen und Abfällen. 

 
(2) Die Gesellschaft kann Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten, Beteili-

gungen an gleichgearteten Unternehmen des In- und Auslandes erwerben und auch 
sonst alle Geschäfte betreiben, die der Erreichung des Gesellschaftszwecks dienlich 
und förderlich sind. 

 
(3)  Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 

GO NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu führen, dass der öffentliche 
Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 
 

§ 3 
Dauer der Gesellschaft 

 
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
 
(2) Jeder Gesellschafter hat das Recht, die Gesellschaft mit einer Frist von sechs Mona-

ten zum Jahresende zu kündigen. 
 
 

§ 4 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt Euro 1.420.000,00 (in Worten: Euro Einemillion-
vierhundertzwanzigtausend). Es ist voll eingezahlt. 
 
 

§ 5 
Teilung und Veräußerung von Geschäftsanteilen 

 
Die Teilung eines Geschäftsanteils sowie die Veräußerung eines Geschäftsanteils oder von 
Teilen eines solchen bedarf der vorherigen Zustimmung sämtlicher Gesellschafter. 
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§ 6 

Geschäftsführung und Vertretung 
 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Sie werden durch die Ge-

sellschafterversammlung bestellt. 
 
(2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Ge-

schäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft mit 
einem Prokuristen vertreten. 

 
(3) Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. 
 
(4) Die Geschäftsführer sind verpflichtet, die vorherige Zustimmung der Gesellschafter-

versammlung insbesondere für folgende Angelegenheiten einzuholen: 
 

a) Aufnahme und Aufgabe von Geschäftszweigen, Vertretung anderer Unter-
nehmen gleicher oder ähnlicher Art, Errichtung von Zweigniederlassungen. 

 
b) Abschluss, Änderung und Beendigung von Unternehmensverträgen im Sinne 

des Aktienrechts, insbesondere von Ergebnisabführungsverträgen. 
 
c) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken, Grundstücksrechten 

und Gebäuden sowie Errichtung von Gebäuden. 
 

d) Abschluss von Miet- und Pachtverträgen für Grundstücke und Gebäude. 
 

e) Aufnahme von Krediten, Eingehung von Wechsel- und Bürgschaftsverpflich-
tungen. 

 
f) Bestellung und Abberufung von Prokuristen. 
 
g) Abschluss von Dienstverträgen und von Verträgen über freie Mitarbeit mit ei-

nem Jahreseinkommen über Euro 50.000,00. 
 
h) Gewährung von Darlehen oder Vorschüssen an Arbeitnehmer, soweit diese 

einen Betrag von drei Monatsgehältern überschreiten. 
 
i) Gewährung von Pensionszusagen. 
 
j) Erhebung von Klagen oder Einleitung sonstiger gerichtlicher Verfahren ab ei-

nem Streitwert von Euro 2.500,00. 
 
k) Sämtliche Geschäfte, Rechtshandlungen und Angelegenheiten, die sich die 

Gesellschafterversammlung zur Entscheidung vorbehält. 
 
Der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung unterliegen auch 
Stimmabgaben, Zustimmungen, Weisungen und Beschlussfassungen, an denen die 
Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin bei Beteiligungsgesellschaften 
mitzuwirken hat. 

 
 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 
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(1) Die Gesellschafterversammlung wird von der Geschäftsführung mindestens einmal 
jährlich einberufen. 

 
(2) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Gesell-

schafter an der Beschlussfassung teilnimmt. 
 
(3) Je Euro 250,00 Geschäftsanteil gewähren eine Stimme. 
 
(4) Beschlüsse der Gesellschaft werden, sofern nicht zwingende gesetzliche Vorschriften 

oder diese Satzung etwas anderes vorsehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen gefasst, 

 
(5) Schriftliche oder fernschriftliche Beschlussfassung ist zulässig, wenn alle Gesell-

schafter zustimmen. 
 
(6) Die Gesellschafterversammlung beschließt insbesondere über: 
 
 a) die Feststellung des Jahresabschlusses. 
 

b) die Verwendung des Jahresüberschusses nach Verrechnung eventueller Ge-
winn- oder Verlustvorträge aus Vorjahren. 

 
c) die Bestellung, Abberufung und Entlastung der Geschäftsführung. 

 
d) die Wahl des Abschlussprüfers. 

 
e) den Wirtschaftsplan. 

 
f) die Wahl und Abberufung der Beiratsmitglieder. 

 
g) Beteiligung der Gesellschaft an anderen Gesellschaften, Unternehmungen 

oder Zusammenschlüssen bzw. Erweiterung oder Einschränkungen beste-
hender Beteiligungen. 

 
h) die Änderung des Gesellschaftsvertrages einschließlich Kapitalerhöhungen 

oder Herabsetzungen. 
 
 

§ 8 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat, auf den die Bestimmungen des Aktiengesetzes 

keine Anwendung finden. Der Beirat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die von 
der Gesellschafterversammlung gewählt und abberufen werden. Die Gesellschafter-
versammlung bestimmt auch den Vorsitzenden und den stellvertretenden Vorsitzen-
den des Beirats. 

 
(2) Die Amtszeit des Beirats endet mit dem Ablauf der vierten auf die Wahl folgenden 

ordentlichen Gesellschafterversammlung. Scheidet ein Mitglied des Beirats vor Ablauf 
seiner Amtszeit aus dem Beirat aus, so ist in angemessener Frist eine Ersatzwahl 
vorzunehmen. Die Ersatzwahl erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen 
Mitglieds. 

 
(3) Der Beirat tritt in der Regel zweimal im Kalenderjahr zusammen. 
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(4) Der Beirat hat die Aufgabe, die Geschäftsführung zu beraten und zu unterstützen. Die 
Geschäftsführung berichtet dem Beirat entweder mündlich oder schriftlich, insbeson-
dere über die Lage des Unternehmens und über den Gang der Geschäfte. Umfang 
und Art der Berichtspflicht wird vom Vorsitzenden festgelegt. 

 
(5) Die Sitzungen des Beirats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinde-

rung durch den stellvertretenden Vorsitzenden, unter Angabe der Tagesordnung, des 
Versammlungsorts und der Zeit einberufen. Die Einberufung soll spätestens drei Wo-
chen vor der Sitzung durch schriftliche Einladung erfolgen. In dringenden Fällen ge-
nügt mündliche Einberufung. 

 
(6) Der Beirat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Schriftliche oder 

fernschriftliche Beschlussfassungen sind zulässig, wenn kein Mitglied des Beirats 
dieser Art der Abstimmung widerspricht. Auf den Vorsitzenden des Beirats und, im 
Falle seiner Verhinderung, auf den stellvertretenden Vorsitzenden, entfallen zwei 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, im Falle 
seiner Verhinderung die seines Stellvertreters. 

 
(7) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Mitglieder, darunter der Vorsit-

zende, oder im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter, anwesend sind. 
 
(8) Jedes Mitglied des Beirats ist berechtigt, sich im Falle seiner Verhinderung durch ein 

anderes, hierzu schriftlich bevollmächtigtes Mitglied vertreten zu lassen. 
 
(9) Über die Sitzungen des Beirats sind Niederschriften anzufertigen, die vom Versamm-

lungsleiter zu unterzeichnen sind. 
 
(10) Die Mitglieder des Beirats erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen eine angemes-

sene Vergütung, deren Höhe jeweils von der Gesellschafterversammlung festgesetzt 
wird. 

 
 

§ 9 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafterversammlung bis spätestens 30.11. ei-

nes jeden Jahres für das folgende Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan bestehend 
aus Erfolgsplan sowie Investitions-, Finanzierungs- und Stellenplan (Jahresplanung) 
vorzulegen. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die bevorstehenden fünf Jahre eine Strategie-

konzeption sowie eine Wirtschaftsplanung, die den Rahmen sowie die Eckdaten für 
die Jahresplanung vorgeben, zu erstellen und der Gesellschafterversammlung zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Jährlich ist der Gesellschafterversammlung über Ände-
rungen und Abweichungen vom ursprünglich erarbeiteten mittelfristigen Plankonzept 
zu berichten. 

 
 

§ 10 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei Monaten nach Ablauf eines Geschäfts-

jahres den Jahresabschluss sowie den Lagebericht aufzustellen. Für die Aufstellung 
gelten die Vorschriften des HGB für große Kapitalgesellschaften, unabhängig von der 
tatsächlichen Größenklasse gem. § 267 HGB.   
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(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die 
Prüfung ist entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften sowie den Grundsätzen des § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Haus-
haltsgrundsätzegesetz (HGrG) durchzuführen. Die den Mitgliedern der Geschäftsfüh-
rung und des Beirates im abgelaufenen Wirtschaftsjahr gewährten Gesamtbezüge 
sind nach Maßgabe der GO NRW individualisiert im Anhang auszuweisen.  

 
(3) Nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Geschäftsführung den Jahresabschluss 

und den Lagebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich der Gesell-
schafterversammlung zur Prüfung vorzulegen.  

 
(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Geschäftsführung den 

Jahresabschluss, den Lagebericht und den Prüfungsbericht den mittelbar beteiligten 
kommunalen Gebietskörperschaften vorzulegen. 

 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- und Auslegungsvorschriften des § 108 

Abs. 3 Nr. 1c GO NRW. 
 
 

§ 11 
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 

 
(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften sind befugt, durch Be-

auftragte Einsicht in den Betrieb sowie die Bücher und Schriften der Gesellschaft zu 
nehmen. Die Rechnungsprüfungsämter haben alle Prüfungsrechte nach § 103 
GO NRW und § 54 HGrG sowie den Rechnungsprüfungsordnungen der Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 genannten Kommunen verpflichtet, alle 

Angaben vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, die zur Erstellung des Gesamt-
abschlusses der Kommune erforderlich sind. 

 
 

§ 12 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes 
NRW (LGG NRW) in der zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Gesellschaftsvertrages gel-
tenden Fassung, dass für die Personalentwicklung und -förderung der Gesellschaft die Ziele 
des LGG NRW berücksichtigt werden. 
 
 

§ 13 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirksam sein oder werden, so wird 

dadurch die Gültigkeit des Vertrages selbst nicht berührt. Vielmehr soll die rechtsun-
wirksame Bestimmung durch eine andere, im wirtschaftlichen Erfolg ihr möglichst 
gleichkommende Regelung ersetzt werden. 

 
(2) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundesanzeiger. 
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Gesellschaftsvertrag 
der 

STEAG Power Saar GmbH 
 
 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
 

STEAG Power Saar GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Saarbrücken. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind Planung, Errichtung und Betrieb von Kraftwer-

ken, die Vermarktung von Energie und Reststoffen, einschließlich Beschaffung und 
Transport von leitungsgebundenen und sonstigen Energieträgern sowie das Führen 
und Betreiben der erforderlichen Anlagen und die Durchführung hiermit verbundener 
Dienstleistungen, insbesondere Ingenieurleistungen, außerdem die Überlassung von 
eigenen Arbeitnehmern zur Arbeitsleistung an andere Unternehmen aus dem Bereich 
der Strom-, Gas- oder Wärmeversorgung. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die dem Ge-

genstand des Unternehmens dienen. Sie kann auf den in Abs. 1 bezeichneten Ge-
schäftsfeldern auch selbst tätig werden. Sie kann im Rahmen des Unternehmensge-
genstandes andere Unternehmen gründen, erwerben, sich an ihnen beteiligen und 
sie unter einheitlicher Leitung zusammen fassen oder sich auf die Verwaltung der Be-
teiligung beschränken. 

 
(3) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 

GO NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu führen, dass der öffentliche 
Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 
 

§ 3 
Stammkapital 

 
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 10.904.000,00 (in Worten: Euro 

Zehnmillionenneunhundertviertausend). 
 
(2) Es ist von der STEAG GmbH, Essen, übernommen worden. 
 
 

§ 4 
Übertragung und Verpfändung von Geschäftsanteilen 

 
(1) Verfügungen über Geschäftsanteile, insbesondere die Übertragung oder Verpfän-

dung von Geschäftsanteilen sowie die Bestellung eines Nießbrauchs, bedürfen der 
Zustimmung der Gesellschafterversammlung. 

 
(2) Bei Übertragung von Geschäftsanteilen und bei Änderungen im Gesellschafterkreis 

eines Gesellschafters ist der zur Übertragung stehende bzw. dem Gesellschafter ge-
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hörende Geschäftsanteil zuerst den anderen Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Ge-
schäftsanteile zur Übernahme anzubieten. Nimmt ein Gesellschafter das Angebot 
nicht an, ist es an die restlichen Gesellschafter im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile 
gerichtet. Der angebotene Geschäftsanteil kann nur insgesamt übernommen werden. 
Lehnt ein Gesellschafter die Übernahme ab, darf er die Zustimmung nach Absatz 1 
nicht ohne wichtigen Grund verweigern. 

 
(3) Für die Festsetzung des Übernahmepreises nach Absatz 2 erfolgt die Bewertung 

nach betriebswirtschaftlich allgemein anerkannten Bewertungsgrundsätzen für Betei-
ligungen an Handelsgesellschaften unter Berücksichtigung ernsthafter Kaufangebote 
Dritter. Sofern über die Höhe des Übernahmepreises keine Einigung erzielt wird, er-
folgt die Bewertung durch einen gemeinsam zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer. 
Wird eine Einigung über die Person des Wirtschaftsprüfers nicht erzielt, werden die 
Gesellschafter den vom Präsidenten der Industrie -und Handelskammer in Essen 
vorgeschlagenen Wirtschaftsprüfer und dessen Bewertung anerkennen. Diese Kos-
ten trägt die Gesellschaft. 

 
(4) Die vorstehenden Absätze 1 bis 3 gelten nicht für die Übertragung auf verbundene 

Unternehmen im Sinne der § 15 ff. AktG. Absatz 2 Satz 1 gilt insbesondere nicht für 
den Fall, dass bei Veränderungen im Gesellschafterkreis an die Stelle des ursprüngli-
chen Gesellschafters mit ihm verbundene Unternehmen im Sinne der § 15 ff. AktG 
treten. 

 
 

§ 5 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 6 
Organe der Gesellschaft 

 
Die Organe der Gesellschaft sind: 
 
a) die Gesellschafterversammlung, 
 
b) die Geschäftsführung, 
 
c) der Aufsichtsrat. 
 
 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ der Gesellschaft, Sie ist min-

destens einmal jährlich einzuberufen, spätestens vier Monate nach Schluss des Ge-
schäftsjahres als ordentliche Gesellschafterversammlung, sowie stets dann, wenn ein 
Gesellschafter, der Aufsichtsrat oder die Geschäftsführung dies für erforderlich hält. 

 
(2) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsführung mit einer Frist von 14 Tagen mit-

tels eingeschriebenen Briefes, wobei der Tag der Einladung und der Tag der Ver-
sammlung nicht mitgezählt werden. Die Tagesordnung für eine Gesellschafterver-
sammlung sowie die Beratungsunterlagen, Entscheidungsvorlagen und Beschluss-
vorschläge sind so rechtzeitig zu übersenden, dass sie den Gesellschaftern spätes-
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tens zu Beginn der in Satz 1 genannten Frist vorliegen. Die Gesellschafter können 
auf die Einhaltung der Formen und Fristen ganz oder teilweise verzichten. 

 
(3) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt der von ihr mit einfacher Mehr-

heit gewählte Vorsitzende, ansonsten eröffnet der an Lebensjahren älteste anwesen-
de Gesellschaftervertreter die Versammlung und lässt von dieser einen Versamm-
lungsleiter wählen. 

 
(4) Neben den durch Gesetz zwingend vorgeschriebenen und an anderer Stelle dieses 

Gesellschaftsvertrages genannten Aufgaben obliegt der Gesellschafterversammlung 
insbesondere die Beschlussfassung über 
 
a) die Feststellung des Jahresabschlusses, 
 
b) die Verwendung des Jahresüberschusses nach Verrechnung eventueller Ge-

winn oder Verlustvorträge aus Vorjahren, 
 
c) die Bestellung, Abberufung und Entlastung der Geschäftsführung, 
 
d) die Wahl des Abschlussprüfers, 
 
e)  den Wirtschaftsplan, 
 
f) die Wahl und Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner, 
 
g)  die Entlastung des Aufsichtsrates, 
 
h) Gründung, Erwerb und Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen 
 
i) die Zustimmung zu Abschluss, Änderung und Beendigung von Unterneh-

mensverträgen im Sinne des Aktienrechts, insbesondere von Ergebnisabfüh-
rungsverträgen, 

 
j) die Änderung des Gesellschaftsvertrages einschließlich Kapitalerhöhungen 

oder -herabsetzungen, 
 
k) sämtliche Geschäfte, Rechtshandlungen und Angelegenheiten, die sich die 

Gesellschafterversammlung zur Entscheidung vorbehält. 
 
Der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung unterliegen auch 
Stimmabgaben, Zustimmungen, Weisungen und Beschlussfassungen, an denen die 
Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin bei Beteiligungsgesellschaften 
mitzuwirken hat. 

 
 

§ 8 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Gesellschafter ord-

nungsgemäß eingeladen wurden und mehr als 50 % des Stammkapitals vertreten 
sind. Ist die Versammlung nicht beschlussfähig, so hat die Geschäftsführung inner-
halb von vierzehn Tagen eine zweite Versammlung mit derselben Tagesordnung ein-
zuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen beschlussfähig 
ist; hierauf muss in der Einladung hingewiesen werden. 
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(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag oder gesetzliche Vorschriften nichts ande-
res bestimmt ist, fasst die Gesellschafterversammlung ihre Beschlüsse mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Je Euro 1,00 eines Geschäftsanteils gewährt eine Stimme. 

 
(3) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, fernschriftlichem oder telegrafischem We-

ge oder durch Telekopie oder mit üblichen elektronischen Kommunikationsmitteln ge-
fasst werden, sofern alle Gesellschafter mit diesem Verfahren einverstanden sind. 

 
(4) Über die Beschlussfassungen der Gesellschafterversammlung sind entsprechende 

Niederschriften aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden der Versammlung bzw. bei 
schriftlicher Beschlussfassung von den Gesellschaftern zu unterzeichnen sind. 

 
 

§ 9 
Aufsichtsrat 

 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 6 Mitgliedern. 
 
(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder dauert bis zur Beendigung der Gesellschaf-

terversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn 
der Amtszeit beschließt, sofern die Gesellschafterversammlung nicht eine kürzere 
Amtsdauer bestimmt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird hierbei 
nicht mitgezählt. Ergänzungswahlen erfolgen für den Rest der Amtszeit eines ausge-
schiedenen Mitglieds. 

 
(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt jederzeit nach vorangegangener, an 

die Gesellschaft zu richtende Kündigung unter Einhaltung einer einmonatigen Kündi-
gungsfrist zum Ende eines Monats niederlegen. 

 
(4) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben und Ausschüsse einsetzen. 
 
(5) Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Geschäftsführung im Rahmen der gesetzli-

chen Bestimmungen und dieses Gesellschaftsvertrages. Darüber hinaus werden sei-
ne Rechte und Pflichten durch die Gesellschafterversammlung festgesetzt. 

 
(6) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegenüber den Geschäftsführern. Willenser-

klärungen des Aufsichtsrates sind im Namen des Aufsichtsrates von dem Vorsitzen-
den, im Falle seiner Verhinderung von einem seiner Stellvertreter abzugeben. 

 
 

§ 10 
Vorsitz des Aufsichtsrates 

 
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer seiner Amtszeit einen Vorsitzenden und 
mindestens einen stellvertretenden Vorsitzenden. Scheidet der Vorsitzende oder ein stellver-
tretender Vorsitzender vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich 
eine Ersatzwahl durchzuführen. 
 
 

§ 11 
Einberufung des Aufsichtsrates 

 
(1) Aufsichtsratssitzungen sollen mindestens einmal in jedem Kalenderhalbjahr stattfin-

den. Sie sind außerdem einzuberufen, wenn ein Mitglied des Aufsichtsrates oder der 
Geschäftsführung es für erforderlich hält. 
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(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden zu den Aufsichtsratssitzungen durch den Vorsit-
zenden des Aufsichtsrates mit einer Frist von 14 Tagen eingeladen. In dringenden 
Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen und mündlich, fernmündlich, durch 
Telefax oder mittels elektronischer Medien einberufen. Mit der Einladung sind die 
Gegenstände der Tagesordnung bekannt zu machen. Der Aufsichtsrat kann auf die 
Einhaltung der Formen und Fristen sowie auf die genannte Vorlage oder Teile davon 
verzichten. 

 
 

§ 12 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

 
(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Aufsichtsratsmitglieder ordnungsgemäß 

eingeladen wurden und mehr als die Hälfte der Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder an-
wesend ist. Dabei gilt ein nicht erschienenes Aufsichtsratsmitglied, das eine schriftli-
che Stimmabgabe überreichen lässt, insoweit als anwesend. Ist der Aufsichtsrat nicht 
beschlussfähig, so hat der Aufsichtsratsvorsitzende innerhalb von 14 Tagen eine 
zweite Sitzung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Anwesenden beschlussfähig ist; hierauf muss in der Einladung hingewiesen 
werden. 

 
(2) Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen; dabei 

hat jedes Aufsichtsratsmitglied eine Stimme. 
 
(3) Beschlüsse auf schriftlichem, fernschriftlichem, fernmündlichem oder telegrafischem 

Wege, durch Telefax oder mit üblichen elektronischen Kommunikationsmitteln durch 
jede Art einer Kombination der genannten Stimmabgabearten können nur erfolgen, 
wenn kein Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren widerspricht. 

 
(4) Über Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzuferti-

gen, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 
 
 

§ 13 
Vergütung des Aufsichtsrates 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen eine 

jährliche Vergütung, deren Höhe die Gesellschafterversammlung festsetzt. Die auf 
die Vergütung entfallende Umsatzsteuer wird den Mitgliedern des Aufsichtsrates er-
stattet. 

 
(2) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, die stellvertretenden Vorsitzenden erhalten das 

Eineinhalbfache der in Absatz 1 genannten jährlichen Vergütung. 
 
 

§ 14 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat mindestens zwei Geschäftsführer. 
 
(2) Die Geschäftsführer werden durch die Gesellschafterversammlung bestellt. Die 

Amtszeit der Geschäftsführer beträgt grundsätzlich drei Jahre. Eine andere Amtszeit 
kann bestimmt werden. Die Bestimmung des § 38 Abs. 1 des GmbH Gesetzes wird 
dadurch nicht berührt. 
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(3) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Beschluss der Gesellschafterversammlung 
Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden. 

 
(4) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer oder einen Geschäftsführer und 

einen Prokuristen gemeinsam gesetzlich vertreten. 
 
(5) Für Beschlussfassungen der Geschäftsführung genügt, sofern durch eine Geschäfts-

ordnung oder die Gesellschafterversammlung nichts anderes bestimmt wird, eine ein-
fache Stimmenmehrheit. 

 
(6) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat rechtzeitig vor Beginn eines neuen Ge-

schäftsjahres, einen Gesamtjahresplan, bestehend aus einem Ergebnis-, Bilanz-
sowie Finanz- und Investitionsplan, vorzulegen. 

 
 

§ 15 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung bedürfen der vorherigen Zustimmung des 

Aufsichtsrates. Hierzu gehören insbesondere folgende Geschäfte: 
 

a) Grundsätzliche Änderungen der Unternehmens- oder Konzernorganisation; 
 

b) Erschließung neuer Geschäftsfelder oder Aufgabe von Geschäftsfeldern, so-
weit diese Maßnahmen von wesentlicher oder grundsätzlicher Bedeutung 
sind; 

 
c) Investitionen, soweit sie im Einzelfall Euro 5.000.000,00 übersteigen und nicht 

in der Wirtschaftsplanung als Einzelprojekt enthalten sind; 
 

d) Erwerb und Veräußerung jeder Art von Anteilsrechten an anderen Unterneh-
men, Gründung und Auflösung von anderen Unternehmungen sowie Kapital-
erhöhungen und -herabsetzungen von mehr als Euro 5.000.000,00 im Einzel- 
bzw. Geschäftswert und die Errichtung und Auflösung von Zweigniederlas-
sungen; 

 
e) Erwerb, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, grundstücksgleichen 

Rechten und Rechten an Grundstücken, sofern der Betrag im Einzelfall Euro 
5.000.000,00 übersteigt; 

 
Kredite, Bürgschaften, Garantien 

 
f) Aufnahme von Krediten, deren Betrag im Einzelfall Euro 15.000.000,00 über-

steigt oder deren Laufzeit über zwei Jahre hinausgeht, wenn der Betrag Euro 
5.000.000,00 übersteigt, ferner die Aufnahme von Anleihen; 

 
g) Gewährung von Darlehen und sonstigen Krediten außerhalb des üblichen Ge-

schäftsverkehrs; 
 

h) Übernahme von Bürgschaften, Garantien und ähnlichen Haftungen außerhalb 
des üblichen Geschäftsverkehrs; 

 
Verträge 

 
i) Abschluss von Miet- oder Pachtverträgen mit einem Miet- oder Pachtzins von 

mehr als Euro 10.000.000,00 jährlich oder einer Vertragsdauer von mehr als 
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drei Jahren und einem jährlichen Miet-oder Pachtzins von mehr als Euro 
3.000.000,00; 

 
j) Abschluss, Änderung und Aufhebung von Unternehmensverträgen; 

 
k) sonstige Verträge und Geschäfte außerhalb des üblichen Geschäftsbetriebes 

mit einem Geschäftswert von mehr als Euro 5.000.000,00; 
 

Personalentscheidungen 
 

l) Erteilung von Generalvollmachten und Prokuren; 
 

Beteiligungsgesellschaften 
 

m) Beschlussfassungen, die die Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Gesellschaf-
terin bei Beteiligungsgesellschaften zu fassen hat und die Beschlussgegen-
stände gemäß den vorstehenden Buchstaben a-k betreffen. 

 
(2) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung kann in Form einer allgemeinen Er-

mächtigung für einen bestimmten Kreis der bezeichneten Geschäfte im Voraus 
schriftlich erteilt werden. Die Betrags- und Zeitgrenzen können durch Beschluss des 
Aufsichtsrates verändert werden. 

 
(3) Der Aufsichtsrat kann auch weitere Geschäfte von seiner Zustimmung abhängig ma-

chen. 
 
(4) Sofern der Aufsichtsrat ein Präsidium gebildet hat, kann dieses in Fällen der Eilbe-

dürftigkeit die Zustimmung nach Absatz 1 erteilen; die übrigen Mitglieder des Auf-
sichtsrates sind in der nächstfolgenden Sitzung darüber zu unterrichten. 

 
 

§ 16 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafterversammlung bis spätestens 31.05. ei-

nes jeden Jahres für das folgende Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan bestehend 
aus Erfolgsplan sowie Investitions-, Finanzierungs- und Stellenplan (Jahresplanung) 
vorzulegen. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die bestehenden fünf Jahre eine Strategiekon-

zeption sowie eine Wirtschaftsplanung, die den Rahmen sowie die Eckdaten für die 
Jahresplanung vorgeben, zu erstellen und der Gesellschafterversammlung zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Jährlich ist der Gesellschafterversammlung über Ände-
rungen und Abweichungen vom ursprünglich erarbeiteten mittelfristigen Plankonzept 
zu berichten. 

 
 

§ 17 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung ist verpflichtet, innerhalb von drei Monaten nach Schluss des 

Geschäftsjahres den Jahresabschluss sowie den Lagebericht aufzustellen. Für die 
Aufstellung gelten die Vorschriften des HGB für große Kapitalgesellschaften, unab-
hängig von der tatsächlichen Größenklasse gem. § 267 HGB. 
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(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die 
Prüfung ist entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften sowie den Grundsätzen des § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Haus-
haltsgrundsätzegesetz (HGrG) durchzuführen. Die den Mitgliedern der Geschäftsfüh-
rung und des Aufsichtsrates im abgelaufenen Wirtschaftsjahr gewährten Gesamtbe-
züge sind nach Maßgabe der GO NRW individualisiert im Anhang auszuweisen. 

 
(3) Der Jahresabschluss in geprüfter und testierter Form, sowie der Lagebericht sind 

dem Aufsichtsrat vorzulegen. Über das Ergebnis der Prüfung berichtet der Aufsichts-
rat schriftlich an die Gesellschafterversammlung. 

 
(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Geschäftsführung den Jah-

resabschluss, den Lagebericht und den Prüfungsbericht den mittelbar beteiligten 
kommunalen Gebietskörperschaften vorzulegen. 

 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- und Auslegungsvorschriften des § 108 

Abs. 3 Nr. 1c GO NRW. 
 
 

§ 18 
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 

 
(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften sind befugt, durch Be-

auftragte Einsicht in den Betrieb sowie die Bücher und Schriften der Gesellschaft zu 
nehmen. Die Rechnungsprüfungsämter haben alle Prüfungsrechte nach § 103 GO 
NRW und § 54 HGrG sowie den Rechnungsprüfungsordnungen der Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 genannten Kommunen verpflichtet, alle 

Angaben vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, die zur Erstellung des Gesamt-
abschlusses der Kommune erforderlich sind. 

 
 

§ 19 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes 
NRW (LGG NRW) in der zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Gesellschaftsvertrages gel-
tenden Fassung, dass für die Personalentwicklung und -förderung der Gesellschaft die Ziele 
des LGG NRW berücksichtigt werden. 
 
 

§ 20 
Dauer der Gesellschaft 

 
Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 
 
 

§ 21 
Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger. 
 
 

§ 22 
Salvatorische Klausel 
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Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine künftig in ihn aufgenommene Bestimmung 
ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt die Gültig-
keit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Das Gleiche gilt, falls sich herausstellen 
sollte, dass der Vertrag eine Regelungslücke enthält. An Stelle der unwirksamen oder un-
durchführbaren Bestimmungen oder zur Ausfüllung der Regelungslücke soll dann eine an-
gemessene Regelung gelten, die dem am nächsten kommt, was die Gesellschafter gewollt 
hätten, wenn sie die Unwirksamkeit, Undurchführbarkeit oder Lückenhaftigkeit gekannt hät-
ten. 
 
 

§ 23 
Gründungskosten 

 
Die Kosten des Gründungsaufwandes, nämlich die Beurkundungskosten für die Beurkun-
dung des Umwandlungsbeschlusses und der Handelsregisteranmeldung, die Gerichtskosten 
für die Eintragung im Handelsregister und die Veröffentlichungskosten trägt die Gesellschaft 
bis zu einem Höchstbetrag von Euro 20.000,00; etwa darüber hinausgehende Gründungs-
kosten trägt die Gesellschafterin. 
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Gesellschaftsvertrag 
der 

Fernwärme-Verbund Saar Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
 
 

§ 1 
Firma, Sitz 

 
1. Die Gesellschaft führt die Firma „Fernwärme-Verbund Saar Gesellschaft mit be-

schränkter Haftung“. 
 
2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Völklingen. 
 
 

§ 2 
Gegenstand 

 
1. Gegenstand des Unternehmens ist der Bau und der Betrieb einer Fernwärmeschiene 

zunächst zwischen Saarbrücken und Dillingen sowie deren Verlängerung, der Bau 
und der Betrieb von Ortsversorgungen, die aus der Schiene beliefert werden können, 
sowie die Wärmeerzeugung und der Wärmebezug zum Zweck der Verteilung über 
die Schiene. 

 
2. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an anderen Unternehmen gleicher oder verwand-

ter Art zu beteiligen sowie solche Unternehmen zu gründen oder zu erwerben. 
 
3. Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsätzen des § 109 GO 

NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu führen, dass der öffentliche 
Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 
 

§ 3 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 
 

8.182.500,00 € 
 

(in Worten: acht Millionen einhundertzweiundachtzigtausendfünfhundert Euro). 
 
 

§ 4 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr beginnt am 01. Januar und endet am 31. Dezember. 
 
 

§ 5 
Bekanntmachungen 

 
1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im elektronischen Bundesan-

zeiger für die Bundesrepublik Deutschland. 
 
2. Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- und Auslegungsvorschriften des § 108 

Abs. 3 Nr. 1c GO NRW. 
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§ 6 

Organe 
 
Die Organe der Gesellschaft sind 
 
 A) die Geschäftsführer 
 B) der Aufsichtsrat 
 C) die Gesellschafter. 
 
 

§ 7 
Vertretung der Gesellschaft 

 
1. Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer oder durch einen Geschäftsführer 

in Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten. 
 
2. Den Geschäftsführern gegenüber wird die Gesellschaft durch die Gesellschafter ver-

treten. 
 
 

§ 8 
Bestellung und Anstellung der Geschäftsführer 

 
1. Die Gesellschaft hat mindestens zwei Geschäftsführer. Sie werden nach vorheriger 

Anhörung des Aufsichtsrats von den Gesellschaftern bestellt und abberufen. Die 
Dauer der Bestellung beträgt höchstens 5 Jahre. Eine wiederholte Bestellung ist zu-
lässig. 

 
2. Über die Anstellungsbedingungen und über spätere Änderungen dieser Bedingungen 

sowie über eine etwaige Jahresabschlussvergütung entscheiden die Gesellschafter. 
 
 

§ 9 
Geschäftsführung 

 
1. Unbeschadet der Gesamtverantwortung der Geschäftsführer ist jeder einzelne für 

seinen Geschäftsbereich zur Geschäftsführung befugt und verpflichtet. Fällt die Ange-
legenheit in die Zuständigkeit mehrerer Geschäftsführer, sind diese gemeinschaftlich 
zur Geschäftsführung befugt und verpflichtet. Über Angelegenheiten von grundsätzli-
cher Art oder wesentlicher finanzieller Bedeutung entscheiden die Geschäftsführer 
gemeinschaftlich. 

 
2. Die Geschäftsführer fassen ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 
 
3. Die Gesellschafter erlassen eine Geschäftsordnung für die Geschäftsführer. 
 
 Den Geschäftsverteilungsplan stellen die Geschäftsführer im Benehmen mit den Ge-

sellschaftern auf. 
 
 

§ 10 
Berichte an den Aufsichtsrat 

 
Die Geschäftsführer haben dem Aufsichtsrat entsprechend § 90 AktG zu berichten. Die in § 
90 Abs. 1 Satz1 genannten Berichte sind schriftlich zu erstatten. 



Stand: 30.03.2015  Seite 3 von 6 

 
 

§ 11 
Prokura 

 
Prokuristen werden von den Geschäftsführern bestellt und abberufen. Prokura darf nur in der 
Weise erteilt werden, dass der Prokurist die Gesellschaft in Gemeinschaft mit einem Ge-
schäftsführer oder einem anderen Prokuristen vertritt. 
 
 

§ 12 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
1. Die nachstehend aufgeführten Geschäfte dürfen die Geschäftsführer nur mit vorheri-

ger Zustimmung des Aufsichtsrats vornehmen: 
 

1. Errichtung und Aufhebung von Zweigniederlassungen; 
 
2. Errichtung, Verlegung und Aufhebung von Betriebsstätten; 
 
3. Investitionen, deren Kosten im Einzelfall eine in der Geschäftsordnung für die 

Geschäftsführer festzulegende Grenze übersteigen; 
 
4. Sofern im Einzelfall die in der Geschäftsordnung für die Geschäftsführer für 

diese Geschäfte festzulegenden Beträge überschritten werden, zur 
 

a) Aufnahme von Anleihen oder Krediten, 
 
b) Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder ähnlichen Haftungen, 
 
c) Gewährung von Krediten. 
 

5. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundeigentum und grundstücks-
gleichen Rechten, sofern im Einzelfall der in der Geschäftsordnung für die 
Geschäftsführer festzulegende Wert überschritten wird; 

 
6. Bestellung von Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten. 
 

2. Die Geschäftsordnung oder der Aufsichtsrat können bestimmen, dass weitere Arten 
von Geschäften nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen. 

 
3. Der Aufsichtsrat kann widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von 

Geschäften allein oder für den Fall, dass das einzelne Geschäft bestimmten Bedin-
gungen genügt, im Voraus erteilen. 

 
 

§ 13 
Aufsichtsrat 

 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens sechs Mitgliedern. Wird über die Amtsdauer 

nichts anderes bestimmt, so endet die Amtszeit mit Beendigung der Gesellschafter-
versammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn 
der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird dabei 
nicht mitgerechnet. 
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2. Im Falle einer erforderlichen Ersatzwahl endet die Amtszeit des neugewählten Mit-
glieds spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem die Amtszeit des wegfallenden Mitglieds 
abgelaufen wäre 

 
3. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen oder mehrere 

stellvertretende Vorsitzende. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen auf sich vereint. 
Die Wahl gilt, wenn nichts anderes bestimmt wird, für die Dauer der Mitgliedschaft 
des Gewählten im Aufsichtsrat. 

 
4. Jedes Mitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Erklärung 

gegenüber den Gesellschaftern niederlegen. 
 
 

§ 14 
Innere Ordnung des Aufsichtsrats 

 
1. Aufsichtsratssitzungen sollen in der Regel einmal im Kalendervierteljahr stattfinden. 

Sie müssen einmal im Kalenderhalbjahr abgehalten werden. 
 
2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder an der Be-

schlussfassung teilnehmen. 
 
3. Ein Aufsichtsratsmitglied, das verhindert ist, an einer Aufsichtsratssitzung teilzuneh-

men, kann seine schriftliche Stimmabgabe durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied 
überreichen lassen. 

 
4. Der Aufsichtsrat kann aus einer Mitte Ausschüsse bestellen. § 107 Abs. 3 S. 2 des 

Aktiengesetzes findet entsprechende Anwendung. Ausschüsse des Aufsichtsrats sind 
für Angelegenheiten, die ihnen zur Beschlussfassung anstelle des Aufsichtsrats 
überwiesen worden sind, nur beschlussfähig, wenn an der Beschlussfassung mindes-
tens drei Mitglieder teilnehmen. 

 
5. Zu Aufsichtsratssitzungen wird durch die Geschäftsführer oder durch den Vorsitzen-

den des Aufsichtsrats eingeladen. In der Einladung sind Ort und Zeit sowie die Ta-
gesordnung bekannt zu geben. Die Einberufung erfolgt in Textform mit einer Frist von 
10 Tagen. Der Tag der Absendung und der Tag der Versammlung werden dabei nicht 
mitgerechnet. 

 
6. Über Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse sind Niederschriften anzu-

fertigen. § 107 Abs. 2 des Aktiengesetzes über Aufsichtsratsniederschriften gilt für sie 
sinngemäß. 

 
7. Schriftliche, fernschriftliche und telegrafische Beschlussfassungen des Aufsichtsrats 

oder seiner Ausschüsse sind zulässig, wenn kein Mitglied diesem Verfahren wider-
spricht. Diese Beschlüsse sind schriftlich festzuhalten und der Niederschrift über die 
nächste Aufsichtsratssitzung als Anlage beizufügen. 

 
8. Beschlüsse des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor-
sitzenden den Ausschlag. 

 
 

§ 15 
Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 
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1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine jährliche Vergütung und für jede Sitzung, 
an der es teilnimmt, ein Sitzungsgeld. Über die Höhe der jährlichen Vergütung und 
des Sitzungsgeldes beschließen die Gesellschafter. Diese Beschlüsse gelten – so-
weit nichts anderes bestimmt wird – bis zu einer Neufestsetzung der Vergütung durch 
die Gesellschafter. 

 
2. Im Übrigen haben die Mitglieder des Aufsichtsrats Anspruch auf den Ersatz der ihnen 

bei der Erfüllung ihres Amtes entstandenen angemessenen Reisekosten und sonsti-
ger barer Auslagen. 

 
3. Die auf Vergütungen nach Abs. 1 zu entrichtende Umsatzsteuer trägt die Gesell-

schaft, wenn das Aufsichtsratsmitglied die Vergütung nach § 12 des Umsatzsteuer-
gesetzes versteuert. 

 
 

§ 16 
Gesellschafterversammlung und Beschlussfassung 

 
1. Die Gesellschafter sind für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht einem anderen 

Organ durch Gesetz oder Gesellschaftsvertrag zur ausschließlichen Zuständigkeit 
überwiesen sind. 

 
2. Der Beschlussfassung der Gesellschafter unterliegen insbesondere: 
 

1. Feststellung des von der Geschäftsführung jährlich im Voraus aufzustellenden 
Wirtschaftsplans. 

 
 2. Feststellung des Jahresabschlusses und der Ergebnisverwendung. 
 
3. Die nachstehend aufgeführten Geschäfte dürfen von der Geschäftsführung nur mit 

vorheriger Zustimmung der Gesellschafter vorgenommen werden: 
 

1. Aufnahme neuer Geschäftszweige oder Aufgabe vorhandener Tätigkeitsge-
biete; 

 
2. Gründung, Erwerb und Veräußerung von Unternehmen, Teilen von Unter-

nehmen und Beteiligungen; 
 

3. Abschluss, Änderung und Aufhebung von Unternehmensverträgen im Sinne 
der §§ 291 und 292 des Aktiengesetzes. 

 
4. Die Gesellschafter entscheiden abweichend von § 46 Nr. 7 GmbH-Gesetz nicht über 

die Bestellung von Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten (vgl. § 12 Abs. 1 Ziff. 
6). 

 
5. Die Gesellschafterversammlung wird durch die Geschäftsführer oder durch den Vor-

sitzenden des Aufsichtsrats einberufen. 
 

Ferner sind die Gesellschafter nach Maßgabe des § 50 GmbH-Gesetz berechtigt, die 
Einberufung der Gesellschafterversammlung zu verlangen. 

 
In der Einladung sind Ort und Zeit sowie die Tagesordnung bekanntzugeben. Die 
Einberufung erfolgt in Textform mit einer Frist von 10 Tagen. Der Tag der Absendung 
und der Tag der Versammlung werden dabei nicht mitgerechnet. 
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6. Den Vorsitz in der Versammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein 
Stellvertreter. 

 
7. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte des 

Stammkapitals vertreten ist. Die Beschlüsse werden, soweit das Gesetz nichts ande-
res bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, wobei 50,00 
Euro eines Geschäftsanteils eine Stimme gewährt. 

 
8. Mit Einverständnis aller Gesellschafter können Beschlüsse der Gesellschafter ohne 

Einberufung einer Gesellschafterversammlung im Wege schriftlicher, fernschriftlicher 
oder telegrafischer Abstimmung gefasst werden. § 14 Abs. 5 Satz 2 gilt entspre-
chend. 

 
9. Soweit Beschlüsse der Gesellschafter nicht notariell beurkundet werden, sind sie in 

einer Niederschrift festzuhalten, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 
 
 

§ 17 
Wirtschaftsplan, Jahresabschluss und Lagebericht 

 
1. Die Geschäftsführung hat jedes Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan aufzustellen, der 

den Investitions-, den Erfolgsplan und einen Stellenplan sowie eine fünfjährige Fi-
nanzplanung umfasst. Diese sind der Gesellschafterversammlung und dem Aufsichts-
rat spätestens bis zum 30. September vor Beginn des Wirtschaftsjahres vorzulegen 
und der Gemeinde zur Kenntnis zu geben. 

 
2. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung und Anhang) sowie den Lagebericht nach Maßgabe der für große Kapitalgesell-
schaften geltenden Vorschriften innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Ge-
schäftsjahres zu erstellen und von dem durch Gesellschafterbeschluss bestellten Ab-
schlussprüfer prüfen zu lassen. Die Prüfung erfolgt entsprechend den Vorschriften für 
große Kapitalgesellschaften im Dritten Buch des Handelsgesetzbuches. Nach Prü-
fung durch den Abschlussprüfer sind Jahresabschluss und Lagebericht zusammen 
mit dem Prüfungsbericht unverzüglich dem Aufsichtsrat zur Prüfung und danach der 
Gesellschafterversammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen. Die 
den Mitgliedern der Geschäftsführung und des Aufsichtsrats im abgelaufenen Wirt-
schaftsjahr gewährten Gesamtbezüge sind nach Maßgabe der GO NRW individuali-
siert im Anhang auszuweisen. 

 
3. Den mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften stehen die Rechte nach 

§§ 53, 54 Haushaltsgrundsätzegesetz zu. 
 
4. Den mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften wird gemäß § 118 GO 

NRW das Recht eingeräumt, von der Gesellschaft Aufklärung und Nachweise zu ver-
langen, die die Aufstellung des Gesamtabschlusses (§ 116 GO NRW) erfordert. 

 
 

§ 18 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes NRW (LGG NRW) sollen für 
die Personalentwicklung und -förderung der Gesellschaft die Ziele des LGG NRW berück-
sichtigt werden. 
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Gesellschaftsvertrag 
der 

MINERALplus Gesellschaft für Mineralstoffaufbereitung und Verwertung mbH 
 
 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma MINERALplus Gesellschaft für Mineralstoffaufberei-

tung und Verwertung mbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Gladbeck. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind Tätigkeiten aller Art zur Erfassung, Umwand-

lung, Verwertung und Beseitigung von Schadstoffen und schadstoffhaltigen Produk-
ten, Rückständen und Abfällen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die geeignet 

sind, dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen. 
 
(3) Die Gesellschaft kann diese Tätigkeiten selbst ausführen oder durch Unternehmen 

ausführen lassen, an denen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. Sie kann auch 
andere Unternehmen gleicher oder verwandter Art gründen, erwerben und sich an 
ihnen beteiligen sowie solche Unternehmen leiten oder sich auf die Verwaltung der 
Beteiligung beschränken. Sie kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in Unternehmen 
ausgliedern, an denen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. Sie ist berechtigt, 
Unternehmensverträge abzuschließen. Sie kann Zweigniederlassungen errichten. 

 
(4) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsätzen des § 109 GO 

NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu führen, dass der öffentliche 
Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 
 

§ 3 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital beträgt EURO 1.275.000,00 (in Worten: Euro einemillionzweihundertfünf-
undsiebzigtausend). 
 
 

§ 3a 
Nachschusspflicht 

 
(1) Die Gesellschafter können die Einforderung von Nachschüssen im Verhältnis der 

Geschäftsanteile beschließen. Voraussetzung dafür ist, dass alle Stammeinlagen voll 
eingezahlt sind. 

 
(2) Die Nachschusspflicht ist auf einen Betrag von 50 % der Gewinnausschüttung des 

Vorjahres beschränkt. Die einzelne Nachschusseinforderung darf höchstens 50 % der 
Nennbeträge der Geschäftsanteile betragen. Droht der Gesellschaft die Überschul-
dung oder Zahlungsunfähigkeit, können die genannten Grenzen durch Beschluss 
auch überschritten werden. 
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(3) Die Nachschüsse werden, soweit die Gesellschafter nichts anderes beschließen, ei-

nen Monat nach Beschlussfassung fällig. 
 
(4) Im Falle einer unbeschränkten Nachschusspflicht gemäß Absatz 2 Satz 3 verpflichten 

sich die Gesellschafter, die der Gesellschaft ihren Geschäftsanteil gemäß § 27 Abs.  
1 GmbHG zur Verfügung stellen oder für den Fall, dass die Gesellschaft erklärt, dass 
sie den Geschäftsanteil als zur Verfügung gestellt betrachte (§ 27 Abs. 1 Satz 2 
GmbHG), diesen  Geschäftsanteil an die anderen Gesellschafter abzutreten, soweit 
diese bereit sind, die Abtretung anzunehmen. 

 
(5) Im Falle eines Abandons eines Geschäftsanteils und seiner Abtretung an die anderen 

Gesellschafter gemäß Absatz 4, bestimmt sich der Übernahmepreis, den die über-
nehmenden Gesellschafter für die abandonnierten Geschäftsanteile zu zahlen haben, 
nach § 4 Abs. 3. 

 
 

§ 4 
Übertragung, Teilung und Verpfändung von Geschäftsanteilen 

 
(1) Verfügungen über Geschäftsanteile, insbesondere die Übertragung, Teilung oder 

Verpfändung von Geschäftsanteilen sowie die Bestellung eines Nießbrauchs, bedür-
fen der Zustimmung der Gesellschafterversammlung. 

 
(2) Bei Übertragung von Geschäftsanteilen und bei Änderungen im Gesellschafterkreis 

eines Gesellschafters ist der zur Übertragung stehende bzw. dem Gesellschafter ge-
hörende Geschäftsanteil zuerst den anderen Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Ge-
schäftsanteile zur Übernahme anzubieten. Nimmt ein Gesellschafter das Angebot 
nicht an, ist es an die restlichen Gesellschafter im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile 
gerichtet. Der angebotene Geschäftsanteil kann nur insgesamt übernommen werden. 
Lehnt ein Gesellschafter die Übernahme ab, darf er die Zustimmung nach Absatz 1 
nicht ohne wichtigen Grund verweigern. 

 
(3) Für die Festsetzung des Übernahmepreises nach Absatz 2 erfolgt die Bewertung 

nach betriebswirtschaftlich allgemein anerkannten Bewertungsgrundsätzen für Betei-
ligungen an Handelsgesellschaften unter Berücksichtigung ernsthafter Kaufangebote 
Dritter. Sofern über die Höhe des Übernahmepreises keine Einigung erzielt wird, er-
folgt die Bewertung durch einen gemeinsam zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer. 
Wird eine Einigung über die Person des Wirtschaftsprüfers nicht erzielt, werden die 
Gesellschafter den vom Präsidenten der Industrie- und Handelskammer in Essen 
vorgeschlagenen Wirtschaftsprüfer und dessen Bewertung anerkennen. Diese Kosten 
trägt die Gesellschaft. 

 
(4) Die vorstehenden Absätze 1 bis 3 gelten nicht für die Übertragung auf verbundene 

Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG. Absatz 2 Satz 1 gilt insbesondere nicht für 
den Fall, dass bei Veränderungen im Gesellschafterkreis an die Stelle des ursprüngli-
chen Gesellschafters mit ihm verbundene Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG 
treten. 

 
 

§ 5 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft entspricht dem Kalenderjahr. Für die Zeit vom 
01.07.2000 bis 31.12.2000 ist ein Rumpfgeschäftsjahr eingelegt worden. 
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§ 6 

Organe der Gesellschaft 
 
(1) Organe der Gesellschaft sind 
 
 a) die Gesellschafterversammlung, 
 b) die Geschäftsführung. 
 
(2) Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung kann ein Beirat gebildet werden. 
 
 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ der Gesellschaft. Sie ist min-

destens einmal jährlich einzuberufen, spätestens vier Monate nach Schluss des Ge-
schäftsjahres als ordentliche Gesellschafterversammlung, sowie stets dann, wenn ein 
Gesellschafter oder die Geschäftsführung dies für erforderlich hält. 

 
(2) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsführung mit einer Frist von 14 Tagen mit-

tels eingeschriebenen Briefes, wobei der Tag der Absendung und der Tag der Ver-
sammlung nicht mitgezählt werden. Die Tagesordnung für eine Gesellschafterver-
sammlung sowie die Beratungsunterlagen, Entscheidungsvorlagen und Beschluss-
vorschläge sind so rechtzeitig zu übersenden, dass sie den Gesellschaftern spätes-
tens zu Beginn der in Satz 1 genannten Frist vorliegen. Die Gesellschafter können auf 
die Einhaltung der Formen und Fristen ganz oder teilweise verzichten. 

 
(3) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt der von ihr mit einfacher Mehr-

heit gewählte Vorsitzende bzw. im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter, an-
sonsten eröffnet der an Lebensjahren älteste anwesende Gesellschaftervertreter die 
Versammlung und lässt von dieser einen Versammlungsleiter wählen. 

 
(4) Neben den durch Gesetz zwingend vorgeschriebenen und an anderer Stelle dieses 

Gesellschaftsvertrages genannten Aufgaben obliegt der Gesellschafterversammlung 
insbesondere die Beschlussfassung über 

 
a) die Feststellung des von der Geschäftsführung jährlich im Voraus aufzustel-

lenden Wirtschaftsplans, 
 
b) die Feststellung des Jahresabschlusses und der Ergebnisverwendung, 

 
c) die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer sowie deren Anstellungs-

bedingungen, 
 
d) die Entlastung der Geschäftsführung und – bei Bestehen eines Beirates – des 

Beirates, 
 

e) die Wahl des Abschlussprüfers. 
 

Darüber hinaus kann sich die Gesellschafterversammlung Entscheidungen über wei-
tere Geschäfte und Rechtshandlungen vorbehalten. 

 
 

§ 8 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung 
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(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Gesellschafter ord-

nungsgemäß eingeladen wurden und mehr als 50 % des Stammkapitals vertreten 
sind. Ist die Versammlung nicht beschlussfähig, so hat die Geschäftsführung inner-
halb von vierzehn Tagen eine zweite Versammlung mit derselben Tagesordnung ein-
zuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen beschlussfähig 
ist; hierauf muss in der Einladung hingewiesen werden. 

 
(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag oder gesetzliche Vorschriften nichts an be-

stimmt ist, fasst die Gesellschafterversammlung ihre Beschlüsse mit einfacher 
Stimmmehrheit. Je € 100 eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. 

 
(3) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, fernschriftlichem oder telegrafischem We-

ge oder durch Telekopie gefasst werden, sofern alle Gesellschafter mit diesem Ver-
fahren einverstanden sind. 

 
(4) Über die Beschlussfassungen der Gesellschafterversammlung sind entsprechende 

Niederschriften aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden der Versammlung bzw. bei 
schriftlicher Beschlussfassung von den Gesellschaftern zu unterzeichnen sind. 

 
 

§ 9 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat. Der Beirat besteht aus mindestens drei Mitgliedern; 

darüber hinaus bestimmt die Gesellschafterversammlung die Anzahl der Beiratsmit-
glieder. 

 
(2) Die Wahl der Beiratsmitglieder erfolgt durch die Gesellschafterversammlung für die 

Zeit bis zur Beendigung der Gesellschafterversammlung, die über die Entlastung für 
das zweite Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt, sofern die Gesell-
schafterversammlung nicht eine andere Amtsdauer bestimmt. Das Geschäftsjahr, in 
dem die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht mitgezählt. Ergänzungs- oder Zuwahlen 
erfolgen für den Rest der Amtszeit der übrigen Mitglieder. 

 
(3) Nach seiner Wahl durch die Gesellschafterversammlung wählt der Beirat für die Dau-

er seiner Amtszeit einen Vorsitzenden. 
 
(4) Beiratssitzungen sollen mindestens zweimal jährlich stattfinden. Sie sind außerdem 

einzuberufen, wenn ein Mitglied des Beirates oder der Geschäftsführung es für erfor-
derlich hält. Die Beiratsmitglieder werden zu den Beiratssitzungen durch die Ge-
schäftsführung im Auftrag des Vorsitzenden des Beirates mit einer Frist von 14 Tagen 
eingeladen, wobei mit der Einladung die Geschäftsführung den Beirat schriftlich in 
Form einer Vorlage über den Gang der Geschäfte sowie die sonst zur Beratung 
und/oder zur Beschlussfassung vorgesehenen Gegenstände zu unterrichten hat. Der 
Beirat kann auf die Einhaltung der Formen und Fristen sowie auf die genannte Vorla-
ge ganz oder teilweise verzichten. 

 
(5) Der Beirat berät die Geschäftsführung. Die in § 52 Abs. 1 des GmbHG genannten 

Bestimmungen des Aktiengesetzes finden auf den Beirat keine Anwendung. 
 
(6) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn alle Beiratsmitglieder ordnungsgemäß eingeladen 

wurden und mehr als die Hälfte der Anzahl der Beiratsmitglieder anwesend sind. Da-
bei gilt ein nicht erschienenes Beiratsmitglied, das eine schriftliche Stimmabgabe 
überreichen lässt, insoweit als anwesend. Ist der Beirat nicht beschlussfähig, so hat 
die Geschäftsführung innerhalb von 14 Tagen eine zweite Sitzung mit derselben Ta-
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gesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesenden be-
schlussfähig ist. Hierauf muss in der Einladung hingewiesen werden. 

 
(7) Der Beirat beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen; dabei hat 

jedes Beiratsmitglied eine Stimme. 
 
(8) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, fernschriftlichem, telegrafischem Wege 

oder durch Telekopie gefasst werden, sofern alle Beiratsmitglieder mit diesem Verfah-
ren einverstanden sind. 

 
(9) Über die Sitzungen des Beirats sowie über schriftliche Beschlussfassungen des Bei-

rates sind Niederschriften aufzunehmen, die jeweils in der nächstfolgenden Beirats-
sitzung zu genehmigen und vom Vorsitzenden zu unterzeichnen sind. 

 
(10) Die Mitglieder des Beirates erhalten eine Vergütung und ein Sitzungsgeld, de-

ren/dessen Höhe die Gesellschafterversammlung festlegt. Über die Änderung der 
Vergütung und des Sitzungsgeldes beschließt die Gesellschafterversammlung. 

 
 

§ 10 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. 
 
(2) Die Gesellschafterversammlung wird eine Geschäftsordnung für die Geschäftsfüh-

rung beschließen. 
 
(3) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Beschluss der Gesellschafterversammlung 

Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden 
 
(4) Hat die Gesellschaft einen Geschäftsführer, vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind 

mehrere Geschäftsführer bestellt, wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer 
oder durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 

 
 

§ 11 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung bedürfen der vorherigen Zustimmung der 

Gesellschafterversammlung. Hierzu gehören insbesondere folgende Geschäfte: 
 
 Geschäftserweiterungen und Investitionen 
 

a) Aufnahme neuer sowie Aufgabe vorhandener Geschäftszweige, Tätigkeitsbe-
reiche und Betriebe; 

 
b) Errichtung und Auflösung von Zweigniederlassungen; 
 
c) Gründung, Erwerb und Veräußerung von Unternehmen, Teilen von Unter-

nehmen und Beteiligungen – mit Ausnahme an branchenüblichen Arbeitsge-
meinschaften – und Mitgliedschaften – mit Ausnahme in Berufsverbänden –; 

 
d) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken, grundstücksgleichen 

Rechten und Rechten an Grundstücken sowie Abschluss von grundstücksbe-
zogenen Leasing-Verträgen; 
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e) Errichtung von Neubauten, Anbauten und anderen Baulichkeiten sowie bauli-
che Großreparaturen von mehr als Euro 25.000 Einzelwert; 

 
f) Anschaffung oder Herstellung von Gegenständen des beweglichen Anlage-

vermögens von mehr als Euro 25.000 Einzelwert; dies gilt auch für Gegen-
stände, die über Leasing finanziert werden; 

 
g) Erwerb und Vergabe von Schutzrechten und Lizenzen; 
 
Kredite, Bürgschaften, Garantien 
 
h) Aufnahme von Krediten – mit Ausnahme von Lieferantenkrediten im Rahmen 

des üblichen Geschäftsverkehrs – von mehr als Euro 25.000 im Einzelwert; 
 
i) Aufnahme von Lieferantenkrediten und Gewährung von Kundenkrediten im 

Rahmen des üblichen Geschäftsverkehrs, jedoch außerhalb des branchenüb-
lichen Zahlungsziels; 

 
j) Gewährung von Darlehen und sonstigen Krediten außerhalb des üblichen Ge-

schäftsverkehrs; 
 
k) Übernahme von Bürgschaften, Garantien und ähnlichen Haftungen außerhalb 

des üblichen Geschäftsverkehrs; 
 
l) Übernahme von Bürgschaften, Garantien und ähnlichen Haftungen innerhalb 

des üblichen Geschäftsverkehrs von mehr als Euro 25.000 im Einzelfall oder 
für den Fall, dass das bestehende Haftungsrisiko aus derartigen Verpflichtun-
gen das bilanzmäßige Eigenkapital der Gesellschaft bereits überstiegen hat 
oder durch die Haftungsübernahme übersteigen wird; 

 
Verträge 
 
m) Abschluss von Lieferungs- und Leistungsverträgen, bei denen der Einzelwert 

der von der Gesellschaft jeweils zu übernehmenden Lieferungs- und Leis-
tungsverpflichtungen den Wert des bilanziellen Eigenkapitals der Gesellschaft 
übersteigt; 

 
n) Abschluss von Miet- oder Pachtverträgen mit einem Miet- oder Pachtzins von 

mehr als Euro 25.000 jährlich oder einer Vertragsdauer von mehr als drei Jah-
ren und einem jährlichen Miet- oder Pachtzins von mehr als Euro 12.500; 

 
o) Abschluss, Änderung und Aufhebung von Unternehmensverträgen im Sinne 

der §§ 291 und 292 des Aktiengesetzes; 
 
p) sonstige Verträge und Geschäfte außerhalb des üblichen Geschäftsbetriebes; 
 
q) Abschluss, Änderung oder Beendigung von Verträgen mit 
 

aa) Gesellschaftern, - bei Bestehen eines Beirats - den Mitgliedern des 
Beirates und/oder den Geschäftsführern sowie den Angehörigen im 
Sinne von § 15 AO der genannten Personen; 

 
bb) Unternehmen, an denen eine der zu aa) genannten Personen unmit-

telbar oder mittelbar mit mehr als 5 % beteiligt ist; 
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r) Termingeschäfte mit Devisen und an Börsen gehandelten Waren und Rech-
ten; 

 
Personalentscheidungen 
 
s) Erteilung von Generalvollmachten, Prokuren und Handlungsvollmachten zum 

gesamten Geschäftsbetrieb; 
 
t) Anstellung von Mitarbeitern mit Personalverantwortung und Angestellten in 

vergleichbarer und höherer Stellung sowie wesentliche Vertragsänderungen 
für diesen Personenkreis; 

 
u) Übernahme von Ruhegehaltsverpflichtungen oder Abschluss von Betriebsver-

einbarungen über die Zahlung von Betriebsrenten; 
 
Beteiligungsgesellschaften 
 
v) Beschlussfassungen, die die Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Gesellschaf-

terin bei Beteiligungsgesellschaften zu fassen hat und die Beschlussgegen-
stände gemäß den vorstehenden Buchstaben a - u betreffen. 

 
(2) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung kann in Form einer allgemeinen Er-

mächtigung für einen bestimmten Kreis der bezeichneten Geschäfte im Voraus 
schriftlich erteilt werden. Die Betrags- und Zeitgrenzen können durch Beschluss der 
Gesellschafterversammlung verändert werden. 
 

(3) Die Gesellschafterversammlung kann auch weitere Geschäfte von ihrer Zustimmung 
abhängig machen. 

 
 

§ 11a 
Verdeckte Gewinnausschüttung/Wettbewerbsverbot 

 
(1) Gesellschafter sind berechtigt, unmittelbar oder mittelbar, im eigenen oder fremden 

Namen, für eigene oder fremde Rechnung mit der Gesellschaft in Wettbewerb zu tre-
ten, für Konkurrenzunternehmen tätig zu sein und sich an solchen zu beteiligen, sei 
es direkt oder durch eine Mittelsperson. 

 
(2) Neu eintretende Gesellschafter dürfen weder im Handelszweig der Gesellschaft für 

eigene oder fremde Rechnung Geschäfte machen noch sich an einem Konkurrenzun-
ternehmen mittelbar oder unmittelbar beteiligen oder für ein solches tätig sein. Die 
Darlehensgewährung steht der Beteiligung gleich. Aktien und GmbH-Anteile gelten 
als Beteiligung im Sinne dieser Bestimmung, wenn ihr Nennbetrag ¼ des Grund- 
bzw. Stammkapitals erreicht. 

 
(3) Die Gesellschafter können durch satzungsausfüllenden Beschluss einen neu eintre-

tenden Gesellschafter von einem Wettbewerbsverbot befreien. Für den neu eintre-
tenden beherrschenden Gesellschafter und/oder einen der Geschäftsführer gilt dies 
mit der Maßgabe, dass der Gesellschafterbeschluss eine klare und eindeutige Aufga-
benabgrenzung zwischen der Gesellschaft auf der einen Seite und dem Gesellschaf-
ter oder Geschäftsführer auf der anderen Seite enthalten muss, die eine spätere will-
kürliche Zuordnung der Geschäfte unmöglich macht. Mit dem Geschäftsführer kann 
das Wettbewerbsverbot im Bestellungsbeschluss oder im Dienstvertrag wirksam ab-
bedungen werden. Es muss eine angemessene Gegenleistung vereinbart werden, 
wenn ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsführer die Befreiung vom Wett-
bewerbsverbot im Interesse der Gesellschaft nicht unentgeltlich erteilen würde. Ein 
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angemessenes Entgelt muss insbesondere vereinbart werden, wenn die konkurrie-
rende Tätigkeit eines beherrschenden Gesellschafters oder des Geschäftsführers auf 
einem Teilbereich des Unternehmensgegenstandes erlaubt wird, auf dem die Gesell-
schaft bereits ihre Tätigkeit entfaltet hat, die sich der beherrschende Gesellschafter 
oder Geschäftsführer zunutze machen kann. Der Gesellschafterbeschluss kann die 
Befreiung auf bestimmte Fälle oder Tätigkeiten beschränken oder von der Erfüllung 
von Auflagen oder Gegenleistungen abhängig machen. Bei der Beschlussfassung hat 
der betroffene Gesellschafter kein Stimmrecht. Der Gesellschafterbeschluss ist nur 
aus wichtigem Grund widerrufbar. 

 
 

§ 12 
Wirtschaftsplan, Jahresabschluss und Lagebericht 

 
(1) Die Geschäftsführung hat für jedes Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan aufzustellen, 

der den Investitions-, den Erfolgsplan und einen Stellenplan sowie eine fünfjährige Fi-
nanzplanung umfasst. Diese sind der Gesellschafterversammlung und dem Aufsichts-
rat spätestens bis zum 30. September vor Beginn des Wirtschaftsjahres vorzulegen 
und der Gemeinde zur Kenntnis zu geben. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung und Anhang) sowie den Lagebericht nach Maßgabe der für große Kapitalgesell-
schaften geltenden Vorschriften innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Ge-
schäftsjahres zu erstellen und von dem durch Gesellschafterbeschluss bestellten Ab-
schlussprüfer prüfen zu lassen. Die Prüfung erfolgt entsprechend den Vorschriften für 
große Kapitalgesellschaften im Dritten Buch des Handelsgesetzbuches. Nach Prü-
fung durch den Abschlussprüfer sind Jahresabschluss und Lagebericht zusammen 
mit dem Prüfungsbericht unverzüglich dem Aufsichtsrat zur Prüfung und danach der 
Gesellschafterversammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen. 

 
 Die den Mitgliedern der Geschäftsführung und des Beirats im abgelaufenen Wirt-

schaftsjahr gewährten Gesamtbezüge sind nach Maßgabe der GO NRW individuali-
siert im Anhang auszuweisen. 

 
(3) Den mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften stehen die Rechte nach 

§§ 53, 54 Haushaltsgrundsätzegesetz zu. 
 
(4) Den mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften wird gemäß § 118 GO 

NRW das Recht eingeräumt, von der Gesellschaft Aufklärung und Nachweise zu ver-
langen, die die Aufstellung des Gesamtabschlusses (§ 116 GO NRW) erfordert. 

 
 

§ 13 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes NRW (LGG NRW) sollen für 
die Personalentwicklung und -förderung der Gesellschaft die Ziele des LGG NRW berück-
sichtigt werden. 
 
 

§ 14 
Dauer der Gesellschaft 

 
Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 
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: �) 

§ 15 
Kündigungsrecht des Gesellschafters 

 
(1) Die Gesellschaft kann von jedem Gesellschafter mit einer Frist von einem Jahr, erst-

mals zum 31.12.1998, durch eingeschriebenen Brief an die Geschäftsführung und die 
anderen Gesellschafter zum Ablauf eines Geschäftsjahres gekündigt werden. 

 
(2) Im Fall der Kündigung durch einen Gesellschaft hat jeder der übrigen Gesellschafter 

das Recht, mit einer Frist von einem Monat – beginnend mit dem Zugang der Kündi-
gung – zum gleichen Stichtag die Gesellschaft ebenfalls gem. § 15. Abs. 1 zu kündi-
gen. Die Gesellschaft wird von den verbleibenden Gesellschaftern fortgeführt, sofern 
sie den bzw. die Geschäftsanteile des bzw. der kündigenden Gesellschafter über-
nehmen. Die verbleibenden Gesellschafter übernehmen den Anteil des kündigenden 
Gesellschafters im Verhältnis ihrer Beteiligung untereinander – § 4 Abs. 2 gilt ent-
sprechend –, es sei denn, die Gesellschafter verständigen sich auf eine andere Rege-
lung. 

 
(3) Sofern über die Höhe des Übernahmepreises keine Einigung erzielt wird, wird dieser 

durch einen gemeinsam zu benennenden Wirtschaftsprüfer verbindlich festgestellt. § 
4 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Kosten trägt der ausscheidende Gesellschafter. 

 
 

§ 16 
Ausschließung eines Gesellschafters/Abtretung 

 
(1) Tritt ein in der Person des Gesellschafters seine Ausschließung rechtfertigender 

wichtiger Grund ein, insbesondere: 
 

 Verstoß gegen ein im Gesellschaftsvertrag geregeltes Wettbewerbsverbot; 
 

 Eröffnung des Konkurs-, Liquidations- oder Vergleichsverfahrens über das Ver-
mögen eines Gesellschafters oder Ablehnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse; 

 

 Pfändung von einem oder mehreren Geschäftsanteilen eines Gesellschafters auf-
grund eines vollstreckbaren Titels oder Betreibung der Pfandverwertung; 

 
so kann der Gesellschafter durch die Gesellschafterversammlung aus der Gesell-
schaft ausgeschlossen werden. Dies gilt auch dann, wenn die genannten Gründe im 
Zeitpunkt der Ausschließung nicht mehr vorliegen. 

 
(2) Der Ausschließungsbeschluss der Gesellschafterversammlung bedarf der einfachen 

Mehrheit; der von der Ausschließung betroffene Gesellschafter hat bei diesem Be-
schluss kein Stimmrecht. Seine Stimmen bleiben bei der Berechnung der erforderli-
chen Mehrheit außer Betracht. Die Ausschließung erfolgt, wenn die Gesellschafter-
versammlung oder die Geschäftsführung nichts anderes bestimmt, mit Wirkung des 
Tages, an dem eines der in Absatz 1 benannten Ereignisse in der Person des Gesell-
schafters eintritt. Die Ausschließung wird mit Zugang des Ausschließungsbeschlus-
ses an den betroffenen Gesellschafter wirksam, unabhängig davon, ob eine Einigung 
über die Höhe gerichtlich festgestellt worden ist. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung beschließt zugleich mit dem Ausschließungsbe-

schluss, in welchem Verhältnis die Geschäftsanteile des betroffenen Gesellschafters 
auf die verbleibenden Gesellschafter oder Dritte übertragen werden. Werden die Ge-
schäftsanteile des betroffenen Gesellschafters auf die verbleibenden Gesellschafter 
übertragen, so treten diese mit der Bekanntgabe des Ausschließungsbeschlusses in 
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die Gesellschafterstellung des betroffenen Gesellschafters ein, es sei denn, ein Ge-
sellschafter widerspricht bei der Beschlussfassung über die Ausschließung zu Proto-
koll der Gesellschafterversammlung der Übernahme des Geschäftsanteils. 

 
 In diesem Fall tritt/treten der verbleibende Gesellschafter/die verbleibenden Gesell-

schafter auch in die dem nicht zur Übernahme bereiten verbleibenden Gesellschafter 
ansonsten zugewiesene Gesellschafterstellung ein. 

 
(4) Werden die Geschäftsanteile auf Dritte übertragen, so treten diese mit Abgabe der 

Übernahmeerklärung in die Gesellschafterstellung ein; wird die Übernahmeerklärung 
nicht innerhalb einer Woche abgegeben, so treten die verbleibenden Gesellschafter 
im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile in die Gesellschafterstellung des betroffenen Ge-
sellschafters ein. 

 
(5) Sofern nicht Dritte in die Stellung des betroffenen ausgeschlossenen Gesellschafters 

eintreten, bedarf es keiner gesonderten Übernahmeerklärung. 
 
(6) Der durch Ausschließungsbeschluss ausscheidende Gesellschafter hat gegen 

den/die neuen Gesellschafter, der/die seinen Anteil übernimmt/übernehmen, einen 
Abfindungsanspruch in Höhe seines Anteils am fiktiven Liquidationswert der Gesell-
schaft. Der Anspruch richtet sich gegen den oder die übernehmenden Gesellschafter 
jeweils im Verhältnis der von ihnen übernommenen Anteile. Sofern keine Einigung 
zwischen dem/den ausscheidenden Gesellschaftern innerhalb einer angemessenen 
Frist von sechs Monaten über den Liquidationswert erreicht werden kann, stellt der 
Abschlussprüfer der Gesellschaft diesen abschließend fest. Die Kosten dieser Fest-
stellung trägt der ausscheidende Gesellschafter. 

 
(7) Steht ein Geschäftsanteil mehreren Gesellschaftern gemeinschaftlich zu, so genügt 

es, wenn ein Ausschließungsgrund in der Person eines der Mitgesellschafter vorliegt 
oder vorlag. Die Gesellschaft oder die Gesellschaft er können bei Pfändung eines Ge-
schäftsanteils jederzeit den vollstreckenden Gläubiger befriedigen. Der betroffene 
Gesellschafter darf der Befriedigung nicht widersprechen, er muss sich das zur Be-
friedigung des vollstreckenden Gläubigers Aufgewendete auf seinen Entgeltanspruch 
anrechnen lassen. Im Übrigen gelten die vorstehenden Ziffern entsprechend. 

 
 

§ 17 
Einziehung 

 
(1) Unbeschadet der Ausschließung gem. § 16 ist die Einziehung von Geschäftsanteilen 

mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters jederzeit zulässig; der Zustimmung 
des betroffenen Gesellschafters bedarf es nicht in den Fällen des § 16 Abs. 1 dieses 
Vertrages. 

 
(2) Die Regelungen des § 16 Abs. 2 bis 7 gelten entsprechend. 
 
 

§18 
Bekanntmachungen 

 
(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im elektronischen Bundesan-

zeiger für die Bundesrepublik Deutschland. 
 
(2) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- und Auslegungsvorschriften des § 108 

Abs. 3 Nr. 1c GO NRW. 
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§ 19 

Schiedsgericht 
 
Über alle Streitigkeiten zwischen den Gesellschaftern und zwischen der Gesellschaft und 
Gesellschaftern, welche diesen Vertrag, das Gesellschaftsverhältnis oder die Gesellschaft 
betreffen, entscheidet, soweit nicht zwingendes Recht entgegensteht, unter Ausschluss des 
ordentlichen Rechtswegs, ein Schiedsgericht aufgrund eines in gesonderter Urkunde abge-
schlossenen Schiedsvertrages. 
 
 

§ 20 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine künftig in ihn aufgenommene Bestimmung 
ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt die Gültig-
keit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Das gleiche gilt, falls sich herausstellen 
sollte, dass der Vertrag eine Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen oder un-
durchführbaren Bestimmungen oder zur Ausfüllung der Regelungslücke soll dann eine an-
gemessene Regelung gelten, die dem am nächsten kommt, was die Gesellschafter gewollt 
hätten, wenn sie die Unwirksamkeit, Undurchführbarkeit oder Lückenhaftigkeit gekannt hät-
ten. 
 
 

§ 21 
Gründungskosten 

 
Die Kosten der Beurkundung des Gesellschaftsvertrages, der Anmeldung der Gesellschaft 
beim Handelsregister und der Eintragung im Handelsregister trägt die Gesellschaft bis zu 
einem Betrag von DM 10.000,00; etwa darüber hinausgehende Gründungskosten trägt die 
Gesellschafterin. 
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Gegenüberstellung von Gesellschaftsverträgen der STEAG GmbH und wesentlicher Tochterunternehmen  

vor und nach Anpassung an die Gemeindeordnung Nordrhein Westfalen 

 

STEAG GmbH 

Gesellschaftsvertrag vom 28.09.2011 - Neufassung - Bemerkungen 

§ 1  
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma STEAG GmbH. 
 
(2) Der Satzungs- und Verwaltungssitz der Gesell-

schaft ist Essen. 
 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma STEAG GmbH. 
 
(2) Der Satzungs- und Verwaltungssitz der Gesell-

schaft ist Essen. 

- unverändert - 
 

§ 2  
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind 
 
a) Planung, Errichtung, Erwerb und Betrieb von 

Kraftwerken und hiermit verbundene Dienstleis-
tungen, 

 
 
b) Beschaffung und Vermarktung von Energien, 

sonstigen Medien sowie Reststoffen und Herstel-
lung, Anschaffung sowie Vorhaltung der diesen 
Zwecken dienenden Anlagen sowie verbundene 
Dienstleistungen. 

 
 

§ 2  
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind 
 
a) Planung, Errichtung, Erwerb und Betrieb von 

Energieerzeugungsanlagen und hiermit verbunde-
ne Dienstleistungen, 

 
 
b) Beschaffung und Vermarktung, Vertrieb und Han-

del von Energien, Energieträgern, sonstigen Medi-
en hauptsächlich Hilfsstoffe für den Kraftwerksbe-
trieb genannt, so z. B. Schmierstoffe oder Feststof-
fe zur Abgasreinigung sowie Reststoffen und Her-
stellung, Anschaffung sowie Vorhaltung der diesen 
Zwecken dienenden Anlagen sowie verbundene 
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(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maß-

nahmen berechtigt, die dem Gegenstand des Un-
ternehmens dienen. Sie kann auf den in Abs. 1 
bezeichneten Geschäftsfeldern auch selbst tätig 
werden. Sie kann im Rahmen des Unternehmens-
gegenstandes andere Unternehmen gründen, er-
werben, sich an ihnen beteiligen und sie unter ein-
heitlicher Leitung zusammenfassen oder sich auf 
die Verwaltung der Beteiligung beschränken. 

 
 
 
 

Dienstleistungen, Leistungen, die notwendig sein 
können, um die vorgenannten Aktivitäten zu er-
bringen, z. B. Ingenieurdienstleistungen bei der 
Herstellung von Anlagen sowie die Reststoffver-
wertung. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maß-

nahmen berechtigt, die dem Gegenstand des Un-
ternehmens dienen. Sie kann auf den in Abs. 1 
bezeichneten Geschäftsfeldern auch selbst tätig 
werden. Sie kann im Rahmen des Unternehmens-
gegenstandes andere Unternehmen gründen, er-
werben, sich an ihnen beteiligen und sie unter ein-
heitlicher Leitung zusammenfassen oder sich auf 
die Verwaltung der Beteiligung beschränken. 

 
(3) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirt-

schaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 Gemein-
deordnung NRW (nachstehend "GO NRW' ge-
nannt) zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so 
zu führen, dass der öffentliche Zweck nachhaltig 
erfüllt wird. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 3  
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 
128.000.000,00 (in Worten: Euro Einhundertachtund-
zwanzigmillionen) und ist vollständig in bar erbracht. 

§ 3  
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 
128.000.000,00 (in Worten: Euro Einhundertachtund-
zwanzigmillionen) und ist vollständig in bar erbracht. 
 

- unverändert - 

§ 4 
 Übertragung von Geschäftsanteilen 

 
Die Übertragung von Geschäftsanteilen bedarf der 

§ 4  
 Übertragung von Geschäftsanteilen 

 
Die Übertragung, Verpfändung und sonstige Belas-
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vorherigen schriftlichen Zustimmung aller Gesellschaf-
ter. 

 

tung von Geschäftsanteilen bedarf der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung aller Gesellschafter. Von 
diesem Zustimmungserfordernis ausgenommen sind 
die Bestellung von Pfandrechten durch die KSBG 
Kommunale Beteiligungsgesellschaft GmbH & Co. KG 
an ihren Geschäftsanteilen und die Übertragung der 
Geschäftsanteile im Zuge einer etwaigen Verwertung 
dieser Pfandrechte. 

 

 
 
Forderung der finanzieren-
den Banken 

§ 5  
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalender-
jahr. Für die Zeit vom 01.07.2011 bis 31.12.2011 ist 
ein Rumpfgeschäftsjahr eingelegt worden. 
 

§ 5  
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalender-
jahr. 

 

§ 6  
Organe der Gesellschaft 

 
Organe der Gesellschaft sind: 
 

a) die Gesellschafterversammlung, 

b) die Geschäftsführung, 

c) der Aufsichtsrat. 

§ 6  
Organe der Gesellschaft 

 
Organe der Gesellschaft sind: 
 

a) die Gesellschafterversammlung, 

b) die Geschäftsführung, 

c) der Aufsichtsrat. 

 

- unverändert - 

§ 7  
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist das oberste 

Organ der Gesellschaft. Sie ist mindestens einmal 
jährlich einzuberufen, spätestens vier Monate nach 
Schluss des Geschäftsjahres als ordentliche Ge-

§ 7  
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist das oberste 

Organ der Gesellschaft. Sie ist mindestens einmal 
jährlich einzuberufen, spätestens vier Monate nach 
Schluss des Geschäftsjahres als ordentliche Ge-
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sellschafterversammlung, sowie stets dann, wenn 
ein Gesellschafter, der Aufsichtsrat oder die Ge-
schäftsführung dies für erforderlich hält. 

 
(2) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsfüh-

rung mit einer Frist von 14 Tagen mittels einge-
schriebenen Briefes, wobei der Tag der Einladung 
und der Tag der Versammlung nicht mitgezählt 
werden. Die Tagesordnung für eine Gesellschaf-
terversammlung sowie die Beratungsunterlagen, 
Entscheidungsvorlagen und Beschlussvorschläge 
sind so rechtzeitig zu übersenden, dass sie den 
Gesellschaftern spätestens zu Beginn der in Satz 
1 genannten Frist vorliegen. Die Gesellschafter 
können auf die Einhaltung der Formen und Fristen 
ganz oder teilweise verzichten. 

 
(3) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung 

führt der von ihr mit einfacher Mehrheit gewählte 
Vorsitzende, ansonsten eröffnet der an Lebensjah-
ren älteste anwesende Gesellschaftervertreter die 
Versammlung und lässt von dieser einen Ver-
sammlungsleiter wählen. Sofern die Gesellschaf-
terversammlung keinen Versammlungsleiter wählt, 
führt der an Lebensjahren älteste anwesende Ge-
sellschaftervertreter die Versammlung. 

 
 
 
 
 
(4) Neben den durch Gesetz zwingend vorgeschrie-

benen und an anderer Stelle dieses Gesellschafts-
vertrages genannten Aufgaben obliegt der Gesell-
schafterversammlung insbesondere die Be-

sellschafterversammlung, sowie stets dann, wenn 
ein Gesellschafter, der Aufsichtsrat oder die Ge-
schäftsführung dies für erforderlich hält. 

 
(2) Jeder Gesellschafter kann die Geschäftsführung 

anweisen, eine Gesellschafterversammlung einzu-
berufen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsfüh-

rung mit einer Frist von 14 Tagen mittels schriftli-
cher Mitteilung, wobei der Tag der Einladung und 
der Tag der Versammlung nicht mitgezählt wer-
den. In der schriftlichen Mitteilung werden unter 
anderem die Tagesordnung, in der abschließend 
und in hinreichend ausführlicher Form alle Angele-
genheiten aufgeführt sind, über die die Gesell-
schafterversammlung zu beraten hat, sowie alle 
Beschlussvorlagen genannt. Jeder Gesellschafter 
kann schriftlich auf alle oder einige in diesem § 7 
Abs. 3 genannten Formvorschriften oder Frister-
fordernisse ganz oder teilweise verzichten. 

 
(4) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung 

führt, außer bei Gesellschafterversammlungen im 
schriftlichen Verfahren, der von ihr mit einfacher 
Mehrheit gewählte Vorsitzende, ansonsten eröffnet 
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schlussfassung über 
 
a) die Verwendung des Jahresüberschusses nach 

Verrechnung eventueller Gewinn- oder Verlustvor-
träge aus Vorjahren, 

 
b) die Entlastung der Geschäftsführung und des Auf-

sichtsrates, 
 
c) die Wahl des Abschlussprüfers, 
 
d) die Wahl und Abberufung der Aufsichtsratsmitglie-

der der Anteilseigner. 
 

Darüber hinaus kann sich die Gesellschafterver-
sammlung Entscheidungen über weitere Geschäf-
te und Rechtsbehandlungen vorbehalten. 

 

der an Lebensjahren älteste anwesende Gesell-
schaftervertreter die Versammlung und lässt von 
dieser einen Versammlungsleiter wählen. Sofern 
die Gesellschafterversammlung keinen Versamm-
lungsleiter wählt, führt der an Lebensjahren älteste 
anwesende Gesellschaftervertreter die Versamm-
lung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Neben den durch Gesetz zwingend vorgeschrie-

benen Aufgaben obliegt der Gesellschafterver-
sammlung insbesondere die Beschlussfassung 
über 

 
a) die Feststellung des Jahresabschlusses, 
 
b) die Verwendung des Jahresüberschusses nach 

Verrechnung eventueller Gewinn- oder Verlustvor-
träge aus Vorjahren, 

 
c) die Entlastung der Geschäftsführung und des Auf-

sichtsrates, 
 
d) die Wahl des Abschlussprüfers, 
 
e) die Wahl und Abberufung der Aufsichtsratsmit-
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glieder der Anteilseigner, 
 
f) Abschluss, Änderung und Beendigung von Unter-

nehmensverträgen im Sinne des Aktienrechts, 
insbesondere von Ergebnisabführungsverträgen 
durch die Gesellschaft und 

 
g) die Änderung des Gesellschaftsvertrags ein-

schließlich Kapitalerhöhungen oder -
herabsetzungen. 

 
Darüber hinaus kann sich die Gesellschafterver-
sammlung Entscheidungen über weitere Geschäf-
te und Rechtsbehandlungen vorbehalten. 

 
(6) Darüber hinaus bedarf eine Entscheidung der Ge-

schäftsführung über den Erwerb und die Veräuße-
rung von Unternehmen und Beteiligungen der 
STEAG GmbH der Zustimmung der Gesellschaf-
terversammlung, sofern die Transaktion nach der 
Gemeindeordnung NRW für die beteiligten Ge-
meinden anzeige- oder genehmigungspflichtig ist. 

 
Die Geschäftsführung bedarf der Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung auch dann, wenn sie 
bei Transaktionen von verbundenen Unterneh-
men, die zugleich große Kapitalgesellschaften im 
Sinne des HGB sind, durch Weisung, Zustim-
mung, Stimmabgabe oder auf sonstige Weise bei 
der Vornahme der vorgenannten Geschäfte und 
Maßnahmen mitwirkt. 
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§ 8  
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Gesell-

schafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfä-

hig, wenn alle Gesellschafter ordnungsgemäß 
eingeladen wurden und mehr als 50 % des 
Stammkapitals vertreten ist und jeder Gesellschaf-
ter repräsentiert ist.  

 
Ist die Versammlung nicht beschlussfähig, so hat 
die Geschäftsführung innerhalb von vierzehn Ta-
gen eine zweite Versammlung mit derselben Ta-
gesordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf 
die Zahl der vertretenen Stimmen nur die Gegen-
stände der Tagesordnung der vorangegangenen, 
beschlussunfähigen Gesellschafterversammlung 
beschlussfähig ist; hierauf muss in der Einladung 
hingewiesen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag oder 

gesetzliche Vorschriften nichts anderes bestimmt 
ist, fasst die Gesellschafterversammlung ihre Be-
schlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Je € 
50,- eines Geschäftsanteils gewähren eine Stim-
me. 

§ 8  
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Gesell-

schafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfä-

hig, wenn alle Gesellschafter gemäß § 7 Abs. 3 
ordnungsgemäß eingeladen wurden und alle Ge-
sellschafter bei der Gesellschafterversammlung 
ordnungsgemäß vertreten sind. 

 
Ist die Gesellschafterversammlung mangels An-
wesenheit aller Gesellschafter nach einer ange-
messenen Wartezeit nicht beschlussfähig, wird die 
Gesellschafterversammlung um vierzehn Tagen 
unter Beibehaltung von Ort und Zeit vertagt 
(nachstehend die „vertagte Gesellschafterver-
sammlung" genannt). Einer erneuten Einberufung 
bedarf es nicht; die Gesellschaft hat die Gesell-
schafter über die vertagte Gesellschafterver-
sammlung unverzüglich mit genauer Zeit und 
Ortsangabe zu informieren. 
 
Die zweite Versammlung ist ohne Rücksicht auf 
die Zahl der vertretenen Stimmen nur für die Ge-
genstände der Tagesordnung der vorangegange-
nen, beschlussunfähigen Gesellschafterversamm-
lung beschlussfähig; hierauf muss in der Mitteilung 
hingewiesen werden. 
 

(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag, für die 
Gesellschaft bindende Vereinbarungen zwischen 
den Gesellschaftern oder gesetzliche Vorschriften 
nichts anderes bestimmt ist, fasst die Gesellschaf-
terversammlung ihre Beschlüsse mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Je € 50,- eines Geschäftsan-
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(3) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, fern-

schriftlichem oder telegrafischem Wege oder 
durch Telekopie oder mit üblichen elektronischen 
Kommunikationsmitteln gefasst werden, sofern al-
le Gesellschafter mit diesem Verfahren einver-
standen sind. 

 
 
 
 
 
 
 
(4) Über die Beschlussfassungen der Gesellschafter-

versammlungen sind entsprechende Niederschrif-
ten aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden der 
Versammlung bzw. bei schriftlicher Beschlussfas-
sung von den Gesellschaftern zu unterzeichnen 
sind. 

teils gewähren eine Stimme. 
 
(3) Widerspricht kein Gesellschafter, können Gesell-

schafterversammlungen (ganz oder teilweise) 
schriftlich oder in Form von Telefon-, Videokonfe-
renzen oder unter Einsatz sonstiger Kommunikati-
onsmittel abgehalten werden, sofern die Identität 
jedes Vertreters der Gesellschafter während der 
gesamten Gesellschafterversammlung hinrei-
chend sichergestellt ist. Jeder Vertreter eines Ge-
sellschafters, der mit Hilfe solcher Kommunikati-
onsmittel an einer Gesellschafterversammlung 
teilnimmt, gilt im Sinne von § 8 Abs. 1 als anwe-
send. 

 
(4) Über die Beschlussfassungen der Gesellschafter-

versammlungen sind entsprechende Niederschrif-
ten aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden der 
Versammlung oder bei schriftlicher Beschlussfas-
sung von den Gesellschaftern zu unterzeichnen 
sind. 

 

§ 9  
Aufsichtsrat 

 
(1)  Der Aufsichtsrat besteht aus 20 Mitgliedern. 
 
(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder dauert bis 

zur Beendigung der Gesellschafterversammlung, 
die über die Entlastung für das vierte Geschäfts-
jahr nach Beginn der Amtszeit beschließt, sofern 
die Gesellschafterversammlung nicht eine kürzere 
Amtsdauer bestimmt. Das Geschäftsjahr, in dem 
die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht mitgezählt. 

§ 9  
Aufsichtsrat 

 
(1)  Der Aufsichtsrat besteht aus 20 Mitgliedern. 
 
(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder dauert bis 

zur Beendigung der Gesellschafterversammlung, 
die über die Entlastung für das vierte Geschäfts-
jahr nach Beginn der Amtszeit beschließt, sofern 
die Gesellschafterversammlung nicht eine kürzere 
Amtsdauer bestimmt. Das Geschäftsjahr, in dem 
die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht mitgezählt. 
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Ergänzungswahlen erfolgen für den Rest der 
Amtszeit eines ausgeschiedenen Mitglieds. 

 
(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt 

jederzeit nach vorangegangener, an die Gesell-
schaft zu richtende Kündigung unter Einhaltung 
einer einmonatigen Kündigungsfrist zum Ende ei-
nes Monats niederlegen. 

 
 
 
(4) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung 

geben und Ausschüsse, insbesondere einen Prä-
sidialausschuss (Präsidium), einsetzen; § 27 Ab-
satz 3 Mitbestimmungsgesetz bleibt unberührt. 
Aufgaben und Befugnisse sowie das Verfahren 
der Ausschüsse bestimmt der Aufsichtsrat. Soweit 
gesetzlich zulässig können den Ausschüssen 
auch Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrates 
übertragen werden. 

 
(5) Der Ausschuss kann aus seiner Mitte einen Vor-

sitzenden wählen, wenn nicht der Aufsichtsrat den 
Vorsitzenden bestimmt. Ist der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats Mitglied eines Ausschusses und 
ergibt sich bei der Abstimmung Stimmengleich-
heit, so hat er – ausgenommen den nach § 27 Ab-
satz 3 Mitbestimmungsgesetz zu bildenden Aus-
schuss – bei einer erneuten Abstimmung über den 
gleichen Gegenstand, wenn auch sie Stimm-
gleichheit ergibt, zwei Stimmen. 

 
(6) Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Ge-

schäftsführung im Rahmen der gesetzlichen Best-
immungen und dieses Gesellschaftsvertrages. 

Ergänzungswahlen erfolgen für den Rest der 
Amtszeit eines ausgeschiedenen Mitglieds. 

 
(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt 

jederzeit nach vorangegangener, an den Vorsit-
zenden des Aufsichtsrats, im Falle von dessen 
Verhinderung an den stellvertretenden Vorsitzen-
den und die Gesellschaft zu richtende Kündigung 
unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungs-
frist zum Ende des Monats niederlegen. 

 
(4) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung 

geben und Ausschüsse, insbesondere einen Prä-
sidialausschuss (Präsidium), einsetzen; § 27 Ab-
satz 3 Mitbestimmungsgesetz bleibt unberührt. 
Aufgaben und Befugnisse sowie das Verfahren 
der Ausschüsse bestimmt der Aufsichtsrat. Soweit 
gesetzlich zulässig können den Ausschüssen 
auch Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrates 
übertragen werden. 

 
(5) Der Ausschuss kann aus seiner Mitte einen Vor-

sitzenden wählen, wenn nicht der Aufsichtsrat den 
Vorsitzenden bestimmt. Ist der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats Mitglied eines Ausschusses und 
ergibt sich bei der Abstimmung Stimmengleich-
heit, so hat er – ausgenommen den nach § 27 Ab-
satz 3 Mitbestimmungsgesetz zu bildenden Aus-
schuss – bei einer erneuten Abstimmung über den 
gleichen Gegenstand, wenn auch sie Stimm-
gleichheit ergibt, zwei Stimmen. 

 
(6) Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Ge-

schäftsführung im Rahmen der gesetzlichen Best-
immungen und dieses Gesellschaftsvertrages. 
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Darüber hinaus werden seine Rechte und Pflich-
ten durch die Gesellschafterversammlung festge-
setzt. 

 
(7) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegen-

über den Geschäftsführern. Willenserklärungen 
des Aufsichtsrates sind im Namen des Aufsichts-
rates von dem Vorsitzenden, im Falle seiner Ver-
hinderung von einem seiner Stellvertreter abzuge-
ben. 

 

Darüber hinaus werden seine Rechte und Pflich-
ten durch die Gesellschafterversammlung festge-
setzt. 

 
(7) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegen-

über den Geschäftsführern. Willenserklärungen 
des Aufsichtsrates sind im Namen des Aufsichts-
rates von dem Vorsitzenden, im Falle seiner Ver-
hinderung von einem seiner Stellvertreter abzuge-
ben. 

 

§ 10  
Vorsitz des Aufsichtsrates 

 
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer 
seiner Amtszeit einen Vorsitzenden und mindestens 
einen stellvertretenden Vorsitzenden nach näherer 
Maßgabe des § 27 Mitbestimmungsgesetz. Scheidet 
der Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzen-
der vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so hat der Auf-
sichtsrat unverzüglich eine Ersatzwahl durchzufüh-
ren. 

 

§ 10  
Vorsitz des Aufsichtsrates 

 
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer 
seiner Amtszeit einen Vorsitzenden und mindestens 
einen stellvertretenden Vorsitzenden nach näherer 
Maßgabe des § 27 Mitbestimmungsgesetz. Scheidet 
der Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzen-
der vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so hat der Auf-
sichtsrat unverzüglich eine Ersatzwahl durchzufüh-
ren. 

 

- unverändert - 

§ 11  
Einberufung des Aufsichtsrates 

 
(1) Aufsichtsratssitzungen sollen mindestens einmal 

in jedem Kalenderhalbjahr stattfinden. Sie sind 
außerdem einzuberufen, wenn ein Mitglied des 
Aufsichtsrates oder der Geschäftsführung es für 
erforderlich hält. 

 
(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden zu den Auf-

sichtsratssitzungen durch den Vorsitzenden des 

§ 11 
 Einberufung des Aufsichtsrates 

 
(1) Aufsichtsratssitzungen sollen mindestens einmal 

in jedem Kalenderhalbjahr stattfinden. Sie sind 
außerdem einzuberufen, wenn ein Mitglied des 
Aufsichtsrates oder der Geschäftsführung es für 
erforderlich hält. 

 
(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden zu den Auf-

sichtsratssitzungen durch den Vorsitzenden des 

- unverändert - 
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Aufsichtsrates mit einer Frist von 14 Tagen einge-
laden. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende 
die Frist abkürzen und mündlich, fernmündlich, 
durch Telefax oder mittels elektronischer Medien 
einberufen. Mit der Einladung sind die Gegen-
stände der Tagesordnung bekannt zu machen. 
Der Aufsichtsrat kann auf die Einhaltung der For-
men und Fristen sowie auf die genannte Vorlage 
oder Teile davon verzichten. 

 

Aufsichtsrates mit einer Frist von 14 Tagen einge-
laden. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende 
die Frist abkürzen und mündlich, fernmündlich, 
durch Telefax oder mittels elektronischer Medien 
einberufen. Mit der Einladung sind die Gegen-
stände der Tagesordnung bekannt zu machen. 
Der Aufsichtsrat kann auf die Einhaltung der For-
men und Fristen sowie auf die genannte Vorlage 
oder Teile davon verzichten. 

 

§ 12 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

 
(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Auf-

sichtsratsmitglieder ordnungsgemäß eingeladen 
wurden und mehr als die Hälfte der Anzahl der 
Aufsichtsratsmitglieder anwesend ist. Dabei gilt 
ein nicht erschienenes Aufsichtsratsmitglied, das 
eine schriftliche Stimmabgabe überreichen lässt, 
insoweit als anwesend. Ist der Aufsichtsrat nicht 
beschlussfähig, so hat die Geschäftsführung in-
nerhalb von 14 Tagen eine zweite Sitzung mit 
derselben Tagesordnung einzuberufen, die ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Anwesenden für die 
Gegenstände der Tagesordnung der vorangegan-
genen, beschlussunfähigen Sitzung beschlussfä-
hig ist; hierauf muss in der Einladung hingewiesen 
werden. 

 
 
 
(2) Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen, soweit das Gesetz 
nichts anderes vorschreibt; dabei hat jedes Auf-

§ 12 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

 
(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Auf-

sichtsratsmitglieder ordnungsgemäß eingeladen 
wurden und mehr als die Hälfte der Anzahl der 
Aufsichtsratsmitglieder anwesend ist. Dabei gilt 
ein nicht erschienenes Aufsichtsratsmitglied, das 
eine schriftliche Stimmabgabe überreichen lässt, 
insoweit als anwesend. Ist der Aufsichtsrat nicht 
beschlussfähig, so hat die Geschäftsführung in-
nerhalb von 14 Tagen eine zweite Sitzung mit 
derselben Tagesordnung einzuberufen, die bei ei-
ner Mindestanzahl von drei Anwesenden ohne 
weitere Rücksicht auf die Zahl der Anwesenden 
für die Gegenstände der Tagesordnung der vo-
rangegangenen, beschlussunfähigen Sitzung be-
schlussfähig ist; hierauf muss in der Einladung 
hingewiesen werden. 

 
 
(2) Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen, soweit das Gesetz 
nichts anderes vorschreibt; dabei hat jedes Auf-
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sichtsratsmitglied eine Stimme. 
 
(3) Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stimmen-

gleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung 
über denselben Gegenstand, wenn auch sie 
Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsit-
zende zwei Stimmen. § 108 Abs. 3 des Aktienge-
setzes ist auch auf die Abgabe der zweiten Stim-
me anzuwenden. Dem Stellvertreter steht die 
zweite Stimme nicht zu. 

 
(4) Beschlüsse auf schriftlichem, fernschriftlichem, 

fernmündlichem oder telegrafischem Wege, durch 
Telefax oder mit üblichen elektronischen Kommu-
nikationsmitteln durch jede Art einer Kombination 
der genannten Stimmabgabearten können nur er-
folgen, wenn kein Aufsichtsratsmitglied diesem 
Verfahren widerspricht. 

 
 
(5) Über Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsra-

tes ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom 
Versitzenden zu unterzeichnen ist. 

 

sichtsratsmitglied eine Stimme. 
 
(3) Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stimmen-

gleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung 
über denselben Gegenstand, wenn auch sie 
Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsit-
zende zwei Stimmen. § 108 Abs. 3 des Aktienge-
setzes ist auch auf die Abgabe der zweiten Stim-
me anzuwenden. Dem Stellvertreter steht die 
zweite Stimme nicht zu. 

 
(4) Beschlüsse auf schriftlichem, fernschriftlichem, 

fernmündlichem oder telegrafischem Wege, durch 
Telefax oder mit üblichen elektronischen Kommu-
nikationsmitteln oder durch jede Art einer Kombi-
nation der genannten Stimmabgabearten können 
nur erfolgen, wenn kein Aufsichtsratsmitglied die-
sem Verfahren widerspricht. 

 
 
(5) Über Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsra-

tes ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom 
Versitzenden zu unterzeichnen ist. 

 

§ 13  
Vergütung des Aufsichtsrates 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben 

dem Ersatz ihrer Auslagen eine jährliche Vergü-
tung, deren Höhe die Gesellschafterversammlung 
festsetzt. Die auf die Vergütung entfallende Um-
satzsteuer wird den Mitgliedern des Aufsichtsrates 
erstattet. 

 

§ 13  
Vergütung des Aufsichtsrates 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben 

dem Ersatz ihrer Auslagen eine jährliche Vergü-
tung, deren Höhe die Gesellschafterversammlung 
festsetzt. Die auf die Vergütung entfallende Um-
satzsteuer wird den Mitgliedern des Aufsichtsrates 
bei Nachweis der Abführung erstattet. 
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(2) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, die stellver-
tretenden Vorsitzenden erhalten das Eineinhalbfa-
che der in Absatz 1 genannten jährlichen Vergü-
tung. 

 

(2) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, die stellver-
tretenden Vorsitzenden erhalten das Eineinhalbfa-
che der in Absatz 1 genannten jährlichen Vergü-
tung. 

 

§ 14  
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat mindestens zwei Geschäfts-

führer. 
 
 
(2) Die Geschäftsführer werden durch den Aufsichts-

rat bestellt. Die Amtszeit der Geschäftsführer be-
trägt grundsätzlich drei Jahre. Eine andere Amts-
zeit kann bestimmt werden. Die Bestimmung des 
§ 38 Abs. 1 des GmbH-Gesetzes wird dadurch 
nicht berührt. 

 
(3) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Beschluss 

der Gesellschafterversammlung Befreiung von 
den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt wer-
den. 

 
(4) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer 

oder einen Geschäftsführer und einen Prokuristen 
gemeinsam gesetzlich vertreten. 

 
(5) Für die Beschlussfassungen der Geschäftsfüh-

rung genügt, sofern durch eine Geschäftsordnung 
oder die Gesellschafterversammlung nichts ande-
res bestimmt wird, eine einfache Stimmenmehr-
heit. 

 

§ 14  
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat mindestens zwei Geschäfts-

führer. 
 
 
(2) Die Geschäftsführer werden durch den Aufsichts-

rat bestellt. Die Amtszeit der Geschäftsführer be-
trägt grundsätzlich drei Jahre. Eine andere Amts-
zeit kann bestimmt werden. Die Bestimmung des 
§ 38 Abs. 1 des GmbH-Gesetzes wird dadurch 
nicht berührt. 

 
(3) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Beschluss 

der Gesellschafterversammlung Befreiung von 
den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt wer-
den. 

 
(4) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer 

oder einen Geschäftsführer und einen Prokuristen 
gemeinsam gesetzlich vertreten. 

 
(5) Die Geschäftsführung gibt sich eine Geschäfts-

ordnung, die dem Aufsichtsrat und der Gesell-
schafterversammlung zur Zustimmung vorgelegt 
werden muss.* 

 
 

 
 
 
*Die bislang im Sharehol-
ders´ Agreement geregel-
ten Zustimmungspflichten 
der Gesellschafterver-
sammlung sollen zukünftig 
in einer Anlage zur Ge-
schäftsordnung für die Ge-
schäftsführung der STEAG 
geregelt werden. Deshalb 
ist es wichtig, dass die Ge-
schäftsordnung (ein-
schließlich ihrer Anlagen) 
nur mit Zustimmung der 
Gesellschafterversamm-
lung der STEAG (und da-
mit der KSBG) geändert 
werden kann. 
 
** in einem neu hinzuge-
fügten Paragraphen gere-
gelt (siehe § 16) 
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(6) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat recht-
zeitig vor Beginn eines neuen Geschäftsjahres, 
einen Gesamtjahresplan, bestehend aus einem 
Ergebnis-, Bilanz- sowie Finanz- und Investitions-
plan, vorzulegen. ** 

 

(6) Für die Beschlussfassungen der Geschäftsfüh-
rung genügt, sofern durch eine Geschäftsordnung 
oder die Gesellschafterversammlung nichts ande-
res bestimmt wird, eine einfache Stimmenmehr-
heit. 

 

§ 15  
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung be-

dürfen der vorherigen Zustimmung des Aufsichts-
rates. Hierzu gehören insbesondere folgende Ge-
schäfte: 

 
a) Erwerb, Errichtung, Leasing oder Veräußerung 

von Gegenständen des Anlagevermögens, sofern 
der bilanzielle Zu- oder Abgang oder der Umfang 
der finanziellen Verpflichtungen im Einzelfall 25 
Mio. € übersteigt; 

 
b) Aufnahme von Krediten, sofern der Wert im Ein-

zelfall einen Betrag von 125 Mio. € überschreitet, 
ferner die Aufnahme von Anleihen; 

 
c) Vergabe von Darlehen sowie Übernahme von 

Bürgschaften, Garantien oder ähnlichen Haftun-
gen, sofern der Betrag im Einzelfall 25 Mio. € 
übersteigt oder das Geschäft außerhalb des übli-
chen Geschäftsbetriebs erfolgt; 

 
d) Aufnahme und Aufgabe eines Geschäftsbereichs, 

sofern diese Maßnahme von wesentlicher oder 
grundsätzlicher Bedeutung ist; 

 

§ 15  
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung be-

dürfen der vorherigen Zustimmung des Aufsichts-
rates. Hierzu gehören insbesondere folgende Ge-
schäfte: 

 
a) Entscheidung über die Gründung von oder die 

Beteiligung an Unternehmen oder über den Er-
werb oder die Veräußerung von Anteilen an einem 
Unternehmen, sofern der Wert der Transaktion 
mehr als 25.000.000 EURO beträgt; 

 
b) Kapitalerhöhungen und -herabsetzungen, sofern 

der Wert der Maßnahmen im Einzelfall den Betrag 
von 25.000.000 EURO übersteigt; 

 
c) Erteilung von Generalvollmachten und Prokuren 

der STEAG GmbH; 
 
 
 
 
d) Investition in, Erwerb oder Verkauf von Vermö-

genswerte(n) einschließlich immaterielle(r) Ver-
mögenswerte, sofern der Wert der Transaktion 
mehr als 25.000.000 EURO beträgt, wobei der 
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e) Errichtung von oder Beteiligung an anderen Un-

ternehmen und Aufgabe solcher Beteiligungen 
sowie Kapitalerhöhungen und -herabsetzungen, 
sofern der Wert der Maßnahmen im Einzelfall den 
Betrag von 25 Mio. € übersteigt; 

 
 
 
f) Abschluss und Änderung von Unternehmensver-

trägen; 
 
 
g) Erteilung von Generalvollmachten und Prokuren; 
 
 
 
 
 
 
 
 
h) Aufnahme von Prozessen oder Abschluss von 

Vergleichen, sofern der Streitwert 25 Mio. € über-
steigt oder die Sache übergeordnete Bedeutung 
hat; 

 
 
 
 
i) Abschluss von Verträgen mit Gesellschaftern au-

Wert einer solchen Transaktion durch die Bewer-
tung sämtlicher Zahlungen, die im Rahmen eines 
Vertrags vor­ genommen werden, summenmäßig 
ermittelt wird; 

 
e) Miete, Pacht oder Leasing von Vermögenswerten, 

sofern der Wert einer solchen Transaktion mehr 
als 25.000.000 EURO beträgt, wobei der Wert ei-
ner solchen Transaktion durch die Bewertung 
sämtlicher Zahlungen, die im Rahmen eines Ver-
trags vorgenommen werden, summenmäßig er-
mittelt wird; 

 
f) Aufnahme von Darlehen, sofern die entsprechen-

de Kreditvaluta im Einzelfall mehr als 125.000.000 
EURO beträgt; ferner die Begebung von Anleihen; 

 
g) Übernahme einer Bürgschaft, Garantie, Patro-

natserklärung oder sonstiger Sicherungsrechte, 
sofern entweder der Wert des Sicherungsrechts 
mehr als 25.000.000 EURO beträgt oder das Si-
cherungsrecht nicht zur Absicherung einer konkre-
ten Geschäftsbeziehung gegeben wird oder das 
Geschäft außerhalb des üblichen Geschäftsbe-
triebs erfolgt; 

 
h) Gewährung eines Darlehens oder anderweitiger 

Finanzierungsmittel (mit Ausnahme von Darlehen 
an mit der STEAG GmbH verbundene Unterneh-
men i.S.d. §§ 15 ff. AktG), sofern der Wert einer 
solchen Transaktion mehr als 25.000.000 EURO 
beträgt. Stundungen und Zahlungsziele im ge-
schäftsüblichen Umfang sind ausgenommen; 

 
i) Klageerhebung sowie Einleitung von Schieds-, 
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ßerhalb des üblichen Geschäftsbetriebs. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Geschäftsführung bedarf mit Ausnahme von 

Absatz 1 Buchstabe g) der Zustimmung des Auf-
sichtsrats auch dann, wenn sie bei verbundenen 
Unternehmen durch Weisung, Zustimmung, 
Stimmabgabe oder auf sonstige Weise bei der 
Vornahme der vorgenannten Geschäfte und Maß-
nahmen mitwirkt. 

 
 
 
(3) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung 

kann in Form einer allgemeinen Ermächtigung für 
einen bestimmten Kreis der bezeichneten Ge-
schäfte im Voraus schriftlich erteilt werden. Die 
Betrags- und Zeitgrenzen können durch Be-
schluss des Aufsichtsrates verändert werden. 

 

Beweissicherungs- oder ähnlichen Verfahren, mit 
einem Streitwert von mehr als 25.000.000 EURO; 

 
j) Vergleiche, inklusive Anerkenntnis oder Verzicht, 

über gerichtlich oder schiedsgerichtlich geltend 
gemachte Ansprüche, sofern der Wert des An-
spruchs mehr als 25.000.000 EURO beträgt; 

k) Aufnahme und Aufgabe eines Geschäftsbereichs, 
sofern diese Maßnahme von wesentlicher oder 
grundsätzlicher Bedeutung ist; 

 
l) Abschluss und Änderung von Unternehmensver-

trägen 
 
m) Abschluss von Verträgen mit Gesellschaftern au-

ßerhalb des üblichen Geschäftsbetriebs. 
 
 
(2) Die Geschäftsführung bedarf der Zustimmung des 

Aufsichtsrats auch dann, wenn sie bei verbunde-
nen Unternehmen durch Weisung, Zustimmung, 
Stimmabgabe oder auf sonstige Weise bei der 
Vornahme der vorgenannten Geschäfte und Maß-
nahmen mitwirkt. Dies gilt nicht, soweit das Zu-
stimmungsbedürfnis nach Absatz 1 auf bestimmte 
Unternehmen beschränkt ist und das verbundene 
Unternehmen nicht hierzu zählt. 

 
(3) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung 

kann in Form einer allgemeinen Ermächtigung für 
einen bestimmten Kreis der bezeichneten Ge-
schäfte im Voraus schriftlich erteilt werden. 
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(4) Der Aufsichtsrat kann auch weitere Geschäfte von 
seiner Zustimmung abhängig machen. 

 
 
(5) Sofern der Aufsichtsrat ein Präsidium gebildet hat, 

kann dieses in Fällen der Eilbedürftigkeit oder 
nach Beschluss des Aufsichtsrats die Zustimmung 
nach Absatz 1 erteilen; die übrigen Mitglieder des 
Aufsichtsrates sind in der nächstfolgenden Sitzung 
darüber zu unterrichten. 

 

(4) Die Betrags- und Zeitgrenzen gemäß Absatz 1 
und 3 können durch Beschluss des Aufsichtsrates 
verändert werden. 

 
(5) Der Aufsichtsrat kann auch weitere Geschäfte per 

Beschluss von seiner Zustimmung abhängig ma-
chen. 

 
 
 
 
(6) Sofern der Aufsichtsrat ein Präsidium gebildet hat, 

kann dieses in Fällen der Eilbedürftigkeit, nach 
Beschluss des Aufsichtsrats oder gemäß der Ge-
schäftsordnung für den Aufsichtsrat die Zustim-
mung nach Absatz 1 erteilen; die übrigen Mitglie-
der des Aufsichtsrates sind in der nächstfolgenden 
Sitzung darüber zu unterrichten. 

 

§ 16  
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung ist verpflichtet, innerhalb 

von drei Monaten nach Schluss des Geschäftsjah-
res den Jahresabschluss nach den Vorschriften 
für große Kapitalgesellschaften sowie den Lage-
bericht den handelsrechtlichen Bestimmungen 
entsprechend aufzustellen und dem Abschluss-
prüfer vorzulegen. 

 
(2) Nach Eingang des Prüfungsberichtes sind der 

Jahresabschluss und der Lagebericht zusammen 
mit dem Prüfungsbericht und dem Vorschlag für 
die Verwendung des Bilanzgewinnes unverzüglich 

§ 16  
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat rechtzeitig vor Beginn 

eines neuen Geschäftsjahres einen Wirtschafts-
plan, bestehend aus Erfolgsplan sowie Investiti-
ons-, Finanzierungs- und Personalplan (Jahres-
planung) zu erstellen und dem Aufsichtsrat sowie 
der Gesellschafterversammlung zur Zustimmung 
vorzulegen. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die kom-

menden fünf Jahre eine Strategieplanung sowie 
eine Wirtschaftsplanung, die den Rahmen sowie 
die Eckdaten für die Jahresplanung vorgeben, zu 
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dem Aufsichtsrat vorzulegen, so dass spätestens 
vier Monate nach Abschlussstichtag der Jahres-
abschluss durch die Gesellschafterversammlung 
festgestellt werden kann. Die Gesellschafter kön-
nen einstimmig Befreiung gemäß § 264 Abs. 3 
HGB beschließen. 

 

erstellen und dem Aufsichtsrat sowie der Gesell-
schafterversammlung zur Kenntnisnahme vorzu-
legen. Jährlich ist dem Aufsichtsrat und der Ge-
sellschafterversammlung über Änderungen und 
Abweichungen von dem ursprünglich erarbeiteten 
mittelfristigen Plankonzept zu berichten. 

 

§ 17  
Schlussbestimmungen 

 
(1) Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit er-

richtet. 
 
 
 
 
 
 

(2) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfol-
gen ausschließlich im elektronischen Bundesan-
zeiger. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Jeder Gesellschafter ist verpflichtet, der Ge-
schäftsführung Veränderungen in seiner Beteili-
gung, insbesondere infolge einer Teilung, Zu-
sammenlegung oder Nennwertaufstockung von 

§ 17  
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung ist verpflichtet, innerhalb 

von drei Monaten nach Schluss des Geschäftsjah-
res den Jahresabschluss sowie den Lagebericht 
aufzustellen. Für die Aufstellung gelten die Vor-
schriften des HGB für die großen Kapitalgesell-
schaften unabhängig von den tatsächlichen Grö-
ßenklassen gern. § 267 HGB. 

 
(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die Prüfung ist 
entsprechend den für große Kapitalgesellschaften 
geltenden Vorschriften sowie den Grundsätzen 
des § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Haushaltsgrundsätze-
gesetz (nachstehend "HGrG" genannt) durchzu-
führen. Die den Mitgliedern der Geschäftsführung 
und des Aufsichtsrates im abgelaufenen Wirt-
schaftsjahr gewährten Gesamtbezüge sind nach 
Maßgabe der GO NRW individualisiert im Anhang 
auszuweisen. 

 
(3) Nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Ge-

schäftsführung den Jahresabschluss und den La-
gebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht un-
verzüglich dem Aufsichtsrat zur Prüfung vorzule-
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Geschäftsanteilen, in Urschrift, Ausfertigung oder 
beglaubigter Abschrift mitzuteilen und nachzuwei-
sen. Die in den vorstehenden Sätzen aufgeführten 
Veränderungen werden jeweils mit Aufnahme der 
geänderten Gesellschafterliste zum Handelsregis-
ter wirksam. 

 
(4) Gerichtsstand ist, sofern rechtlich zulässig, aus-

schließlich der Satzungssitz der Gesellschaft. 
 
 
 
 
(5) Sollten Bestimmung dieses Vertrages oder eine 

künftig in ihn aufgenommene Bestimmung ganz 
oder teilweise unwirksam oder undurchführbar 
sein oder werden, so bleibt die Gültigkeit der übri-
gen Bestimmungen hiervon unberührt. Das Glei-
che gilt, falls sich herausstellen sollte, dass der 
Vertrag eine Regelungslücke enthält. An Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmun-
gen oder zur Ausfüllung der Regelungslücke soll 
dann eine angemessene Regelung gelten, die 
dem am nächsten kommt, was die Gesellschafter 
gewollt hätten, wenn sie die Unwirksamkeit, Un-
durchführbarkeit oder Lückenhaftigkeit gekannt 
hätten. 

 

gen. Über das Ergebnis der Prüfung berichtet der 
Aufsichtsrat schriftlich an die Gesellschafterver-
sammlung. 

 
 
 
 
(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichts 

hat die Geschäftsführung den Jahresabschluss, 
den Lagebericht und den Prüfungsbericht den mit-
telbar beteiligten kommunalen Gebietskörper-
schaften vorzulegen. 

 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- und 

Auslegungsvorschriften des § 108 Abs. 3 Nr. 1c 
GO NRW. 

 

§ 18  
Gründungskosten 

 
Die Kosten der Beurkundung des Gesellschaftsver-
trages, der Anmeldung der Gesellschaft beim Han-
delsregister und der Eintragung im Handelsregister 

§ 18  
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 

 
(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskör-

perschaften sind befugt, durch Beauftragte Ein-
sicht in den Betrieb sowie Bücher und Schriften 
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trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag von Euro 
20.000,00; etwa darüber hinausgehende Gründungs-
kosten tragen die Gesellschafter im Verhältnis ihrer 
Kapitalanteile. 

 

der Gesellschaft zu nehmen. Die Rechnungsprü-
fungsämter haben alle Prüfungsrechte nach § 103 
GO NRW und § 54 HGrG sowie den Rechnungs-
prüfungsordnungen der Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 ge-

nannten Kommunen verpflichtet, alle Angaben 
vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, die 
zur Erstellung des Gesamtabschlusses der Kom-
mune erforderlich sind. 

 

 § 19  
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 
Satz 2 Landesgleichstellungsgesetz NRW (nachste-
hend "LGG NRW" genannt) in der zum Zeitpunkt des 
Abschlusses dieses Gesellschaftsvertrags geltenden 
Fassung, dass für die Personalentwicklung und -
förderung der Gesellschaft die Ziele des LGG NRW 
berücksichtigt werden. 

 

 

 § 20  
Schlussbestimmungen 

 
(1) Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errich-

tet. 
 
(2) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 

ausschließlich im elektronischen Bundesanzeiger. 
 
(3) Jeder Gesellschafter ist verpflichtet, der Ge-

schäftsführung Veränderungen in seiner Beteili-
gung, insbesondere infolge einer Teilung, Zu-
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sammenlegung oder Nennwertaufstockung von 
Geschäftsanteilen, in Urschrift, Ausfertigung oder 
beglaubigter Abschrift mitzuteilen und nachzuwei-
sen. Die in den vorstehenden Sätzen aufgeführten 
Veränderungen werden jeweils mit Aufnahme der 
geänderten Gesellschafterliste zum Handelsregis-
ter wirksam. 

 
(4) Gerichtsstand ist, sofern rechtlich zulässig, aus-

schließlich der Satzungssitz der Gesellschaft. 
 
(5) Sollten Bestimmung dieses Vertrages oder eine 

künftig in ihn aufgenommene Bestimmung ganz 
oder teilweise unwirksam oder undurchführbar 
sein oder werden, so bleibt die Gültigkeit der übri-
gen Bestimmungen hiervon unberührt. Das Glei-
che gilt, falls sich herausstellen sollte, dass der 
Vertrag eine Regelungslücke enthält. An Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmun-
gen oder zur Ausfüllung der Regelungslücke soll 
dann eine angemessene Regelung gelten, die 
dem am nächsten kommt, was die Gesellschafter 
gewollt hätten, wenn sie die Unwirksamkeit, Un-
durchführbarkeit oder Lückenhaftigkeit gekannt 
hätten. 

 

 § 21  
Gründungskosten 

 
Die Kosten der Beurkundung des Gesellschaftsvertra-
ges, der Anmeldung der Gesellschaft beim Handels-
register und der Eintragung im Handelsregister trägt 
die Gesellschaft bis zu einem Betrag von Euro 
20.000,00; etwa darüber hinausgehende Gründungs-
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kosten tragen die Gesellschafter im Verhältnis ihrer 
Kapitalanteile. 
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Fernwärme-Verbund Saar GmbH 

Gesellschaftsvertrag vom 19.03.2001 - Neufassung - Bemerkungen 

§ 1  
Firma, Sitz 

 
1. Die Gesellschaft führt die Firma „Fernwärme-

Verbund Saar Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung“. 

 
2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Völklingen 

§ 1  
Firma, Sitz 

 
1. Die Gesellschaft führt die Firma „Fernwärme-

Verbund Saar Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung“. 

 
2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Völklingen. 
 

- unverändert - 

§ 2  
Gegenstand 

 
1. Gegenstand des Unternehmens ist der Bau und 

der Betrieb einer Fernwärmeschiene zunächst 
zwischen Saarbrücken und Dillingen sowie deren 
Verlängerung, der Bau und der Betrieb von Orts-
versorgungen, die aus der Schiene beliefert wer-
den können, sowie die Wärmeerzeugung und der 
Wärmebezug zum Zweck der Verteilung über die 
Schiene. 

 
2. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an anderen 

Unternehmen gleicher oder verwandter Art zu be-
teiligen sowie solche Unternehmen zu gründen 
oder zu erwerben. 

 

§ 2  
Gegenstand 

 
1. Gegenstand des Unternehmens ist der Bau und 

der Betrieb einer Fernwärmeschiene zunächst 
zwischen Saarbrücken und Dillingen sowie deren 
Verlängerung, der Bau und der Betrieb von Orts-
versorgungen, die aus der Schiene beliefert wer-
den können, sowie die Wärmeerzeugung und der 
Wärmebezug zum Zweck der Verteilung über die 
Schiene. 

 
2. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an anderen 

Unternehmen gleicher oder verwandter Art zu be-
teiligen sowie solche Unternehmen zu gründen 
oder zu erwerben. 

 
3. Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirt-

schaftsgrundsätzen des § 109 GO NRW zu verfah-
ren. Dabei ist die Gesellschaft so zu führen, dass 
der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt wird. 
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§ 3  
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 
8.182.500,00 € (in Worten: acht Millionen einhundert-
zweiundachtzigtausendfünfhundert Euro). 

 

§ 3  
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 
8.182.500,00 € (in Worten: acht Millionen einhundert-
zweiundachtzigtausendfünfhundert Euro). 

 

- unverändert - 

§ 4  
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr beginnt am 01. Januar und endet 
am 31. Dezember. 

 

§ 4  
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr beginnt am 01. Januar und endet 
am 31. Dezember. 

 

- unverändert - 

§ 5  
Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im 
Bundesanzeiger veröffentlicht. 

 

§ 5  
Bekanntmachungen 

 
1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 

nur im elektronischen Bundesanzeiger für die 
Bundesrepublik Deutschland. 

 
2. Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- und 

Auslegungsvorschriften des § 108 Abs. 3 Nr. 1c 
GO NRW. 

 

 

§ 6  
Organe 

 
Die Organe der Gesellschaft sind 

 A) die Geschäftsführer 

 B) der Aufsichtsrat 

 C) die Gesellschafter. 

 

§ 6  
Organe 

 
Die Organe der Gesellschaft sind 

 A) die Geschäftsführer 

 B) der Aufsichtsrat 

 C) die Gesellschafter 

- unverändert - 
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§ 7  
Vertretung der Gesellschaft 

 
1. Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer 

oder durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft 
mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten. 

 
2. Den Geschäftsführern gegenüber wird die Gesell-

schaft durch die Gesellschafter vertreten. 
 

§ 7  
Vertretung der Gesellschaft 

 
1. Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer 

oder durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft 
mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten. 

 
2. Den Geschäftsführern gegenüber wird die Gesell-

schaft durch die Gesellschafter vertreten. 
 

- unverändert - 

§ 8  
Bestellung und Anstellung der Geschäftsführer 

 
1. Die Gesellschaft hat mindestens zwei Geschäfts-

führer. Sie werden nach vorheriger Anhörung des 
Aufsichtsrats von den Gesellschaftern bestellt und 
abberufen. Die Dauer der Bestellung beträgt 
höchstens 5 Jahre. Eine wiederholte Bestellung ist 
zulässig. 

 
2. Über die Anstellungsbedingungen und über späte-

re Änderungen dieser Bedingungen sowie über ei-
ne etwaige Jahresabschlussvergütung entschei-
den die Gesellschafter. 

 

§ 8  
Bestellung und Anstellung der Geschäftsführer 

 
1. Die Gesellschaft hat mindestens zwei Geschäfts-

führer. Sie werden nach vorheriger Anhörung des 
Aufsichtsrats von den Gesellschaftern bestellt und 
abberufen. Die Dauer der Bestellung beträgt 
höchstens 5 Jahre. Eine wiederholte Bestellung ist 
zulässig. 

 
2. Über die Anstellungsbedingungen und über späte-

re Änderungen dieser Bedingungen sowie über ei-
ne etwaige Jahresabschlussvergütung entschei-
den die Gesellschafter. 

 

- unverändert - 

§ 9  
Geschäftsführung 

 
1. Unbeschadet der Gesamtverantwortung der Ge-

schäftsführer ist jeder einzelne für seinen Ge-
schäftsbereich zur Geschäftsführung befugt und 
verpflichtet. Fällt die Angelegenheit in die Zustän-
digkeit mehrerer Geschäftsführer, sind diese ge-
meinschaftlich zur Geschäftsführung befugt und 

§ 9  
Geschäftsführung 

 
1. Unbeschadet der Gesamtverantwortung der Ge-

schäftsführer ist jeder einzelne für seinen Ge-
schäftsbereich zur Geschäftsführung befugt und 
verpflichtet. Fällt die Angelegenheit in die Zustän-
digkeit mehrerer Geschäftsführer, sind diese ge-
meinschaftlich zur Geschäftsführung befugt und 

- unverändert - 
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verpflichtet. Über Angelegenheiten von grundsätz-
licher Art oder wesentlicher finanzieller Bedeutung 
entscheiden die Geschäftsführer gemeinschaftlich. 

 
2. Die Geschäftsführer fassen ihre Beschlüsse mit 

einfacher Mehrheit. 
 
3. Die Gesellschafter erlassen eine Geschäftsord-

nung für die Geschäftsführer. 
 
 Den Geschäftsverteilungsplan stellen die Ge-

schäftsführer im Benehmen mit den Gesellschaf-
tern auf. 

 

verpflichtet. Über Angelegenheiten von grundsätz-
licher Art oder wesentlicher finanzieller Bedeutung 
entscheiden die Geschäftsführer gemeinschaftlich. 

 
2. Die Geschäftsführer fassen ihre Beschlüsse mit 

einfacher Mehrheit. 
 
3. Die Gesellschafter erlassen eine Geschäftsord-

nung für die Geschäftsführer. 
 
 Den Geschäftsverteilungsplan stellen die Ge-

schäftsführer im Benehmen mit den Gesellschaf-
tern auf. 

 

§ 10  
Berichte an den Aufsichtsrat 

 
Die Geschäftsführer haben dem Aufsichtsrat entspre-
chend § 90 AktG zu berichten. Die in § 90 Abs. 1 
Satz1 genannten Berichte sind schriftlich zu erstatten. 

 

§ 10  
Berichte an den Aufsichtsrat 

 
Die Geschäftsführer haben dem Aufsichtsrat entspre-
chend § 90 AktG zu berichten. Die in § 90 Abs. 1 
Satz1 genannten Berichte sind schriftlich zu erstatten. 

 

- unverändert - 

§ 11  
Prokura 

 
Prokuristen werden von den Geschäftsführern bestellt 
und abberufen. Prokura darf nur in der Weise erteilt 
werden, dass der Prokurist die Gesellschaft in Ge-
meinschaft mit einem Geschäftsführer oder einem 
anderen Prokuristen vertritt. 

 

§ 11  
Prokura 

 
Prokuristen werden von den Geschäftsführern bestellt 
und abberufen. Prokura darf nur in der Weise erteilt 
werden, dass der Prokurist die Gesellschaft in Ge-
meinschaft mit einem Geschäftsführer oder einem 
anderen Prokuristen vertritt. 

 
 
 
 

- unverändert - 
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§ 12  
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
1. Die nachstehend aufgeführten Geschäfte dürfen 

die Geschäftsführer nur mit vorheriger Zustim-
mung des Aufsichtsrats vornehmen: 

 
1. Errichtung und Aufhebung von Zweigniederlas-

sungen; 
 

2. Errichtung, Verlegung und Aufhebung von Be-
triebsstätten; 

 
3. Investitionen, deren Kosten im Einzelfall eine in 

der Geschäftsordnung für die Geschäftsführer 
festzulegende Grenze übersteigen; 

 
4. Sofern im Einzelfall die in der Geschäftsordnung 

für die Geschäftsführer für diese Geschäfte festzu-
legenden Beträge überschritten werden, zur 

 
a) Aufnahme von Anleihen oder Krediten, 

 
b) Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder 

ähnlichen Haftungen, 
 

c) Gewährung von Krediten. 
 

5. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundei-
gentum und grundstücksgleichen Rechten, sofern 
im Einzelfall der in der Geschäftsordnung für die 
Geschäftsführer festzulegende Wert überschritten 
wird; 

 
6. Bestellung von Prokuristen und Handlungsbevoll-

§ 12  
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
1. Die nachstehend aufgeführten Geschäfte dürfen 

die Geschäftsführer nur mit vorheriger Zustim-
mung des Aufsichtsrats vornehmen: 

 
1. Errichtung und Aufhebung von Zweigniederlas-

sungen; 
 

2. Errichtung, Verlegung und Aufhebung von Be-
triebsstätten; 

 
3. Investitionen, deren Kosten im Einzelfall eine in 

der Geschäftsordnung für die Geschäftsführer 
festzulegende Grenze übersteigen; 

 
4. Sofern im Einzelfall die in der Geschäftsordnung 

für die Geschäftsführer für diese Geschäfte festzu-
legenden Beträge überschritten werden, zur 

 
a) Aufnahme von Anleihen oder Krediten, 

 
b) Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder 

ähnlichen Haftungen, 
 

c) Gewährung von Krediten. 
 

5. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundei-
gentum und grundstücksgleichen Rechten, sofern 
im Einzelfall der in der Geschäftsordnung für die 
Geschäftsführer festzulegende Wert überschritten 
wird; 

 
6. Bestellung von Prokuristen und Handlungsbevoll-

- unverändert - 
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mächtigten. 
 

2. Die Geschäftsordnung oder der Aufsichtsrat kön-
nen bestimmen, dass weitere Arten von Geschäf-
ten nur mit seiner Zustimmung vorgenommen 
werden dürfen. 

 
3. Der Aufsichtsrat kann widerruflich die Zustimmung 

zu einem bestimmten Kreis von Geschäften allein 
oder für den Fall, dass das einzelne Geschäft be-
stimmten Bedingungen genügt, im Voraus erteilen. 

 

mächtigten. 
 

2. Die Geschäftsordnung oder der Aufsichtsrat kön-
nen bestimmen, dass weitere Arten von Geschäf-
ten nur mit seiner Zustimmung vorgenommen 
werden dürfen. 

 
3. Der Aufsichtsrat kann widerruflich die Zustimmung 

zu einem bestimmten Kreis von Geschäften allein 
oder für den Fall, dass das einzelne Geschäft be-
stimmten Bedingungen genügt, im Voraus erteilen. 

 

§ 13  
Aufsichtsrat 

 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens sechs 

Mitgliedern. Wird über die Amtsdauer nichts ande-
res bestimmt, so endet die Amtszeit mit Beendi-
gung der Gesellschafterversammlung, die über die 
Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem 
Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäfts-
jahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird dabei nicht 
mitgerechnet. 

 
2. Im Falle einer erforderlichen Ersatzwahl endet die 

Amtszeit des neugewählten Mitglieds spätestens 
zu dem Zeitpunkt, zu dem die Amtszeit des weg-
fallenden Mitglieds abgelaufen wäre 

 
3. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vor-

sitzenden und einen oder mehrere stellvertretende 
Vorsitzende. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen 
auf sich vereint. Die Wahl gilt, wenn nichts ande-
res bestimmt wird, für die Dauer der Mitgliedschaft 

§ 13  
Aufsichtsrat 

 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens sechs 

Mitgliedern. Wird über die Amtsdauer nichts ande-
res bestimmt, so endet die Amtszeit mit Beendi-
gung der Gesellschafterversammlung, die über die 
Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem 
Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäfts-
jahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird dabei nicht 
mitgerechnet. 

 
2. Im Falle einer erforderlichen Ersatzwahl endet die 

Amtszeit des neugewählten Mitglieds spätestens 
zu dem Zeitpunkt, zu dem die Amtszeit des weg-
fallenden Mitglieds abgelaufen wäre 

 
3. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vor-

sitzenden und einen oder mehrere stellvertretende 
Vorsitzende. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen 
auf sich vereint. Die Wahl gilt, wenn nichts ande-
res bestimmt wird, für die Dauer der Mitgliedschaft 

- unverändert - 
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des Gewählten im Aufsichtsrat. 
 
4. Jedes Mitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen 

Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber den 
Gesellschaftern niederlegen. 

 

des Gewählten im Aufsichtsrat. 
 
4. Jedes Mitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen 

Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber den 
Gesellschaftern niederlegen. 

 

§ 14  
Innere Ordnung des Aufsichtsrats 

 
1. Aufsichtsratssitzungen sollen in der Regel einmal 

im Kalendervierteljahr stattfinden. Sie müssen 
einmal im Kalenderhalbjahr abgehalten werden. 

 
2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindes-

tens drei Mitglieder an der Beschlussfassung teil-
nehmen. 

 
3. Ein Aufsichtsratsmitglied, das verhindert ist, an 

einer Aufsichtsratssitzung teilzunehmen, kann sei-
ne schriftliche Stimmabgabe durch ein anderes 
Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. 

 
4. Der Aufsichtsrat kann aus einer Mitte Ausschüsse 

bestellen. § 107 Abs. 3 S. 2 des Aktiengesetzes 
findet entsprechende Anwendung. Ausschüsse 
des Aufsichtsrats sind für Angelegenheiten, die 
ihnen zur Beschlussfassung anstelle des Auf-
sichtsrats überwiesen worden sind, nur beschluss-
fähig, wenn an der Beschlussfassung mindestens 
drei Mitglieder teilnehmen. 

 
5. Zu Aufsichtsratssitzungen wird durch die Ge-

schäftsführer oder durch den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats eingeladen. In der Einladung sind Ort 

§ 14  
Innere Ordnung des Aufsichtsrats 

 
1. Aufsichtsratssitzungen sollen in der Regel einmal 

im Kalendervierteljahr stattfinden. Sie müssen 
einmal im Kalenderhalbjahr abgehalten werden. 

 
2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindes-

tens drei Mitglieder an der Beschlussfassung teil-
nehmen. 

 
3. Ein Aufsichtsratsmitglied, das verhindert ist, an 

einer Aufsichtsratssitzung teilzunehmen, kann sei-
ne schriftliche Stimmabgabe durch ein anderes 
Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. 

 
4. Der Aufsichtsrat kann aus einer Mitte Ausschüsse 

bestellen. § 107 Abs. 3 S. 2 des Aktiengesetzes 
findet entsprechende Anwendung. Ausschüsse 
des Aufsichtsrats sind für Angelegenheiten, die 
ihnen zur Beschlussfassung anstelle des Auf-
sichtsrats überwiesen worden sind, nur beschluss-
fähig, wenn an der Beschlussfassung mindestens 
drei Mitglieder teilnehmen. 

 
5. Zu Aufsichtsratssitzungen wird durch die Ge-

schäftsführer oder durch den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats eingeladen. In der Einladung sind Ort 
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und Zeit sowie die Tagesordnung bekannt zu ge-
ben. Die Einberufung erfolgt schriftlich mit einer 
Frist von 10 Tagen. Der Tag der Absendung des 
Briefes und der Tag der Versammlung werden da-
bei nicht mitgerechnet. 

 
6. Über Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Aus-

schüsse sind Niederschriften anzufertigen. § 107 
Abs. 2 des Aktiengesetzes über Aufsichtsratsnie-
derschriften gilt für sie sinngemäß. 

 
7. Schriftliche, fernschriftliche und telegrafische Be-

schlussfassungen des Aufsichtsrats oder seiner 
Ausschüsse sind zulässig, wenn kein Mitglied die-
sem Verfahren widerspricht. Diese Beschlüsse 
sind schriftlich festzuhalten und der Niederschrift 
über die nächste Aufsichtsratssitzung als Anlage 
beizufügen. 

 
8. Beschlüsse des Aufsichtsrats und seiner Aus-

schüsse werden mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

und Zeit sowie die Tagesordnung bekannt zu ge-
ben. Die Einberufung erfolgt in Textform mit einer 
Frist von 10 Tagen. Der Tag der Absendung und 
der Tag der Versammlung werden dabei nicht mit-
gerechnet. 

 
6. Über Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Aus-

schüsse sind Niederschriften anzufertigen. § 107 
Abs. 2 des Aktiengesetzes über Aufsichtsratsnie-
derschriften gilt für sie sinngemäß. 

 
7. Schriftliche, fernschriftliche und telegrafische Be-

schlussfassungen des Aufsichtsrats oder seiner 
Ausschüsse sind zulässig, wenn kein Mitglied die-
sem Verfahren widerspricht. Diese Beschlüsse 
sind schriftlich festzuhalten und der Niederschrift 
über die nächste Aufsichtsratssitzung als Anlage 
beizufügen. 

 
8. Beschlüsse des Aufsichtsrats und seiner Aus-

schüsse werden mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

§ 15  
Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

 
1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine jährli-

che Vergütung und für jede Sitzung, an der es teil-
nimmt, ein Sitzungsgeld. Über die Höhe der jährli-
chen Vergütung und des Sitzungsgeldes beschlie-
ßen die Gesellschafter. Diese Beschlüsse gelten – 
soweit nichts anderes bestimmt wird – bis zu einer 
Neufestsetzung der Vergütung durch die Gesell-
schafter. 

§ 15  
Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

 
1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine jährli-

che Vergütung und für jede Sitzung, an der es teil-
nimmt, ein Sitzungsgeld. Über die Höhe der jährli-
chen Vergütung und des Sitzungsgeldes beschlie-
ßen die Gesellschafter. Diese Beschlüsse gelten – 
soweit nichts anderes bestimmt wird – bis zu einer 
Neufestsetzung der Vergütung durch die Gesell-
schafter. 

- unverändert - 
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2. Im Übrigen haben die Mitglieder des Aufsichtsrats 

Anspruch auf den Ersatz der ihnen bei der Erfül-
lung ihres Amtes entstandenen angemessenen 
Reisekosten und sonstiger barer Auslagen. 

 
3. Die auf Vergütungen nach Abs. 1 zu entrichtende 

Umsatzsteuer trägt die Gesellschaft, wenn das 
Aufsichtsratsmitglied die Vergütung nach § 12 des 
Umsatzsteuergesetzes versteuert. 

 

 
2. Im Übrigen haben die Mitglieder des Aufsichtsrats 

Anspruch auf den Ersatz der ihnen bei der Erfül-
lung ihres Amtes entstandenen angemessenen 
Reisekosten und sonstiger barer Auslagen. 

 
3. Die auf Vergütungen nach Abs. 1 zu entrichtende 

Umsatzsteuer trägt die Gesellschaft, wenn das 
Aufsichtsratsmitglied die Vergütung nach § 12 des 
Umsatzsteuergesetzes versteuert. 

 

§ 16  
Gesellschafterversammlung und Beschlussfassung 

  
1. Die Gesellschafter sind für alle Angelegenheiten 

zuständig, die nicht einem anderen Organ durch 
Gesetz oder Gesellschaftsvertrag zur ausschließli-
chen Zuständigkeit überwiesen sind. 

 
2. Die nachstehend aufgeführten Geschäfte dürfen 

von der Geschäftsführung nur mit vorheriger Zu-
stimmung der Gesellschafter vorgenommen wer-
den: 

 
1. Aufnahme neuer Geschäftszweige oder Aufga-

be vorhandener Tätigkeitsgebiete; 
 
 

 2. Erwerb und Gründung anderer Unternehmen; 
 
 

 3. Erwerb und Veräußerung von Beteiligungen an 
  anderen Unternehmen sowie Änderungen der 
  Beteiligungsquote; 

§ 16  
Gesellschafterversammlung und Beschlussfassung 

 
1. Die Gesellschafter sind für alle Angelegenheiten 

zuständig, die nicht einem anderen Organ durch 
Gesetz oder Gesellschaftsvertrag zur ausschließli-
chen Zuständigkeit überwiesen sind. 

 
2. Der Beschlussfassung der Gesellschafter unterlie-

gen insbesondere: 
 
 
 

1. Feststellung des von der Geschäftsführung 
jährlich im Voraus aufzustellenden Wirt-
schaftsplans. 

 
2.  Feststellung des Jahresabschlusses und der  

Ergebnisverwendung. 
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4. Abschluss, wesentliche Änderung oder Aufhe-
bung von Unternehmensverträgen. 

 
3. Die Gesellschafter entscheiden abweichend von § 

46 Nr. 7 GmbH-Gesetz nicht über die Bestellung 
von Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten 
(vgl. § 12 Abs. 1 Ziff. 6). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Die Gesellschafterversammlung wird durch die 

Geschäftsführer oder durch den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats einberufen. 

 
Ferner sind die Gesellschafter nach Maßgabe des 
§ 50 GmbH-Gesetz berechtigt, die Einberufung der 
Gesellschafterversammlung zu verlangen. 

 
In der Einladung sind Ort und Zeit sowie die Ta-
gesordnung bekanntzugeben. Die Einberufung er-
folgt schriftlich mit einer Frist von 10 Tagen. Der 
Tag der Absendung des Briefes und der Tag der 
Versammlung werden dabei nicht mitgerechnet. 

 
5. Den Vorsitz in der Versammlung führt der Vorsit-

zende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter. 

 
 
 
3. Die nachstehend aufgeführten Geschäfte dürfen 

von der Geschäftsführung nur mit vorheriger Zu-
stimmung der Gesellschafter vorgenommen wer-
den: 

 
1. Aufnahme neuer Geschäftszweige oder Auf-

gabe vorhandener Tätigkeitsgebiete; 
 

2. Gründung, Erwerb und Veräußerung von Un-
ternehmen, Teilen von Unternehmen und Be-
teiligungen; 

 
3. Abschluss, Änderung und Aufhebung von 

Unternehmensverträgen im Sinne der §§ 291 
und 292 des Aktiengesetzes. 

 
4. Die Gesellschafter entscheiden abweichend von § 

46 Nr. 7 GmbH-Gesetz nicht über die Bestellung 
von Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten 
(vgl. § 12 Abs. 1 Ziff. 6). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Die Gesellschafterversammlung wird durch die 

Geschäftsführer oder durch den Vorsitzenden des 
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6. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfä-

hig, wenn mindestens die Hälfte des Stammkapi-
tals vertreten ist. Die Beschlüsse werden, soweit 
das Gesetz nichts anderes bestimmt, mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, wo-
bei 50,00 Euro eines Geschäftsanteils eine Stim-
me gewährt. 

 
7. Mit Einverständnis aller Gesellschafter können 

Beschlüsse der Gesellschafter ohne Einberufung 
einer Gesellschafterversammlung im Wege schrift-
licher, fernschriftlicher oder telegrafischer Abstim-
mung gefasst werden. § 14 Abs. 5 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 

 
 
 
8. Soweit Beschlüsse der Gesellschafter nicht notari-

ell beurkundet werden, sind sie in einer Nieder-
schrift festzuhalten, die vom Vorsitzenden zu un-
terzeichnen ist. 

Aufsichtsrats einberufen. 
 

Ferner sind die Gesellschafter nach Maßgabe des 
§ 50 GmbH-Gesetz berechtigt, die Einberufung der 
Gesellschafterversammlung zu verlangen. In der 
Einladung sind Ort und Zeit sowie die Tagesord-
nung bekanntzugeben. Die Einberufung erfolgt in 
Textform mit einer Frist von 10 Tagen. Der Tag der 
Absendung und der Tag der Versammlung werden 
dabei nicht mitgerechnet. 

 
6. Den Vorsitz in der Versammlung führt der Vorsit-

zende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter. 
 
 
 
 
 
 
7. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfä-

hig, wenn mindestens die Hälfte des Stammkapi-
tals vertreten ist. Die Beschlüsse werden, soweit 
das Gesetz nichts anderes bestimmt, mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, wo-
bei 50,00 Euro eines Geschäftsanteils eine Stim-
me gewährt. 

 
 
8. Mit Einverständnis aller Gesellschafter können 

Beschlüsse der Gesellschafter ohne Einberufung 
einer Gesellschafterversammlung im Wege schrift-
licher, fernschriftlicher oder telegrafischer Abstim-
mung gefasst werden. § 14 Abs. 5 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 
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9. Soweit Beschlüsse der Gesellschafter nicht notari-
ell beurkundet werden, sind sie in einer Nieder-
schrift festzuhalten, die vom Vorsitzenden zu un-
terzeichnen ist. 

 

§ 17  
Jahresabschluss 

 
 
1. Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind in 

entsprechender Anwendung der Vorschriften des 
Dritten Buches des Handelsgesetzbuchs für große 
Kapitalgesellschaften aufzustellen und zu prüfen. 

 
 
 
 
 
2. Der Jahresabschluss ist nach Prüfung mit dem 

Lagebericht und dem Prüfungsbericht dem Auf-
sichtsrat und mit dessen Stellungnahme den Ge-
sellschaftern vorzulegen. 

 
 

§ 17  
Wirtschaftsplan, Jahresabschluss und Lagebericht 

 
 
1. Die Geschäftsführung hat jedes Geschäftsjahr 

einen Wirtschaftsplan aufzustellen, der den Inves-
titions-, den Erfolgsplan und einen Stellenplan so-
wie eine fünfjährige Finanzplanung umfasst. Diese 
sind der Gesellschafterversammlung und dem 
Aufsichtsrat spätestens bis zum 30. September vor 
Beginn des Wirtschaftsjahres vorzulegen und der 
Gemeinde zur Kenntnis zu geben. 

 
2. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss 

(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und An-
hang) sowie den Lagebericht nach Maßgabe der 
für große Kapitalgesellschaften geltenden Vor-
schriften innerhalb von drei Monaten nach Ablauf 
des Geschäftsjahres zu erstellen und von dem 
durch Gesellschafterbeschluss bestellten Ab-
schlussprüfer prüfen zu lassen. Die Prüfung erfolgt 
entsprechend den Vorschriften für große Kapital-
gesellschaften im Dritten Buch des Handelsge-
setzbuches.  

 
 Nach Prüfung durch den Abschlussprüfer sind 

Jahresabschluss und Lagebericht zusammen mit 
dem Prüfungsbericht unverzüglich dem Aufsichts-
rat zur Prüfung und danach der Gesellschafterver-
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sammlung zur Feststellung des Jahresabschlus-
ses vorzulegen. Die den Mitgliedern der Ge-
schäftsführung und des Aufsichtsrats im abgelau-
fenen Wirtschaftsjahr gewährten Gesamtbezüge 
sind nach Maßgabe der GO NRW individualisiert 
im Anhang auszuweisen. 

 
3. Den mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskör-

perschaften stehen die Rechte nach §§ 53, 54 
Haushaltsgrundsätzegesetz zu. 

 
4. Den mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskör-

perschaften wird gemäß § 118 GO NRW das 
Recht eingeräumt, von der Gesellschaft Aufklä-
rung und Nachweise zu verlangen, die die Aufstel-
lung des Gesamtabschlusses (§ 116 GO NRW) er-
fordert. 

 

§ 18  
Ordentliche Gesellschafterversammlung 

 
1. Innerhalb der ersten acht Monate eines Geschäfts-

jahres stellen die Gesellschafter den Jahresab-
schluss fest und beschließen über die Verwen-
dung des Ergebnisses sowie über die Entlastung 
der Geschäftsführer und des Aufsichtsrates. 

 
2. Im Beschluss über die Verwendung des Ergebnis-

ses können die Gesellschafter Beträge in Gewinn-
rücklagen einstellen oder als Gewinn vortragen. 

 
 
 
 

§ 18  
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 des Landesgleichstellungs-
gesetzes NRW (LGG NRW) sollen für die Personal-
entwicklung und -förderung der Gesellschaft die Ziele 
des LGG NRW berücksichtigt werden. 
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§ 19  
Haushaltsrechtliche Prüfung 

 
Dem Bundesrechnungshof und dem Rechnungshof 
des Saarlandes stehen die in § 54 des Haushalts-
grundsätzegesetzes angegebenen Befugnisse zu. 
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MINERALplus Gesellschaft für Mineralstoffaufbereitung und Verwertung mbH 

Gesellschaftsvertrag vom 09.07.2002 - Neufassung - Bemerkungen 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma MINERALplus 

Gesellschaft für Mineralstoffaufbereitung und Ver-
wertung mbH. 

 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Gladbeck. 
 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma MINERALplus 

Gesellschaft für Mineralstoffaufbereitung und Ver-
wertung mbH. 

 
(2)  Der Sitz der Gesellschaft ist Gladbeck. 
 

- unverändert - 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind Tätigkeiten 

aller Art zur Erfassung, Umwandlung, Verwertung 
und Beseitigung von Schadstoffen und schadstoff-
haltigen Produkten, Rückständen und Abfällen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maß-

nahmen berechtigt, die geeignet sind, dem Ge-
genstand des Unternehmens zu dienen. 

 
(3) Die Gesellschaft kann diese Tätigkeiten selbst 

ausführen oder durch Unternehmen ausführen 
lassen, an denen sie unmittelbar oder mittelbar be-
teiligt ist. Sie kann auch andere Unternehmen glei-
cher oder verwandter Art gründen, erwerben und 
sich an ihnen beteiligen sowie solche Unterneh-
men leiten oder sich auf die Verwaltung der Betei-
ligung beschränken. Sie kann ihren Betrieb ganz 
oder teilweise in Unternehmen ausgliedern, an de-
nen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. Sie 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind Tätigkeiten 

aller Art zur Erfassung, Umwandlung, Verwertung 
und Beseitigung von Schadstoffen und schadstoff-
haltigen Produkten, Rückständen und Abfällen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maß-

nahmen berechtigt, die geeignet sind, dem Ge-
genstand des Unternehmens zu dienen. 

 
(3) Die Gesellschaft kann diese Tätigkeiten selbst 

ausführen oder durch Unternehmen ausführen 
lassen, an denen sie unmittelbar oder mittelbar be-
teiligt ist. Sie kann auch andere Unternehmen glei-
cher oder verwandter Art gründen, erwerben und 
sich an ihnen beteiligen sowie solche Unterneh-
men leiten oder sich auf die Verwaltung der Betei-
ligung beschränken. Sie kann ihren Betrieb ganz 
oder teilweise in Unternehmen ausgliedern, an de-
nen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. Sie 
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ist berechtigt, Unternehmensverträge abzuschlie-
ßen. Sie kann Zweigniederlassungen errichten. 

 

ist berechtigt, Unternehmensverträge abzuschlie-
ßen. Sie kann Zweigniederlassungen errichten. 

 
(4) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirt-

schaftsgrundsätzen des § 109 GO NRW zu verfah-
ren. Dabei ist die Gesellschaft so zu führen, dass 
der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 

§ 3 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital beträgt EURO 1.275.000,00 (in 
Worten: Euro einemillionzweihundertfünfundsiebzig-
tausend). 

 

§ 3 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital beträgt EURO 1.275.000,00 (in 
Worten: Euro einemillionzweihundertfünfundsiebzig-
tausend). 

 

- unverändert - 

§ 3a 
Nachschusspflicht 

 
(1) Die Gesellschafter können die Einforderung von 

Nachschüssen im Verhältnis der Geschäftsanteile 
beschließen. Voraussetzung dafür ist, dass alle 
Stammeinlagen voll eingezahlt sind. 

 
(2) Die Nachschusspflicht ist auf einen Betrag von 50 

% der Gewinnausschüttung des Vorjahres be-
schränkt. Die einzelne Nachschusseinforderung 
darf höchstens 50 % der Nennbeträge der Ge-
schäftsanteile betragen. Droht der Gesellschaft die 
Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit, können 
die genannten Grenzen durch Beschluss auch 
überschritten werden. 

 
(3) Die Nachschüsse werden, soweit die Gesellschaf-

ter nichts anderes beschließen, einen Monat nach 

§ 3a 
Nachschusspflicht 

 
(1) Die Gesellschafter können die Einforderung von 

Nachschüssen im Verhältnis der Geschäftsanteile 
beschließen. Voraussetzung dafür ist, dass alle 
Stammeinlagen voll eingezahlt sind. 

 
(2) Die Nachschusspflicht ist auf einen Betrag von 50 

% der Gewinnausschüttung des Vorjahres be-
schränkt. Die einzelne Nachschusseinforderung 
darf höchstens 50 % der Nennbeträge der Ge-
schäftsanteile betragen. Droht der Gesellschaft die 
Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit, können 
die genannten Grenzen durch Beschluss auch 
überschritten werden. 

 
(3) Die Nachschüsse werden, soweit die Gesellschaf-

ter nichts anderes beschließen, einen Monat nach 

- unverändert - 
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Beschlussfassung fällig. 
 
(4) Im Falle einer unbeschränkten Nachschusspflicht 

gemäß Absatz 2 Satz 3 verpflichten sich die Ge-
sellschafter, die der Gesellschaft ihren Geschäfts-
anteil gemäß § 27 Abs.  1 GmbHG zur Verfügung 
stellen oder für den Fall, dass die Gesellschaft er-
klärt, dass sie den Geschäftsanteil als zur Verfü-
gung gestellt betrachte (§ 27 Abs. 1 Satz 2 
GmbHG), diesen  Geschäftsanteil an die anderen 
Gesellschafter abzutreten, soweit diese bereit 
sind, die Abtretung anzunehmen. 

 
(5) Im Falle eines Abandons eines Geschäftsanteils 

und seiner Abtretung an die anderen Gesellschaf-
ter gemäß Absatz 4, bestimmt sich der Übernah-
mepreis, den die übernehmenden Gesellschafter 
für die abandonnierten Geschäftsanteile zu zahlen 
haben, nach § 4 Abs. 3. 

 

Beschlussfassung fällig. 
 
(4) Im Falle einer unbeschränkten Nachschusspflicht 

gemäß Absatz 2 Satz 3 verpflichten sich die Ge-
sellschafter, die der Gesellschaft ihren Geschäfts-
anteil gemäß § 27 Abs.  1 GmbHG zur Verfügung 
stellen oder für den Fall, dass die Gesellschaft er-
klärt, dass sie den Geschäftsanteil als zur Verfü-
gung gestellt betrachte (§ 27 Abs. 1 Satz 2 
GmbHG), diesen  Geschäftsanteil an die anderen 
Gesellschafter abzutreten, soweit diese bereit 
sind, die Abtretung anzunehmen. 

 
(5) Im Falle eines Abandons eines Geschäftsanteils 

und seiner Abtretung an die anderen Gesellschaf-
ter gemäß Absatz 4, bestimmt sich der Übernah-
mepreis, den die übernehmenden Gesellschafter 
für die abandonnierten Geschäftsanteile zu zahlen 
haben, nach § 4 Abs. 3. 

 

§ 4 
Übertragung, Teilung und Verpfändung von Ge-

schäftsanteilen 
 
(1) Verfügungen über Geschäftsanteile, insbesondere 

die Übertragung, Teilung oder Verpfändung von 
Geschäftsanteilen sowie die Bestellung eines 
Nießbrauchs, bedürfen der Zustimmung der Ge-
sellschafterversammlung. 

 
(2) Bei Übertragung von Geschäftsanteilen und bei 

Änderungen im Gesellschafterkreis eines Gesell-
schafters ist der zur Übertragung stehende bzw. 
dem Gesellschafter gehörende Geschäftsanteil 

§ 4 
Übertragung, Teilung und Verpfändung von Ge-

schäftsanteilen 
 
(1) Verfügungen über Geschäftsanteile, insbesondere 

die Übertragung, Teilung oder Verpfändung von 
Geschäftsanteilen sowie die Bestellung eines 
Nießbrauchs, bedürfen der Zustimmung der Ge-
sellschafterversammlung. 

 
(2) Bei Übertragung von Geschäftsanteilen und bei 

Änderungen im Gesellschafterkreis eines Gesell-
schafters ist der zur Übertragung stehende bzw. 
dem Gesellschafter gehörende Geschäftsanteil 

- unverändert - 
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zuerst den anderen Gesellschaftern im Verhältnis 
ihrer Geschäftsanteile zur Übernahme anzubieten. 
Nimmt ein Gesellschafter das Angebot nicht an, ist 
es an die restlichen Gesellschafter im Verhältnis 
ihrer Geschäftsanteile gerichtet. Der angebotene 
Geschäftsanteil kann nur insgesamt übernommen 
werden. Lehnt ein Gesellschafter die Übernahme 
ab, darf er die Zustimmung nach Absatz 1 nicht 
ohne wichtigen Grund verweigern. 

 
(3) Für die Festsetzung des Übernahmepreises nach 

Absatz 2 erfolgt die Bewertung nach betriebswirt-
schaftlich allgemein anerkannten Bewertungs-
grundsätzen für Beteiligungen an Handelsgesell-
schaften unter Berücksichtigung ernsthafter 
Kaufangebote Dritter. Sofern über die Höhe des 
Übernahmepreises keine Einigung erzielt wird, er-
folgt die Bewertung durch einen gemeinsam zu 
bestimmenden Wirtschaftsprüfer. Wird eine Eini-
gung über die Person des Wirtschaftsprüfers nicht 
erzielt, werden die Gesellschafter den vom Präsi-
denten der Industrie- und Handelskammer in Es-
sen vorgeschlagenen Wirtschaftsprüfer und des-
sen Bewertung anerkennen. Diese Kosten trägt 
die Gesellschaft. 

 
(4) Die vorstehenden Absätze 1 bis 3 gelten nicht für 

die Übertragung auf verbundene Unternehmen im 
Sinne der §§ 15 ff. AktG. Absatz 2 Satz 1 gilt ins-
besondere nicht für den Fall, dass bei Verände-
rungen im Gesellschafterkreis an die Stelle des ur-
sprünglichen Gesellschafters mit ihm verbundene 
Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG treten. 

 

zuerst den anderen Gesellschaftern im Verhältnis 
ihrer Geschäftsanteile zur Übernahme anzubieten. 
Nimmt ein Gesellschafter das Angebot nicht an, ist 
es an die restlichen Gesellschafter im Verhältnis 
ihrer Geschäftsanteile gerichtet. Der angebotene 
Geschäftsanteil kann nur insgesamt übernommen 
werden. Lehnt ein Gesellschafter die Übernahme 
ab, darf er die Zustimmung nach Absatz 1 nicht 
ohne wichtigen Grund verweigern. 

 
(3) Für die Festsetzung des Übernahmepreises nach 

Absatz 2 erfolgt die Bewertung nach betriebswirt-
schaftlich allgemein anerkannten Bewertungs-
grundsätzen für Beteiligungen an Handelsgesell-
schaften unter Berücksichtigung ernsthafter 
Kaufangebote Dritter. Sofern über die Höhe des 
Übernahmepreises keine Einigung erzielt wird, er-
folgt die Bewertung durch einen gemeinsam zu 
bestimmenden Wirtschaftsprüfer. Wird eine Eini-
gung über die Person des Wirtschaftsprüfers nicht 
erzielt, werden die Gesellschafter den vom Präsi-
denten der Industrie- und Handelskammer in Es-
sen vorgeschlagenen Wirtschaftsprüfer und des-
sen Bewertung anerkennen. Diese Kosten trägt 
die Gesellschaft. 

 
(4) Die vorstehenden Absätze 1 bis 3 gelten nicht für 

die Übertragung auf verbundene Unternehmen im 
Sinne der §§ 15 ff. AktG. Absatz 2 Satz 1 gilt ins-
besondere nicht für den Fall, dass bei Verände-
rungen im Gesellschafterkreis an die Stelle des ur-
sprünglichen Gesellschafters mit ihm verbundene 
Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG treten. 
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§ 5 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft entspricht dem 
Kalenderjahr. Für die Zeit vom 01.07.2000 bis 
31.12.2000 ist ein Rumpfgeschäftsjahr eingelegt wor-
den. 

 

§ 5 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft entspricht dem 
Kalenderjahr. Für die Zeit vom 01.07.2000 bis 
31.12.2000 ist ein Rumpfgeschäftsjahr eingelegt wor-
den. 

 

- unverändert - 

§ 6 
Organe der Gesellschaft 

 
(1) Organe der Gesellschaft sind 
 
 a) die Gesellschafterversammlung, 

 b) die Geschäftsführung. 

 
(2) Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung 

kann ein Beirat gebildet werden. 
 

§ 6 
Organe der Gesellschaft 

 
(1) Organe der Gesellschaft sind 
 
 a) die Gesellschafterversammlung, 

 b) die Geschäftsführung. 

 
(2) Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung 

kann ein Beirat gebildet werden. 
 

- unverändert - 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist das oberste 

Organ der Gesellschaft. Sie ist mindestens einmal 
jährlich einzuberufen, spätestens vier Monate nach 
Schluss des Geschäftsjahres als ordentliche Ge-
sellschafterversammlung, sowie stets dann, wenn 
ein Gesellschafter oder die Geschäftsführung dies 
für erforderlich hält. 

 
(2) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsfüh-

rung mit einer Frist von 14 Tagen mittels einge-
schriebenen Briefes, wobei der Tag der Einladung 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist das oberste 

Organ der Gesellschaft. Sie ist mindestens einmal 
jährlich einzuberufen, spätestens vier Monate nach 
Schluss des Geschäftsjahres als ordentliche Ge-
sellschafterversammlung, sowie stets dann, wenn 
ein Gesellschafter oder die Geschäftsführung dies 
für erforderlich hält. 

 
(2) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsfüh-

rung mit einer Frist von 14 Tagen mittels einge-
schriebenen Briefes, wobei der Tag der Absen-
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und der Tag der Versammlung nicht mitgezählt 
werden. Die Tagesordnung für eine Gesellschaf-
terversammlung sowie die Beratungsunterlagen, 
Entscheidungsvorlagen und Beschlussvorschläge 
sind so rechtzeitig zu übersenden, dass sie den 
Gesellschaftern spätestens zu Beginn der in Satz 
1 genannten Frist vorliegen. Die Gesellschafter 
können auf die Einhaltung der Formen und Fristen 
ganz oder teilweise verzichten. 

 
(3) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung 

führt der von ihr mit einfacher Mehrheit gewählte 
Vorsitzende bzw. im Falle seiner Verhinderung 
sein Stellvertreter, ansonsten eröffnet der an Le-
bensjahren älteste anwesende Gesellschafterver-
treter die Versammlung und lässt von dieser einen 
Versammlungsleiter wählen. 

 
(4) Neben den durch Gesetz zwingend vorgeschrie-

benen und an anderer Stelle dieses Gesellschafts-
vertrages genannten Aufgaben obliegt der Gesell-
schafterversammlung insbesondere die Be-
schlussfassung über 

 
a) die Feststellung des Jahresabschlusses, 

 
 
 

b) die Verwendung des Jahresüberschusses nach 
Verrechnung eventueller Gewinn- oder Verlust-
vorträge aus Vorjahren, 

 
 c) die Entlastung der Geschäftsführung und – bei 

    Bestehen eines Beirates – des Beirates, 
 

dung und der Tag der Versammlung nicht mitge-
zählt werden. Die Tagesordnung für eine Gesell-
schafterversammlung sowie die Beratungsunterla-
gen, Entscheidungsvorlagen und Beschlussvor-
schläge sind so rechtzeitig zu übersenden, dass 
sie den Gesellschaftern spätestens zu Beginn der 
in Satz 1 genannten Frist vorliegen. Die Gesell-
schafter können auf die Einhaltung der Formen 
und Fristen ganz oder teilweise verzichten. 

 
(3) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung 

führt der von ihr mit einfacher Mehrheit gewählte 
Vorsitzende bzw. im Falle seiner Verhinderung 
sein Stellvertreter, ansonsten eröffnet der an Le-
bensjahren älteste anwesende Gesellschafterver-
treter die Versammlung und lässt von dieser einen 
Versammlungsleiter wählen. 

 
(4) Neben den durch Gesetz zwingend vorgeschriebe-

nen und an anderer Stelle dieses Gesellschaftsver-
trages genannten Aufgaben obliegt der Gesellschaf-
terversammlung insbesondere die Beschlussfas-
sung über 

 
a) die Feststellung des von der Geschäftsfüh-

rung jährlich im Voraus aufzustellenden Wirt-
schaftsplans  

 
b) die Feststellung des Jahresabschlusses und 

der Ergebnisverwendung, 
 
 

c)  die Bestellung und Abberufung der Ge-
schäftsführer sowie deren Anstellungsbedin-
gungen, 
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d) die Wahl des Abschlussprüfers. 
 
 
 
 
 Darüber hinaus kann sich die Gesellschafterver-

sammlung Entscheidungen über weitere Geschäf-
te und Rechtshandlungen vorbehalten. 

 

d) die Entlastung der Geschäftsführung und – 
bei Bestehen eines Beirates – des Beirates, 

 
e)  die Wahl des Abschlussprüfers. 

 
 Darüber hinaus kann sich die Gesellschafterver-

sammlung Entscheidungen über weitere Geschäf-
te und Rechtshandlungen vorbehalten. 

 

§ 8 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Gesell-

schafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfä-

hig, wenn alle Gesellschafter ordnungsgemäß ein-
geladen wurden und mehr als 50 % des Stamm-
kapitals vertreten sind. Ist die Versammlung nicht 
beschlussfähig, so hat die Geschäftsführung in-
nerhalb von vierzehn Tagen eine zweite Versamm-
lung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, 
die ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen 
Stimmen beschlussfähig ist; hierauf muss in der 
Einladung hingewiesen werden. 

 
(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag oder 

gesetzliche Vorschriften nichts an bestimmt ist, 
fasst die Gesellschafterversammlung ihre Be-
schlüsse mit einfacher Stimmmehrheit. Je € 100 
eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. 

 
(3) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, fern-

schriftlichem oder telegrafischem Wege oder durch 
Telekopie gefasst werden, sofern alle Gesellschaf-
ter mit diesem Verfahren einverstanden sind. 

§ 8 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Gesell-

schafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfä-

hig, wenn alle Gesellschafter ordnungsgemäß ein-
geladen wurden und mehr als 50 % des Stamm-
kapitals vertreten sind. Ist die Versammlung nicht 
beschlussfähig, so hat die Geschäftsführung in-
nerhalb von vierzehn Tagen eine zweite Versamm-
lung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, 
die ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen 
Stimmen beschlussfähig ist; hierauf muss in der 
Einladung hingewiesen werden. 

 
(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag oder 

gesetzliche Vorschriften nichts an bestimmt ist, 
fasst die Gesellschafterversammlung ihre Be-
schlüsse mit einfacher Stimmmehrheit. Je € 100 
eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. 

 
(3) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, fern-

schriftlichem oder telegrafischem Wege oder durch 
Telekopie gefasst werden, sofern alle Gesellschaf-
ter mit diesem Verfahren einverstanden sind. 

- unverändert - 
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(4) Über die Beschlussfassungen der Gesellschafter-
versammlung sind entsprechende Niederschriften 
aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden der Ver-
sammlung bzw. bei schriftlicher Beschlussfassung 
von den Gesellschaftern zu unterzeichnen sind. 

 

(4) Über die Beschlussfassungen der Gesellschafter-
versammlung sind entsprechende Niederschriften 
aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden der Ver-
sammlung bzw. bei schriftlicher Beschlussfassung 
von den Gesellschaftern zu unterzeichnen sind. 

 

§ 9 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat. Der Beirat be-

steht aus mindestens drei Mitgliedern; darüber 
hinaus bestimmt die Gesellschafterversammlung 
die Anzahl der Beiratsmitglieder. 

 
(2) Die Wahl der Beiratsmitglieder erfolgt durch die 

Gesellschafterversammlung für die Zeit bis zur 
Beendigung der Gesellschafterversammlung, die 
über die Entlastung für das zweite Geschäftsjahr 
nach Beginn der Amtszeit beschließt, sofern die 
Gesellschafterversammlung nicht eine andere 
Amtsdauer bestimmt. Das Geschäftsjahr, in dem 
die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht mitgezählt. 
Ergänzungs- oder Zuwahlen erfolgen für den Rest 
der Amtszeit der übrigen Mitglieder. 

 
(3) Nach seiner Wahl durch die Gesellschafterver-

sammlung wählt der Beirat für die Dauer seiner 
Amtszeit einen Vorsitzenden. 

 
(4) Beiratssitzungen sollen mindestens zweimal jähr-

lich stattfinden. Sie sind außerdem einzuberufen, 
wenn ein Mitglied des Beirates oder der Ge-
schäftsführung es für erforderlich hält. Die Bei-
ratsmitglieder werden zu den Beiratssitzungen 

§ 9 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat. Der Beirat be-

steht aus mindestens drei Mitgliedern; darüber 
hinaus bestimmt die Gesellschafterversammlung 
die Anzahl der Beiratsmitglieder. 

 
(2) Die Wahl der Beiratsmitglieder erfolgt durch die 

Gesellschafterversammlung für die Zeit bis zur 
Beendigung der Gesellschafterversammlung, die 
über die Entlastung für das zweite Geschäftsjahr 
nach Beginn der Amtszeit beschließt, sofern die 
Gesellschafterversammlung nicht eine andere 
Amtsdauer bestimmt. Das Geschäftsjahr, in dem 
die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht mitgezählt. 
Ergänzungs- oder Zuwahlen erfolgen für den Rest 
der Amtszeit der übrigen Mitglieder. 

 
(3) Nach seiner Wahl durch die Gesellschafterver-

sammlung wählt der Beirat für die Dauer seiner 
Amtszeit einen Vorsitzenden. 

 
(4) Beiratssitzungen sollen mindestens zweimal jähr-

lich stattfinden. Sie sind außerdem einzuberufen, 
wenn ein Mitglied des Beirates oder der Ge-
schäftsführung es für erforderlich hält. Die Bei-
ratsmitglieder werden zu den Beiratssitzungen 

- unverändert - 
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durch die Geschäftsführung im Auftrag des Vorsit-
zenden des Beirates mit einer Frist von 14 Tagen 
eingeladen, wobei mit der Einladung die Ge-
schäftsführung den Beirat schriftlich in Form einer 
Vorlage über den Gang der Geschäfte sowie die 
sonst zur Beratung und/oder zur Beschlussfas-
sung vorgesehenen Gegenstände zu unterrichten 
hat. Der Beirat kann auf die Einhaltung der For-
men und Fristen sowie auf die genannte Vorlage 
ganz oder teilweise verzichten. 

 
(5) Der Beirat berät die Geschäftsführung. Die in § 52 

Abs. 1 des GmbHG genannten Bestimmungen des 
Aktiengesetzes finden auf den Beirat keine An-
wendung. 

 
(6) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn alle Beirats-

mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und 
mehr als die Hälfte der Anzahl der Beiratsmitglie-
der anwesend sind. Dabei gilt ein nicht erschiene-
nes Beiratsmitglied, das eine schriftliche Stimmab-
gabe überreichen lässt, insoweit als anwesend. Ist 
der Beirat nicht beschlussfähig, so hat die Ge-
schäftsführung innerhalb von 14 Tagen eine zwei-
te Sitzung mit derselben Tagesordnung einzuberu-
fen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesen-
den beschlussfähig ist. Hierauf muss in der Einla-
dung hingewiesen werden. 

 
(7) Der Beirat beschließt mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen; dabei hat jedes Beirats-
mitglied eine Stimme. 

 
(8) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, fern-

schriftlichem, telegrafischem Wege oder durch Te-

durch die Geschäftsführung im Auftrag des Vorsit-
zenden des Beirates mit einer Frist von 14 Tagen 
eingeladen, wobei mit der Einladung die Ge-
schäftsführung den Beirat schriftlich in Form einer 
Vorlage über den Gang der Geschäfte sowie die 
sonst zur Beratung und/oder zur Beschlussfas-
sung vorgesehenen Gegenstände zu unterrichten 
hat. Der Beirat kann auf die Einhaltung der For-
men und Fristen sowie auf die genannte Vorlage 
ganz oder teilweise verzichten. 

 
(5) Der Beirat berät die Geschäftsführung. Die in § 52 

Abs. 1 des GmbHG genannten Bestimmungen des 
Aktiengesetzes finden auf den Beirat keine An-
wendung. 

 
(6) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn alle Beirats-

mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und 
mehr als die Hälfte der Anzahl der Beiratsmitglie-
der anwesend sind. Dabei gilt ein nicht erschiene-
nes Beiratsmitglied, das eine schriftliche Stimmab-
gabe überreichen lässt, insoweit als anwesend. Ist 
der Beirat nicht beschlussfähig, so hat die Ge-
schäftsführung innerhalb von 14 Tagen eine zwei-
te Sitzung mit derselben Tagesordnung einzuberu-
fen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesen-
den beschlussfähig ist. Hierauf muss in der Einla-
dung hingewiesen werden. 

 
(7) Der Beirat beschließt mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen; dabei hat jedes Beirats-
mitglied eine Stimme. 

 
(8) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, fern-

schriftlichem, telegrafischem Wege oder durch Te-
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lekopie gefasst werden, sofern alle Beiratsmitglie-
der mit diesem Verfahren einverstanden sind. 

 
(9) Über die Sitzungen des Beirats sowie über schrift-

liche Beschlussfassungen des Beirates sind Nie-
derschriften aufzunehmen, die jeweils in der 
nächstfolgenden Beiratssitzung zu genehmigen 
und vom Vorsitzenden zu unterzeichnen sind. 

 
(10) Die Mitglieder des Beirates erhalten eine Vergü-

tung und ein Sitzungsgeld, deren/dessen Höhe die 
Gesellschafterversammlung festlegt. Über die Än-
derung der Vergütung und des Sitzungsgeldes be-
schließt die Gesellschafterversammlung. 

 

lekopie gefasst werden, sofern alle Beiratsmitglie-
der mit diesem Verfahren einverstanden sind. 

 
(9) Über die Sitzungen des Beirats sowie über schrift-

liche Beschlussfassungen des Beirates sind Nie-
derschriften aufzunehmen, die jeweils in der 
nächstfolgenden Beiratssitzung zu genehmigen 
und vom Vorsitzenden zu unterzeichnen sind. 

 
(10) Die Mitglieder des Beirates erhalten eine Vergü-

tung und ein Sitzungsgeld, deren/dessen Höhe die 
Gesellschafterversammlung festlegt. Über die Än-
derung der Vergütung und des Sitzungsgeldes be-
schließt die Gesellschafterversammlung. 

 

§ 10 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-

schäftsführer. 
 
(2) Die Gesellschafterversammlung wird eine Ge-

schäftsordnung für die Geschäftsführung be-
schließen. 

 
(3) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Beschluss 

der Gesellschafterversammlung Befreiung von den 
Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden 

 
(4) Hat die Gesellschaft einen Geschäftsführer, vertritt 

dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere Ge-
schäftsführer bestellt, wird die Gesellschaft durch 
zwei Geschäftsführer oder durch einen Geschäfts-
führer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen ver-

§ 10 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-

schäftsführer. 
 
(2) Die Gesellschafterversammlung wird eine Ge-

schäftsordnung für die Geschäftsführung be-
schließen. 

 
(3) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Beschluss 

der Gesellschafterversammlung Befreiung von den 
Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden 

 
(4) Hat die Gesellschaft einen Geschäftsführer, vertritt 

dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere Ge-
schäftsführer bestellt, wird die Gesellschaft durch 
zwei Geschäftsführer oder durch einen Geschäfts-
führer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen ver-

- unverändert - 
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treten. 
 

treten. 
 

§ 11 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung bedür-

fen der vorherigen Zustimmung der Gesellschaf-
terversammlung. Hierzu gehören insbesondere 
folgende Geschäfte: 

 
 Geschäftserweiterungen und Investitionen 
 

a) Aufnahme neuer sowie Aufgabe vorhandener 
Geschäftszweige, Tätigkeitsbereiche und Be-
triebe; 

 
b) Errichtung und Auflösung von Zweigniederlas-

sungen; 
 

c) Erwerb und Veräußerung jeder Art von Anteils-
rechten an anderen Unternehmen – mit Aus-
nahme an branchenüblichen Arbeitsgemein-
schaften – und Mitgliedschaften – mit Ausnah-
me in Berufsverbänden –; 

 
d) Erwerb, Veräußerung und Belastung von 

Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten 
und Rechten an Grundstücken sowie Abschluss 
von grundstücksbezogenen Leasing-Verträgen; 

 
e) Errichtung von Neubauten, Anbauten und ande-

ren Baulichkeiten sowie bauliche Großreparatu-
ren von mehr als Euro 25.000 Einzelwert; 

 

§ 11 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung bedür-

fen der vorherigen Zustimmung der Gesellschaf-
terversammlung. Hierzu gehören insbesondere 
folgende Geschäfte: 

 
 Geschäftserweiterungen und Investitionen 
 

a) Aufnahme neuer sowie Aufgabe vorhandener 
Geschäftszweige, Tätigkeitsbereiche und Be-
triebe; 

 
b) Errichtung und Auflösung von Zweigniederlas-

sungen; 
 

c) Gründung, Erwerb und Veräußerung von Un-
ternehmen, Teilen von Unternehmen und Betei-
ligungen – mit Ausnahme an branchenüblichen 
Arbeitsgemeinschaften – und Mitgliedschaften – 
mit Ausnahme in Berufsverbänden –; 

 
d) Erwerb, Veräußerung und Belastung von 

Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten 
und Rechten an Grundstücken sowie Abschluss 
von grundstücksbezogenen Leasing-Verträgen; 

 
e) Errichtung von Neubauten, Anbauten und ande-

ren Baulichkeiten sowie bauliche Großreparatu-
ren von mehr als Euro 25.000 Einzelwert; 
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f) Anschaffung oder Herstellung von Gegenstän-
den des beweglichen Anlagevermögens von 
mehr als Euro 25.000 Einzelwert; dies gilt auch 
für Gegenstände, die über Leasing finanziert 
werden; 

 
g) Erwerb und Vergabe von Schutzrechten und Li-

zenzen; 
 

Kredite, Bürgschaften, Garantien 
 

h) Aufnahme von Krediten – mit Ausnahme von 
Lieferantenkrediten im Rahmen des üblichen 
Geschäftsverkehrs – von mehr als Euro 25.000 
im Einzelwert; 

 
i) Aufnahme von Lieferantenkrediten und Gewäh-

rung von Kundenkrediten im Rahmen des übli-
chen Geschäftsverkehrs, jedoch außerhalb des 
branchenüblichen Zahlungsziels; 

 
j) Gewährung von Darlehen und sonstigen Kredi-

ten außerhalb des üblichen Geschäftsverkehrs; 
 
k) Übernahme von Bürgschaften, Garantien und 

ähnlichen Haftungen außerhalb des üblichen 
Geschäftsverkehrs; 

 
l) Übernahme von Bürgschaften, Garantien und 

ähnlichen Haftungen innerhalb des üblichen 
Geschäftsverkehrs von mehr als Euro 25.000 
im Einzelfall oder für den Fall, dass das beste-
hende Haftungsrisiko aus derartigen Verpflich-
tungen das bilanzmäßige Eigenkapital der Ge-
sellschaft bereits überstiegen hat oder durch die 

f) Anschaffung oder Herstellung von Gegenstän-
den des beweglichen Anlagevermögens von 
mehr als Euro 25.000 Einzelwert; dies gilt auch 
für Gegenstände, die über Leasing finanziert 
werden; 

 
g) Erwerb und Vergabe von Schutzrechten und Li-

zenzen; 
 

Kredite, Bürgschaften, Garantien 
 

h) Aufnahme von Krediten – mit Ausnahme von 
Lieferantenkrediten im Rahmen des üblichen 
Geschäftsverkehrs – von mehr als Euro 25.000 
im Einzelwert; 

 
i) Aufnahme von Lieferantenkrediten und Gewäh-

rung von Kundenkrediten im Rahmen des übli-
chen Geschäftsverkehrs, jedoch außerhalb des 
branchenüblichen Zahlungsziels; 

 
j) Gewährung von Darlehen und sonstigen Kredi-

ten außerhalb des üblichen Geschäftsverkehrs; 
 
k) Übernahme von Bürgschaften, Garantien und 

ähnlichen Haftungen außerhalb des üblichen 
Geschäftsverkehrs; 

 
l) Übernahme von Bürgschaften, Garantien und 

ähnlichen Haftungen innerhalb des üblichen 
Geschäftsverkehrs von mehr als Euro 25.000 
im Einzelfall oder für den Fall, dass das beste-
hende Haftungsrisiko aus derartigen Verpflich-
tungen das bilanzmäßige Eigenkapital der Ge-
sellschaft bereits überstiegen hat oder durch die 



Seite 49 von 142 
 

Haftungsübernahme übersteigen wird; 
 

Verträge 
 

m) Abschluss von Lieferungs- und Leistungsver-
trägen, bei denen der Einzelwert der von der 
Gesellschaft jeweils zu übernehmenden Liefe-
rungs- und Leistungsverpflichtungen den Wert 
des bilanziellen Eigenkapitals der Gesellschaft 
übersteigt; 

 
n) Abschluss von Miet- oder Pachtverträgen mit 

einem Miet- oder Pachtzins von mehr als Euro 
25.000 jährlich oder einer Vertragsdauer von 
mehr als drei Jahren und einem jährlichen Miet- 
oder Pachtzins von mehr als Euro 12.500; 

 
o) Abschluss, Änderung und Aufhebung von Un-

ternehmensverträgen; 
 
 
p) sonstige Verträge und Geschäfte außerhalb des 

üblichen Geschäftsbetriebes; 
 
q) Abschluss, Änderung oder Beendigung von 

Verträgen mit 
 

aa) Gesellschaftern, - bei Bestehen eines Bei-
rats - den Mitgliedern des Beirates 
und/oder den Geschäftsführern sowie den 
Angehörigen im Sinne von § 15 AO der ge-
nannten Personen; 

 
bb) Unternehmen, an denen eine der zu aa) 

genannten Personen unmittelbar oder mit-

Haftungsübernahme übersteigen wird; 
 

Verträge 
 

m) Abschluss von Lieferungs- und Leistungsver-
trägen, bei denen der Einzelwert der von der 
Gesellschaft jeweils zu übernehmenden Liefe-
rungs- und Leistungsverpflichtungen den Wert 
des bilanziellen Eigenkapitals der Gesellschaft 
übersteigt; 

 
n) Abschluss von Miet- oder Pachtverträgen mit 

einem Miet- oder Pachtzins von mehr als Euro 
25.000 jährlich oder einer Vertragsdauer von 
mehr als drei Jahren und einem jährlichen Miet- 
oder Pachtzins von mehr als Euro 12.500; 

 
o) Abschluss, Änderung und Aufhebung von Un-

ternehmensverträgen im Sinne der §§ 291 und 
292 des Aktiengesetzes; 

 
p) sonstige Verträge und Geschäfte außerhalb des 

üblichen Geschäftsbetriebes; 
 
q) Abschluss, Änderung oder Beendigung von 

Verträgen mit 
 

aa) Gesellschaftern, - bei Bestehen eines Bei-
rats - den Mitgliedern des Beirates 
und/oder den Geschäftsführern sowie den 
Angehörigen im Sinne von § 15 AO der 
genannten Personen; 

 
bb) Unternehmen, an denen eine der zu aa) 

genannten Personen unmittelbar oder mit-
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telbar mit mehr als 5 % beteiligt ist; 
 
r) Termingeschäfte mit Devisen und an Börsen 

gehandelten Waren und Rechten; 
 
 Personalentscheidungen 
 

s) Erteilung von Generalvollmachten, Prokuren 
und Handlungsvollmachten zum gesamten Ge-
schäftsbetrieb; 

 
t) Anstellung von Mitarbeitern mit Personalver-

antwortung und Angestellten in vergleichbarer 
und höherer Stellung sowie wesentliche Ver-
tragsänderungen für diesen Personenkreis; 

 
u) Übernahme von Ruhegehaltsverpflichtungen 

oder Abschluss von Betriebsvereinbarungen 
über die Zahlung von Betriebsrenten; 

 
 Beteiligungsgesellschaften 
 

v) Beschlussfassungen, die die Gesellschaft in ih-
rer Eigenschaft als Gesellschafterin bei Beteili-
gungsgesellschaften zu fassen hat und die Be-
schlussgegenstände gemäß den vorstehenden 
Buchstaben a - u betreffen. 

 
(2) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung 

kann in Form einer allgemeinen Ermächtigung für 
einen bestimmten Kreis der bezeichneten Ge-
schäfte im Voraus schriftlich erteilt werden. Die 
Betrags- und Zeitgrenzen können durch Beschluss 
der Gesellschafterversammlung verändert werden. 

 

telbar mit mehr als 5 % beteiligt ist; 
 
r) Termingeschäfte mit Devisen und an Börsen 

gehandelten Waren und Rechten; 
 
 Personalentscheidungen 
 

s) Erteilung von Generalvollmachten, Prokuren 
und Handlungsvollmachten zum gesamten Ge-
schäftsbetrieb; 

 
t) Anstellung von Mitarbeitern mit Personalver-

antwortung und Angestellten in vergleichbarer 
und höherer Stellung sowie wesentliche Ver-
tragsänderungen für diesen Personenkreis; 

 
u) Übernahme von Ruhegehaltsverpflichtungen 

oder Abschluss von Betriebsvereinbarungen 
über die Zahlung von Betriebsrenten; 
 

 Beteiligungsgesellschaften 
 

v) Beschlussfassungen, die die Gesellschaft in ih-
rer Eigenschaft als Gesellschafterin bei Beteili-
gungsgesellschaften zu fassen hat und die Be-
schlussgegenstände gemäß den vorstehenden 
Buchstaben a - u betreffen. 

 
(2) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung 

kann in Form einer allgemeinen Ermächtigung für 
einen bestimmten Kreis der bezeichneten Ge-
schäfte im Voraus schriftlich erteilt werden. Die 
Betrags- und Zeitgrenzen können durch Beschluss 
der Gesellschafterversammlung verändert werden. 
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(3) Die Gesellschafterversammlung kann auch weitere 
Geschäfte von ihrer Zustimmung abhängig ma-
chen. 

 

(3) Die Gesellschafterversammlung kann auch weitere 
Geschäfte von ihrer Zustimmung abhängig ma-
chen. 

 

§ 11a 
Verdeckte Gewinnausschüttung/Wettbewerbsverbot 

 
(1) Gesellschafter sind berechtigt, unmittelbar oder 

mittelbar, im eigenen oder fremden Namen, für ei-
gene oder fremde Rechnung mit der Gesellschaft 
in Wettbewerb zu treten, für Konkurrenzunterneh-
men tätig zu sein und sich an solchen zu beteili-
gen, sei es direkt oder durch eine Mittelsperson. 

 
(2) Neu eintretende Gesellschafter dürfen weder im 

Handelszweig der Gesellschaft für eigene oder 
fremde Rechnung Geschäfte machen noch sich an 
einem Konkurrenzunternehmen mittelbar oder 
unmittelbar beteiligen oder für ein solches tätig 
sein. Die Darlehensgewährung steht der Beteili-
gung gleich. Aktien und GmbH-Anteile gelten als 
Beteiligung im Sinne dieser Bestimmung, wenn ihr 
Nennbetrag ¼ des Grund- bzw. Stammkapitals er-
reicht. 

 
(3) Die Gesellschafter können durch satzungsausfül-

lenden Beschluss einen neu eintretenden Gesell-
schafter von einem Wettbewerbsverbot befreien. 
Für den neu eintretenden beherrschenden Gesell-
schafter und/oder einen der Geschäftsführer gilt 
dies mit der Maßgabe, dass der Gesellschafterbe-
schluss eine klare und eindeutige Aufgabenab-
grenzung zwischen der Gesellschaft auf der einen 
Seite und dem Gesellschafter oder Geschäftsfüh-

§ 11a 
Verdeckte Gewinnausschüttung/Wettbewerbsverbot 

 
(1) Gesellschafter sind berechtigt, unmittelbar oder 

mittelbar, im eigenen oder fremden Namen, für ei-
gene oder fremde Rechnung mit der Gesellschaft 
in Wettbewerb zu treten, für Konkurrenzunterneh-
men tätig zu sein und sich an solchen zu beteili-
gen, sei es direkt oder durch eine Mittelsperson. 

 
(2) Neu eintretende Gesellschafter dürfen weder im 

Handelszweig der Gesellschaft für eigene oder 
fremde Rechnung Geschäfte machen noch sich an 
einem Konkurrenzunternehmen mittelbar oder 
unmittelbar beteiligen oder für ein solches tätig 
sein. Die Darlehensgewährung steht der Beteili-
gung gleich. Aktien und GmbH-Anteile gelten als 
Beteiligung im Sinne dieser Bestimmung, wenn ihr 
Nennbetrag ¼ des Grund- bzw. Stammkapitals er-
reicht. 

 
(3) Die Gesellschafter können durch satzungsausfül-

lenden Beschluss einen neu eintretenden Gesell-
schafter von einem Wettbewerbsverbot befreien. 
Für den neu eintretenden beherrschenden Gesell-
schafter und/oder einen der Geschäftsführer gilt 
dies mit der Maßgabe, dass der Gesellschafterbe-
schluss eine klare und eindeutige Aufgabenab-
grenzung zwischen der Gesellschaft auf der einen 
Seite und dem Gesellschafter oder Geschäftsfüh-

- unverändert - 



Seite 52 von 142 
 

rer auf der anderen Seite enthalten muss, die eine 
spätere willkürliche Zuordnung der Geschäfte un-
möglich macht. Mit dem Geschäftsführer kann das 
Wettbewerbsverbot im Bestellungsbeschluss oder 
im Dienstvertrag wirksam abbedungen werden. Es 
muss eine angemessene Gegenleistung vereinbart 
werden, wenn ein ordentlicher und gewissenhafter 
Geschäftsführer die Befreiung vom Wettbewerbs-
verbot im Interesse der Gesellschaft nicht unent-
geltlich erteilen würde. Ein angemessenes Entgelt 
muss insbesondere vereinbart werden, wenn die 
konkurrierende Tätigkeit eines beherrschenden 
Gesellschafters oder des Geschäftsführers auf ei-
nem Teilbereich des Unternehmensgegenstandes 
erlaubt wird, auf dem die Gesellschaft bereits ihre 
Tätigkeit entfaltet hat, die sich der beherrschende 
Gesellschafter oder Geschäftsführer zunutze ma-
chen kann. Der Gesellschafterbeschluss kann die 
Befreiung auf bestimmte Fälle oder Tätigkeiten 
beschränken oder von der Erfüllung von Auflagen 
oder Gegenleistungen abhängig machen. Bei der 
Beschlussfassung hat der betroffene Gesellschaf-
ter kein Stimmrecht. Der Gesellschafterbeschluss 
ist nur aus wichtigem Grund widerrufbar. 

 

rer auf der anderen Seite enthalten muss, die eine 
spätere willkürliche Zuordnung der Geschäfte un-
möglich macht. Mit dem Geschäftsführer kann das 
Wettbewerbsverbot im Bestellungsbeschluss oder 
im Dienstvertrag wirksam abbedungen werden. Es 
muss eine angemessene Gegenleistung vereinbart 
werden, wenn ein ordentlicher und gewissenhafter 
Geschäftsführer die Befreiung vom Wettbewerbs-
verbot im Interesse der Gesellschaft nicht unent-
geltlich erteilen würde. Ein angemessenes Entgelt 
muss insbesondere vereinbart werden, wenn die 
konkurrierende Tätigkeit eines beherrschenden 
Gesellschafters oder des Geschäftsführers auf ei-
nem Teilbereich des Unternehmensgegenstandes 
erlaubt wird, auf dem die Gesellschaft bereits ihre 
Tätigkeit entfaltet hat, die sich der beherrschende 
Gesellschafter oder Geschäftsführer zunutze ma-
chen kann. Der Gesellschafterbeschluss kann die 
Befreiung auf bestimmte Fälle oder Tätigkeiten 
beschränken oder von der Erfüllung von Auflagen 
oder Gegenleistungen abhängig machen. Bei der 
Beschlussfassung hat der betroffene Gesellschaf-
ter kein Stimmrecht. Der Gesellschafterbeschluss 
ist nur aus wichtigem Grund widerrufbar. 

 

§ 12 
Dauer der Gesellschaft 

 
Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 

 

§ 12 
Wirtschaftsplan, Jahresabschluss und Lagebericht 

 
(1) Die Geschäftsführung hat für jedes Geschäftsjahr 

einen Wirtschaftsplan aufzustellen, der den Inves-
titions-, den Erfolgsplan und einen Stellenplan so-
wie eine fünfjährige Finanzplanung umfasst. Diese 
sind der Gesellschafterversammlung und dem 
Aufsichtsrat spätestens bis zum 30. September vor 
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Beginn des Wirtschaftsjahres vorzulegen und der 
Gemeinde zur Kenntnis zu geben. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss 

(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und An-
hang) sowie den Lagebericht nach Maßgabe der 
für große Kapitalgesellschaften geltenden Vor-
schriften innerhalb von drei Monaten nach Ablauf 
des Geschäftsjahres zu erstellen und von dem 
durch Gesellschafterbeschluss bestellten Ab-
schlussprüfer prüfen zu lassen. Die Prüfung erfolgt 
entsprechend den Vorschriften für große Kapital-
gesellschaften im Dritten Buch des Handelsge-
setzbuches. Nach Prüfung durch den Abschluss-
prüfer sind Jahresabschluss und Lagebericht zu-
sammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich 
dem Aufsichtsrat zur Prüfung und danach der Ge-
sellschafterversammlung zur Feststellung des Jah-
resabschlusses vorzulegen. 

 
 Die den Mitgliedern der Geschäftsführung und des 

Beirats im abgelaufenen Wirtschaftsjahr gewähr-
ten Gesamtbezüge sind nach Maßgabe der GO 
NRW individualisiert im Anhang auszuweisen. 

 
(3) Den mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskör-

perschaften stehen die Rechte nach §§ 53, 54 
Haushaltsgrundsätzegesetz zu. 

 
(4) Den mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskör-

perschaften wird gemäß § 118 GO NRW das 
Recht eingeräumt, von der Gesellschaft Aufklä-
rung und Nachweise zu verlangen, die die Aufstel-
lung des Gesamtabschlusses (§ 116 GO NRW) er-
fordert. 



Seite 54 von 142 
 

§ 13 
Kündigungsrecht des Gesellschafters 

 
(1) Die Gesellschaft kann von jedem Gesellschafter 

mit einer Frist von einem Jahr, erstmals zum 
31.12.1998, durch eingeschriebenen Brief an die 
Geschäftsführung und die anderen Gesellschafter 
zum Ablauf eines Geschäftsjahres gekündigt wer-
den. 

 
(2) Im Fall der Kündigung durch einen Gesellschaft 

hat jeder der übrigen Gesellschafter das Recht, mit 
einer Frist von einem Monat – beginnend mit dem 
Zugang der Kündigung – zum gleichen Stichtag 
die Gesellschaft ebenfalls gem. § 13. Abs. 1 zu 
kündigen. Die Gesellschaft wird von den verblei-
benden Gesellschaftern fortgeführt, sofern sie den 
bzw. die Geschäftsanteile des bzw. der kündigen-
den Gesellschafter übernehmen. Die verbleiben-
den Gesellschafter übernehmen den Anteil des 
kündigenden Gesellschafters im Verhältnis ihrer 
Beteiligung untereinander – § 4 Abs. 2 gilt ent-
sprechend –, es sei denn, die Gesellschafter ver-
ständigen sich auf eine andere Regelung. 

 
(3) Sofern über die Höhe des Übernahmepreises kei-

ne Einigung erzielt wird, wird dieser durch einen 
gemeinsam zu benennenden Wirtschaftsprüfer 
verbindlich festgestellt. § 4 Abs. 3 gilt entspre-
chend. Die Kosten trägt der ausscheidende Ge-
sellschafter. 

 
 
 

§ 13 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 des Landesgleichstellungs-
gesetzes NRW (LGG NRW) sollen für die Personal-
entwicklung und -förderung der Gesellschaft die Ziele 
des LGG NRW berücksichtigt werden. 
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§ 14 
Ausschließung eines Gesellschafters/Abtretung 

 
 (1) Tritt ein in der Person des Gesellschafters seine 

Ausschließung rechtfertigender wichtiger Grund 
ein, insbesondere: 

 
• Verstoß gegen ein im Gesellschaftsvertrag ge-

regeltes Wettbewerbsverbot; 
 

• Eröffnung des Konkurs-, Liquidations- oder 
Vergleichsverfahrens über das Vermögen ei-
nes Gesellschafters oder Ablehnung eines 
solchen Verfahrens mangels Masse; 

 
• Pfändung von einem oder mehreren Ge-

schäftsanteilen eines Gesellschafters auf-
grund eines vollstreckbaren Titels oder Betrei-
bung der Pfandverwertung; 

 
 so kann der Gesellschafter durch die Gesellschaf-

terversammlung aus der Gesellschaft ausge-
schlossen werden. Dies gilt auch dann, wenn die 
genannten Gründe im Zeitpunkt der Ausschlie-
ßung nicht mehr vorliegen. 

 
(2) Der Ausschließungsbeschluss der Gesellschafter-

versammlung bedarf der einfachen Mehrheit; der 
von der Ausschließung betroffene Gesellschafter 
hat bei diesem Beschluss kein Stimmrecht. Seine 
Stimmen bleiben bei der Berechnung der erforder-
lichen Mehrheit außer Betracht. Die Ausschließung 
erfolgt, wenn die Gesellschafterversammlung oder 
die Geschäftsführung nichts anderes bestimmt, mit 
Wirkung des Tages, an dem eines der in Absatz 1 

§ 14 
Dauer der Gesellschaft 

 
Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 
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benannten Ereignisse in der Person des Gesell-
schafters eintritt. Die Ausschließung wird mit Zu-
gang des Ausschließungsbeschlusses an den be-
troffenen Gesellschafter wirksam, unabhängig da-
von, ob eine Einigung über die Höhe gerichtlich 
festgestellt worden ist. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung beschließt zu-

gleich mit dem Ausschließungsbeschluss, in wel-
chem Verhältnis die Geschäftsanteile des be-
troffenen Gesellschafters auf die verbleibenden 
Gesellschafter oder Dritte übertragen werden. 
Werden die Geschäftsanteile des betroffenen Ge-
sellschafters auf die verbleibenden Gesellschafter 
übertragen, so treten diese mit der Bekanntgabe 
des Ausschließungsbeschlusses in die Gesell-
schafterstellung des betroffenen Gesellschafters 
ein, es sei denn, ein Gesellschafter widerspricht 
bei der Beschlussfassung über die Ausschließung 
zu Protokoll der Gesellschafterversammlung der 
Übernahme des Geschäftsanteils. 

 
 In diesem Fall tritt/treten der verbleibende Gesell-

schafter/die verbleibenden Gesellschafter auch in 
die dem nicht zur Übernahme bereiten verbleiben-
den Gesellschafter ansonsten zugewiesene Ge-
sellschafterstellung ein. 

 
(4) Werden die Geschäftsanteile auf Dritte übertragen, 

so treten diese mit Abgabe der Übernahmeerklä-
rung in die Gesellschafterstellung ein; wird die 
Übernahmeerklärung nicht innerhalb einer Woche 
abgegeben, so treten die verbleibenden Gesell-
schafter im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile in die 
Gesellschafterstellung des betroffenen Gesell-
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schafters ein. 
 
(5) Sofern nicht Dritte in die Stellung des betroffenen 

ausgeschlossenen Gesellschafters eintreten, be-
darf es keiner gesonderten Übernahmeerklärung. 

 
(6) Der durch Ausschließungsbeschluss ausschei-

dende Gesellschafter hat gegen den/die neuen 
Gesellschafter, der/die seinen Anteil übernimmt / 
übernehmen, einen Abfindungsanspruch in Höhe 
seines Anteils am fiktiven Liquidationswert der Ge-
sellschaft. Der Anspruch richtet sich gegen den 
oder die übernehmenden Gesellschafter jeweils im 
Verhältnis der von ihnen übernommenen Anteile. 
Sofern keine Einigung zwischen dem/den aus-
scheidenden Gesellschaftern innerhalb einer an-
gemessenen Frist von sechs Monaten über den 
Liquidationswert erreicht werden kann, stellt der 
Abschlussprüfer der Gesellschaft diesen abschlie-
ßend fest. Die Kosten dieser Feststellung trägt der 
ausscheidende Gesellschafter. 

 
(7) Steht ein Geschäftsanteil mehreren Gesellschaf-

tern gemeinschaftlich zu, so genügt es, wenn ein 
Ausschließungsgrund in der Person eines der Mit-
gesellschafter vorliegt oder vorlag. Die Gesell-
schaft oder die Gesellschafter können bei Pfän-
dung eines Geschäftsanteils jederzeit den vollstre-
ckenden Gläubiger befriedigen. Der betroffene 
Gesellschafter darf der Befriedigung nicht wider-
sprechen, er muss sich das zur Befriedigung des 
vollstreckenden Gläubigers Aufgewendete auf sei-
nen Entgeltanspruch anrechnen lassen. Im Übri-
gen gelten die vorstehenden Ziffern entsprechend. 
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§ 15 
Einziehung 

 
(1) Unbeschadet der Ausschließung gem. § 14 ist die 

Einziehung von Geschäftsanteilen mit Zustimmung 
des betroffenen Gesellschafters jederzeit zulässig; 
der Zustimmung des betroffenen Gesellschafters 
bedarf es nicht in den Fällen des § 14 Abs. 1 die-
ses Vertrages. 

 
(2) Die Regelungen des § 14 Abs. 2 bis 7 gelten ent-

sprechend. 
 
 

§ 15 
Kündigungsrecht des Gesellschafters 

 
(1) Die Gesellschaft kann von jedem Gesellschafter 

mit einer Frist von einem Jahr, erstmals zum 
31.12.1998, durch eingeschriebenen Brief an die 
Geschäftsführung und die anderen Gesellschafter 
zum Ablauf eines Geschäftsjahres gekündigt wer-
den. 

 
(2) Im Fall der Kündigung durch einen Gesellschaft 

hat jeder der übrigen Gesellschafter das Recht, mit 
einer Frist von einem Monat – beginnend mit dem 
Zugang der Kündigung – zum gleichen Stichtag 
die Gesellschaft ebenfalls gem. § 15. Abs. 1 zu 
kündigen. Die Gesellschaft wird von den verblei-
benden Gesellschaftern fortgeführt, sofern sie den 
bzw. die Geschäftsanteile des bzw. der kündigen-
den Gesellschafter übernehmen. Die verbleiben-
den Gesellschafter übernehmen den Anteil des 
kündigenden Gesellschafters im Verhältnis ihrer 
Beteiligung untereinander – § 4 Abs. 2 gilt ent-
sprechend –, es sei denn, die Gesellschafter ver-
ständigen sich auf eine andere Regelung. 

 
(3) Sofern über die Höhe des Übernahmepreises kei-

ne Einigung erzielt wird, wird dieser durch einen 
gemeinsam zu benennenden Wirtschaftsprüfer 
verbindlich festgestellt. § 4 Abs. 3 gilt entspre-
chend. Die Kosten trägt der ausscheidende Ge-
sellschafter. 
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§16 
Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur 
im Bundesanzeiger. 

 

§ 16 
Ausschließung eines Gesellschafters/Abtretung 

 
(1) Tritt ein in der Person des Gesellschafters seine 

Ausschließung rechtfertigender wichtiger Grund 
ein, insbesondere: 
 
Verstoß gegen ein im Gesellschaftsvertrag geregel-
tes Wettbewerbsverbot; 

 
Eröffnung des Konkurs-, Liquidations- oder Ver-
gleichsverfahrens über das Vermögen eines Ge-
sellschafters oder Ablehnung eines solchen Verfah-
rens mangels Masse; 

 
Pfändung von einem oder mehreren Geschäftsan-
teilen eines Gesellschafters aufgrund eines voll-
streckbaren Titels oder Betreibung der Pfandver-
wertung; 

 
so kann der Gesellschafter durch die Gesellschaf-
terversammlung aus der Gesellschaft ausge-
schlossen werden. Dies gilt auch dann, wenn die 
genannten Gründe im Zeitpunkt der Ausschließung 
nicht mehr vorliegen. 

 
(2) Der Ausschließungsbeschluss der Gesellschafter-

versammlung bedarf der einfachen Mehrheit; der 
von der Ausschließung betroffene Gesellschafter 
hat bei diesem Beschluss kein Stimmrecht. Seine 
Stimmen bleiben bei der Berechnung der erforder-
lichen Mehrheit außer Betracht. Die Ausschließung 
erfolgt, wenn die Gesellschafterversammlung oder 
die Geschäftsführung nichts anderes bestimmt, mit 
Wirkung des Tages, an dem eines der in Absatz 1 
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benannten Ereignisse in der Person des Gesell-
schafters eintritt. Die Ausschließung wird mit Zu-
gang des Ausschließungsbeschlusses an den be-
troffenen Gesellschafter wirksam, unabhängig da-
von, ob eine Einigung über die Höhe gerichtlich 
festgestellt worden ist. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung beschließt zu-

gleich mit dem Ausschließungsbeschluss, in wel-
chem Verhältnis die Geschäftsanteile des betroffe-
nen Gesellschafters auf die verbleibenden Gesell-
schafter oder Dritte übertragen werden. Werden die 
Geschäftsanteile des betroffenen Gesellschafters 
auf die verbleibenden Gesellschafter übertragen, 
so treten diese mit der Bekanntgabe des Aus-
schließungsbeschlusses in die Gesellschafterstel-
lung des betroffenen Gesellschafters ein, es sei 
denn, ein Gesellschafter widerspricht bei der Be-
schlussfassung über die Ausschließung zu Proto-
koll der Gesellschafterversammlung der Übernah-
me des Geschäftsanteils. 

 
In diesem Fall tritt/treten der verbleibende Gesell-
schafter/die verbleibenden Gesellschafter auch in 
die dem nicht zur Übernahme bereiten verbleiben-
den Gesellschafter ansonsten zugewiesene Ge-
sellschafterstellung ein. 

 
(4) Werden die Geschäftsanteile auf Dritte übertragen, 

so treten diese mit Abgabe der Übernahmeerklä-
rung in die Gesellschafterstellung ein; wird die 
Übernahmeerklärung nicht innerhalb einer Woche 
abgegeben, so treten die verbleibenden Gesell-
schafter im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile in die 
Gesellschafterstellung des betroffenen Gesell-
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schafters ein. 
 
(5) Sofern nicht Dritte in die Stellung des betroffenen 

ausgeschlossenen Gesellschafters eintreten, be-
darf es keiner gesonderten Übernahmeerklärung. 

 
(6) Der durch Ausschließungsbeschluss ausscheiden-

de Gesellschafter hat gegen den/die neuen Gesell-
schafter, der/die seinen Anteil übernimmt / über-
nehmen, einen Abfindungsanspruch in Höhe sei-
nes Anteils am fiktiven Liquidationswert der Gesell-
schaft. Der Anspruch richtet sich gegen den oder 
die übernehmenden Gesellschafter jeweils im Ver-
hältnis der von ihnen übernommenen Anteile. So-
fern keine Einigung zwischen dem/den ausschei-
denden Gesellschaftern innerhalb einer angemes-
senen Frist von sechs Monaten über den Liquidati-
onswert erreicht werden kann, stellt der Abschluss-
prüfer der Gesellschaft diesen abschließend fest. 
Die Kosten dieser Feststellung trägt der ausschei-
dende Gesellschafter. 

 
(7) Steht ein Geschäftsanteil mehreren Gesellschaf-

tern gemeinschaftlich zu, so genügt es, wenn ein 
Ausschließungsgrund in der Person eines der Mit-
gesellschafter vorliegt oder vorlag. Die Gesellschaft 
oder die Gesellschaft er können bei Pfändung 
eines Geschäftsanteils jederzeit den vollstrecken-
den Gläubiger befriedigen. Der betroffene Gesell-
schafter darf der Befriedigung nicht widersprechen, 
er muss sich das zur Befriedigung des vollstre-
ckenden Gläubigers Aufgewendete auf seinen Ent-
geltanspruch anrechnen lassen. Im Übrigen gelten 
die vorstehenden Ziffern entsprechend. 
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§ 16a 
Schiedsgericht 

 
Über alle Streitigkeiten zwischen den Gesellschaftern 
und zwischen der Gesellschaft und Gesellschaftern, 
welche diesen Vertrag, das Gesellschaftsverhältnis 
oder die Gesellschaft betreffen, entscheidet, soweit 
nicht zwingendes Recht entgegensteht, unter Aus-
schluss des ordentlichen Rechtswegs, ein Schiedsge-
richt aufgrund eines in gesonderter Urkunde abge-
schlossenen Schiedsvertrages. 

 

  

§ 17 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine 
künftig in ihn aufgenommene Bestimmung ganz oder 
teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder 
werden, so bleibt die Gültigkeit der übrigen Bestim-
mungen hiervon unberührt. Das gleiche gilt, falls sich 
herausstellen sollte, dass der Vertrag eine Rege-
lungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen oder 
undurchführbaren Bestimmungen oder zur Ausfüllung 
der Regelungslücke soll dann eine angemessene 
Regelung gelten, die dem am nächsten kommt, was 
die Gesellschafter gewollt hätten, wenn sie die Un-
wirksamkeit, Undurchführbarkeit oder Lückenhaf-
tigkeit gekannt hätten. 

 

§ 17 
Einziehung 

 
(1) Unbeschadet der Ausschließung gem. § 16 ist die 

Einziehung von Geschäftsanteilen mit Zustimmung 
des betroffenen Gesellschafters jederzeit zulässig; 
der Zustimmung des betroffenen Gesellschafters 
bedarf es nicht in den Fällen des § 16 Abs. 1 die-
ses Vertrages. 

 
(2) Die Regelungen des § 16 Abs. 2 bis 7 gelten ent-

sprechend. 
 

 

§ 18 
Gründungskosten 

 
Die Kosten der Beurkundung des Gesellschaftsver-
trages, der Anmeldung der Gesellschaft beim Han-

§18 
Bekanntmachungen 

 
(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 

nur im elektronischen Bundesanzeiger für die 
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delsregister und der Eintragung im Handelsregister 
trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag von DM 
10.000,00; etwa darüber hinausgehende Gründungs-
kosten trägt die Gesellschafterin. 

 

Bundesrepublik Deutschland. 
 
(2) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- 

und Auslegungsvorschriften des § 108 Abs. 3 Nr. 
1c GO NRW. 

 

 § 19 
Schiedsgericht 

 
Über alle Streitigkeiten zwischen den Gesellschaftern 
und zwischen der Gesellschaft und Gesellschaftern, 
welche diesen Vertrag, das Gesellschaftsverhältnis 
oder die Gesellschaft betreffen, entscheidet, soweit 
nicht zwingendes Recht entgegensteht, unter Aus-
schluss des ordentlichen Rechtswegs, ein Schiedsge-
richt aufgrund eines in gesonderter Urkunde abge-
schlossenen Schiedsvertrages. 

 

 

 § 20 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine 
künftig in ihn aufgenommene Bestimmung ganz oder 
teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder 
werden, so bleibt die Gültigkeit der übrigen Bestim-
mungen hiervon unberührt. Das gleiche gilt, falls sich 
herausstellen sollte, dass der Vertrag eine Rege-
lungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen oder 
undurchführbaren Bestimmungen oder zur Ausfüllung 
der Regelungslücke soll dann eine angemessene 
Regelung gelten, die dem am nächsten kommt, was 
die Gesellschafter gewollt hätten, wenn sie die Un-
wirksamkeit, Undurchführbarkeit oder Lückenhaf-
tigkeit gekannt hätten. 
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 § 21 
Gründungskosten 

 
Die Kosten der Beurkundung des Gesellschaftsver-
trages, der Anmeldung der Gesellschaft beim Han-
delsregister und der Eintragung im Handelsregister 
trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag von DM 
10.000,00; etwa darüber hinausgehende Gründungs-
kosten trägt die Gesellschafterin. 
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Gesellschaftsvertrag der STEAG Energy Services GmbH  

Gesellschaftsvertrag vom 19.05.2011 - Neufassung - Bemerkungen 

§ 1 
Firma, Sitz, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 
 
 STEAG Energy Services GmbH. 
 
(2)  Der Sitz der Gesellschaft ist Essen. 
 
(3)  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 1 
Firma, Sitz, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 
 

STEAG Energy Services GmbH. 
 
(2)  Der Sitz der Gesellschaft ist Essen. 
 
(3)  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

- unverändert - 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entwick-

lung, Zurverfügungstellung und Durchführung von 
Dienst- und Ingenieurleistungen, IT- und Kommu-
nikationsdienstleistungen jeglicher Art sowie Be-
schaffung, Lieferung und/oder Installation von 
Komponenten und Anlagen für Energieerzeu-
gungs- und Industrieanlagen, Ver- und Entsor-
gungsanlagen, insgesamt einschließlich zugehö-
riger Gewerke und Nebenanlagen, sowie die 
Entwicklung, Herstellung und der Handel mit IT-
und Kommunikationssystemen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an ähnlichen 

oder gleichen Unternehmen zu beteiligen, Toch-
tergesellschaften sowie Zweigniederlassungen im 
In- und Ausland zu errichten, sich an Abnehmern 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entwick-

lung, Zurverfügungstellung und Durchführung von 
Dienst- und Ingenieurleistungen, IT- und Kommu-
nikationsdienstleistungen sowie Beschaffung, Lie-
ferung und/oder Installation von Komponenten 
und Anlagen für Energieerzeugungs- und Indust-
rieanlagen, Ver- und Entsorgungsanlagen, insge-
samt einschließlich zugehöriger Gewerke und 
Nebenanlagen, sowie die Entwicklung, Herstel-
lung und der Handel mit IT-und Kommunikations-
systemen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an ähnlichen 

oder gleichen Unternehmen zu beteiligen, Toch-
tergesellschaften sowie Zweigniederlassungen im 
In- und Ausland zu errichten, sich an Abnehmern 
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der vorgenannten Dienstleistungen zu beteiligen 
sowie alle Geschäfte zu betreiben, die dem Ge-
sellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu 
dienen bestimmt sind. 

 
 

der vorgenannten Dienstleistungen zu beteiligen 
sowie alle Geschäfte zu betreiben, die dem Ge-
sellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu 
dienen bestimmt sind. 

 
(3) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirt-

schaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 GO NRW 
zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu füh-
ren, dass der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt 
wird. 

 

§ 3 
Dauer der Gesellschaft 

 
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit ge-

schlossen. 
 
(2) Jeder Gesellschafter hat das Recht, die Gesell-

schaft mit einer Frist von sechs Monaten zum 
Jahresende zu kündigen. 

 

§ 3 
Dauer der Gesellschaft 

 
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit ge-

schlossen. 
 
(2) Jeder Gesellschafter hat das Recht, die Gesell-

schaft mit einer Frist von sechs Monaten zum 
Jahresende zu kündigen. 

 

- unverändert - 

§ 4 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt Euro 
7.700.000,00 (in Worten: Euro Siebenmillionensie-
benhunderttausend). 

 

§ 4 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt Euro 
7.700.000,00 (in Worten: Euro Siebenmillionensie-
benhunderttausend). 

 

- unverändert - 

§ 5 
Geschäftsführung und Vertretung 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-

§ 5 
Geschäftsführung und Vertretung 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-

- unverändert - 
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schäftsführer. Sie werden durch die Gesellschaf-
terversammlung bestellt. 

 
(2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die 

Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer gemein-
schaftlich oder durch einen Geschäftsführer in 
Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 

 
(3) Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt er 

die Gesellschaft allein. 
 
(4)  Die Geschäftsführer sind verpflichtet, für diejeni-

gen Maßnahmen die vorherige Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung einzuholen, die in der 
Geschäftsordnung für die Geschäftsführer oder 
durch Beschluss der Gesellschafter als solche de-
finiert sind. 

 

schäftsführer. Sie werden durch die Gesellschaf-
terversammlung bestellt. 

 
(2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die 

Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer gemein-
schaftlich oder durch einen Geschäftsführer in 
Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 

 
(3) Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt er 

die Gesellschaft allein. 
 
(4)  Die Geschäftsführer sind verpflichtet, für diejeni-

gen Maßnahmen die vorherige Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung einzuholen, die in der 
Geschäftsordnung für die Geschäftsführer oder 
durch Beschluss der Gesellschafter als solche de-
finiert sind. 

 

§ 6 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung wird von der Ge-

schäftsführung mindestens einmal jährlich einbe-
rufen. 

 
(2) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfä-

hig, wenn die Mehrheit der Gesellschafter an der 
Beschlussfassung teilnimmt. 

 
(3) Je Euro 500,00 Geschäftsanteil gewähren ein 

Stimme. 
 
(4) Die Beschlüsse der Gesellschaft werden, sofern 

§ 6 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung wird von der Ge-

schäftsführung mindestens einmal jährlich einbe-
rufen. 

 
(2) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfä-

hig, wenn die Mehrheit der Gesellschafter an der 
Beschlussfassung teilnimmt. 

 
(3) Je Euro 500,00 Geschäftsanteil gewähren ein 

Stimme. 
 
(4) Die Beschlüsse der Gesellschaft werden, sofern 
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nicht zwingend gesetzliche Vorschriften oder die-
se Satzung etwas anderes vorsehen, mit einfa-
cher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-
fasst. 

 
(5)  Schriftliche oder fernschriftliche Beschlussfas-

sung sowie die Beschlussfassung mittels elektro-
nischer Medien ist zulässig, wenn alle Gesell-
schafter zustimmen. 

nicht zwingend gesetzliche Vorschriften oder die-
se Satzung etwas anderes vorsehen, mit einfa-
cher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-
fasst. 

 
(5)  Schriftliche oder fernschriftliche Beschlussfas-

sung sowie die Beschlussfassung mittels elektro-
nischer Medien ist zulässig, wenn alle Gesell-
schafter zustimmen. 

 

§ 7 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat, auf den die 

Bestimmungen des Aktiengesetzes keine Anwen-
dung finden. Der Beirat hat die Aufgabe, die Ge-
schäftsführung zu beraten und zu unterstützen. 

 
(2) Der Beirat besteht aus mindestens sechs Mitglie-

dern, die von der Gesellschafterversammlung 
gewählt und abberufen werden. Die Gesellschaf-
terversammlung bestimmt auch den Vorsitzenden 
des Beirats. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7 
Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist zuständig für 

die Entscheidungen über die ihr nach diesem Ge-
sellschaftsvertrag und dem Gesetz obliegenden 
Angelegenheiten. 

 
(2) Insbesondere hat die Gesellschafterversammlung 

über folgende Angelegenheiten Beschluss zu fas-
sen: 

 
a) die Feststellung des Jahresabschlusses, 

 
b) die Verwendung des Jahresüberschusses 

nach Verrechnung eventueller Gewinn- oder 
Verlustvorträge aus Vorjahren, 

 
c) die Bestellung, Abberufung und Entlastung 

der Geschäftsführung, 
 

d) die Wahl des Abschlussprüfers, 
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(3) Die Amtszeit des Beirats endet mit dem Ablauf 

der vierten auf die Wahl folgenden ordentlichen 
Gesellschafterversammlung. Scheidet ein Mitglied 
des Beirats vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem 
Beirat aus, so ist in angemessener Frist eine Er-
satzwahl vorzunehmen. Die Ersatzwahl erfolgt für 
den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mit-
glieds. 

 
(4) Der Beirat tritt in der Regel zweimal im Kalender-

jahr zusammen.  
 
(5) Umfang und Art der Berichtspflicht gegenüber 

e) den Wirtschaftsplan, 
 
f) die Wahl und Abberufung der Beiratsmitglie-

der, 
 
g) Gründung, Erwerb und Veräußerung von Un-

ternehmen und Beteiligungen, 
 
h) die Zustimmung zu Abschluss, Änderung und 

Beendigung von Unternehmensverträgen im 
Sinne des Aktienrechts, insbesondere von 
Ergebnisabführungsverträgen, 

 
i) die Änderung des Gesellschaftsvertrages 

einschließlich Kapitalerhöhungen oder           
-herabsetzungen, 

 
j) sämtliche Geschäfte, Rechtshandlungen und 

Angelegenheiten, die sich die Gesellschafter-
versammlung zur Entscheidung vorbehält. 

 
(3) Der Beschlussfassung durch die Gesellschafter-

versammlung unterliegen auch Stimmabgaben, 
Zustimmungen, Weisungen und Beschlussfas-
sungen, an denen die Gesellschaft in ihrer Eigen-
schaft als Gesellschafterin bei Beteiligungsgesell-
schaften mitzuwirken hat. 
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dem Beirat werden vom Vorsitzenden der Ge-
schäftsführung festgelegt. 

 
(6) Die Sitzungen des Beirats werden durch den Vor-

sitzenden oder den von ihm benannten Vertreter 
unter Angabe der Tagesordnung, des Versamm-
lungsortes und der Zeit einberufen. Die Einberu-
fung soll spätestens drei Wochen vor der Sitzung 
erfolgen. 
 

(7) Der Beirat fasst seine Beschlüsse mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Schriftliche oder fernschriftli-
che Beschlussfassungen sowie die Beschlussfas-
sung mittels elektronischer Medien sind zulässig. 
Auf den Vorsitzenden des Beirats entfallen zwei 
Stimmen. 

 
(8) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens 

drei Mitglieder, darunter der Vorsitzende, anwe-
send sind. 

 
(9) Jedes Mitglied des Beirats ist berechtigt, sich im 

Falle seiner Verhinderung durch ein anderes, 
hierzu schriftlich bevollmächtigtes Mitglied vertre-
ten zu lassen. Dies gilt auch für den Vorsitzen-
den, dessen benannter Vertreter übernimmt die 
Aufgaben des Vorsitzenden. 

 
(10) Über die Sitzungen des Beirats sind Niederschrif-

ten anzufertigen, die vom Vorsitzenden zu unter-
zeichnen sind. 

 
(11) Die Mitglieder des Beirats erhalten eine ange-

messene Vergütung, deren Höhe jeweils von der 
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Gesellschafterversammlung festgesetzt wird. 
 

§ 8 
Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

 
(1) Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei Mo-

naten nach Ablauf eines Geschäftsjahres den 
Jahresabschluss aufzustellen. Der Jahresab-
schluss ist von einem Wirtschaftsprüfer zu prüfen, 
der von der Gesellschafterversammlung gewählt 
wird. Nach der Prüfung hat die Geschäftsführung 
den Jahresabschluss und den Prüfungsbericht 
des Abschlussprüfers der Gesellschafterver-
sammlung vorzulegen. 

 
(2) Die ordentliche Gesellschafterversammlung be-

schließt alljährlich in den ersten sechs Monaten 
des Geschäftsjahres über die Feststellung des 
Jahresabschlusses, die Gewinnverwendung und 
über die Entlastung der Geschäftsführer. 

 
(3) Die Gesellschafter können beschließen, das Jah-

resergebnis ganz oder teilweise in Gewinnrückla-
gen einzustellen oder als Gewinn vorzutragen. Im 
Übrigen ist das Jahresergebnis an die Gesell-
schafter auszuschütten. 

 

§ 8 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat, auf den die 

Bestimmungen des Aktiengesetzes keine Anwen-
dung finden. Der Beirat hat die Aufgabe, die Ge-
schäftsführung zu beraten und zu unterstützen. 

 
 
 
 
 
 
(2) Der Beirat besteht aus mindestens sechs Mitglie-

dern, die von der Gesellschafterversammlung 
gewählt und abberufen werden. Die Gesellschaf-
terversammlung bestimmt auch den Vorsitzenden 
des Beirats. 

 
(3) Die Amtszeit des Beirats endet mit dem Ablauf 

der vierten auf die Wahl folgenden ordentlichen 
Gesellschafterversammlung. Scheidet ein Mitglied 
des Beirats vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem 
Beirat aus, so ist in angemessener Frist eine Er-
satzwahl vorzunehmen. Die Ersatzwahl erfolgt für 
den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mit-
glieds. 

 
(4) Der Beirat tritt in der Regel zweimal im Kalender-

jahr zusammen. 
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(5) Umfang und Art der Berichtspflicht gegenüber 
dem Beirat werden vom Vorsitzenden der Ge-
schäftsführung festgelegt. 

 
(6) Die Sitzungen des Beirats werden durch den Vor-

sitzenden oder den von ihm benannten Vertreter 
unter Angabe der Tagesordnung, des Versamm-
lungsortes und der Zeit einberufen. Die Einberu-
fung soll spätestens drei Wochen vor der Sitzung 
erfolgen. 
 

(7) Der Beirat fasst seine Beschlüsse mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Schriftliche oder fernschriftli-
che Beschlussfassungen sowie die Beschlussfas-
sung mittels elektronischer Medien sind zulässig. 
Auf den Vorsitzenden des Beirats entfallen zwei 
Stimmen. 

 
(8) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens 

drei Mitglieder, darunter der Vorsitzende, anwe-
send sind. 

 
(9) Jedes Mitglied des Beirats ist berechtigt, sich im 

Falle seiner Verhinderung durch ein anderes, 
hierzu schriftlich bevollmächtigtes Mitglied vertre-
ten zu lassen. Dies gilt auch für den Vorsitzen-
den, dessen benannter Vertreter übernimmt die 
Aufgaben des Vorsitzenden. 

 
(10) Über die Sitzungen des Beirats sind Niederschrif-

ten anzufertigen, die vom Vorsitzenden zu unter-
zeichnen sind. 

 
(11) Die Mitglieder des Beirats erhalten eine ange-
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messene Vergütung, deren Höhe jeweils von der 
Gesellschafterversammlung festgesetzt wird. 

 

§ 9 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechts-

unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die 
Gültigkeit des Vertrages selbst nicht berührt. 
Vielmehr soll die rechtsunwirksame Bestimmung 
durch eine andere, im wirtschaftlichen Erfolg ihr 
möglichst gleichkommende Regelung ersetzt 
werden. 

 
(2) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur 

im elektronischen Bundesanzeiger. 

§ 9 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafterver-

sammlung bis spätestens 30.11. eines jeden Jah-
res für das folgende Geschäftsjahr einen Wirt-
schaftsplan bestehend aus Erfolgsplan sowie In-
vestitions-, Finanzierungs- und Stellenplan (Jah-
resplanung) vorzulegen. 

 
 
(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die bevor-

stehenden fünf Jahre eine Strategiekonzeption 
sowie eine Wirtschaftsplanung, die den Rahmen 
sowie die Eckdaten für die Jahresplanung vorge-
ben, zu erstellen und der Gesellschafterversamm-
lung zur Kenntnisnahme vorzulegen. Jährlich ist 
der Gesellschafterversammlung über Änderungen 
und Abweichungen vom ursprünglich erarbeiteten 
mittelfristigen Plankonzept zu berichten. 

 

 

 § 10 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei Mo-

naten nach Ablauf eines Geschäftsjahres den 
Jahresabschluss sowie den Lagebericht aufzu-
stellen. Für die Aufstellung gelten die Vorschriften 
des HGB für große Kapitalgesellschaften, unab-
hängig von der tatsächlichen Größenklasse gem. 
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§ 267 HGB. 
 
(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die Prüfung ist 
entsprechend den für große Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie 
den Grundsätzen des § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) durchzufüh-
ren. Die den Mitgliedern der Geschäftsführung 
und des Beirates im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
gewährten Gesamtbezüge sind nach Maßgabe 
der GO NRW individualisiert im Anhang auszu-
weisen. 

 
(3) Nach Eingang des Prüfungsberichts hat die Ge-

schäftsführung den Jahresabschluss und den La-
gebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht 
unverzüglich der Gesellschafterversammlung zur 
Prüfung vorzulegen. 

 
(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberich-

tes hat die Geschäftsführung den Jahresab-
schluss, den Lagebericht und den Prüfungsbe-
richt den mittelbar beteiligten kommunalen Ge-
bietskörperschaften vorzulegen. 

 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- 

und Auslegungsvorschriften des § 108 Abs. 3 Nr. 
1c GO NRW. 
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 § 11 
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 

 
(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskör-

perschaften sind befugt, durch Beauftragte Ein-
sicht in den Betrieb sowie die Bücher und Schrif-
ten der Gesellschaft zu nehmen. Die Rechnungs-
prüfungsämter haben alle Prüfungsrechte nach § 
103 GO NRW und § 54 HGrG sowie den Rech-
nungsprüfungsordnungen der Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 ge-

nannten Kommunen verpflichtet, alle Angaben 
vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, die 
zur Erstellung des Gesamtabschlusses der Kom-
mune erforderlich sind. 

 

 

 § 12 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 
Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes NRW 
(LGG NRW) in der zum Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Gesellschaftsvertrages geltenden Fassung, 
dass für die Personalentwicklung und -förderung der 
Gesellschaft die Ziele des LGG NRW berücksichtigt 
werden. 

 

 

 § 13 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechts-

unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die 
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Gültigkeit des Vertrages selbst nicht berührt. 
Vielmehr soll die rechtsunwirksame Bestimmung 
durch eine andere, im wirtschaftlichen Erfolg ihr 
möglichst gleichkommende Regelung ersetzt 
werden. 

 
(2) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur 

im elektronischen Bundesanzeiger. 
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Gesellschaftsvertrag der STEAG Fernwärme GmbH 

Gesellschaftsvertrag vom 12.05.2011 - Neufassung - Bemerkungen 

§ 1 
 
 

Die Gesellschaft führt die Firma: 
 

 STEAG Fernwärme GmbH. 
 
 Sie hat ihren Sitz in Essen. 
 

§ 1 
Firma, Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma: 
 
 STEAG Fernwärme GmbH. 
 
(2) Sie hat ihren Sitz in Essen. 
 

 

§ 2 
 
 

Gegenstand des Unternehmens ist die Betätigung 
auf dem Gebiete der Energieversorgung, insbe-
sondere: 

 
a) die Erzeugung, die Beschaffung und der Vertrieb 

von Fernwärme, 
 
b) die Errichtung und der Betrieb von Fernwärme-

netzen und Fernwärmeverteilungsanlagen, 
 
c) die Errichtung und der Betrieb von Heizkraft- und 

Fernheizwerken und anderen Energieerzeu-
gungsanlagen, 

 
d) die Beschaffung von Brennstoffen und Emissi-

onsberechtigungen für Zwecke der Energieerzeu-
gung, 

 
e) die Übernahme von Geschäfts- und Betriebsfüh-

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Betätigung 

auf dem Gebiete der Fernwärmeversorgung und 
die Vornahme aller damit zusammenhängender 
Geschäfte. 
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rungen auf dem Gebiete der Fernwärmeversor-
gung, 

 
f) Dienstleistungen für Dritte im Zusammenhang mit 

Fernwärmeversorgung und den hierfür notwendi-
gen Anlagen, 

 
g) der Erwerb von Beteiligungen auf dem Gebiete 

der Fernwärmeversorgung und damit zusammen-
hängender Tätigkeiten, 

 
 sowie die Vornahme aller sonstigen damit zu-

sammenhängenden Geschäfte. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirt-

schaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 GO NRW 
zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu füh-
ren, dass der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt 
wird. 

 

§ 3 
 
 

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 
20.5000.000,00 (in Worten: EURO zwanzigmillionen-
fünfhunderttausend). 

 

§ 3 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 
20.5000.000,00 (in Worten: EURO Zwanzigmillionen-
fünfhunderttausend). 

 

 

§ 4 
 
 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Für die Zeit 
vom 01. Juli bis zum 31. Dezember 1973 wird ein 
Rumpfgeschäftsjahr eingelegt. 

 

§ 4 
Geschäftsjahr 

 
 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Für die Zeit 

vom 01. Juli bis zum 31. Dezember 1973 wird ein 
Rumpfgeschäftsjahr eingelegt. 
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§ 5 
 
 

 Die Gesellschaft hat folgende Organe: 
 
 a) Gesellschafterversammlung 
 b) Geschäftsführung 
 c) Beirat 
 

§ 5 
Organe der Gesellschaft 

 
 Die Gesellschaft hat folgende Organe: 

 
 a) Gesellschafterversammlung 
 b) Geschäftsführung 
 c) Beirat 
 

 

§ 6 
 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung bestellt die Ge-

schäftsführer und beruft sie ab. 
 
(2) Sind mehrere Geschäftsführer vorhanden, so wird 

die Gesellschaft gesetzlich vertreten durch zwei 
Geschäftsführer gemeinschaftlich oder durch ei-
nen Geschäftsführer in Gemeinschaft mit einem 
Prokuristen. 

 

§ 6 
Geschäftsführung und Vertretung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung bestellt die Ge-

schäftsführer und beruft sie ab. 
 
(2) Sind mehrere Geschäftsführer vorhanden, so wird 

die Gesellschaft gesetzlich vertreten durch zwei 
Geschäftsführer gemeinschaftlich oder durch ei-
nen Geschäftsführer in Gemeinschaft mit einem 
Prokuristen. 

 

 

 
 

§ 6a 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung wird von der Ge-

schäftsführung mindestens einmal jährlich einbe-
rufen. 

 
(2) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfä-

hig, wenn die Mehrheit der Gesellschafter an der 
Beschlussfassung teilnimmt. 

 
(3) Je Euro 500,00 Geschäftsanteil gewähren eine 

Stimme. 
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(4) Die Beschlüsse der Gesellschaft werden, sofern 
nicht zwingend gesetzliche Vorschriften oder die-
se Satzung etwas anderes vorsehen, mit einfa-
cher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-
fasst. 

 
(5) Schriftliche oder fernschriftliche Beschlussfas-

sung sowie die Beschlussfassung mittels elektro-
nischer Medien ist zulässig, wenn alle Gesell-
schafter zustimmen. 

 
 

§ 7 
 
 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat, auf den die 

Bestimmungen des Aktiengesetzes keine Anwen-
dung finden. Der Beirat besteht aus mindestens 
sechs Mitgliedern, die von der Gesellschafterver-
sammlung gewählt und abberufen werden. Die 
Gesellschafterversammlung bestimmt auch den 
Vorsitzenden und den/die stellvertretenden Vor-
sitzenden. Sind mehrere stellvertretende Vorsit-
zende bestimmt, vertreten sich diese gegenseitig. 
Der Beirat erhält eine Geschäftsordnung, die 
durch die Gesellschafterversammlung beschlos-
sen wird. 

 
(2) Die Amtszeit des Beirats endet mit dem Ablauf 

der vierten auf die Wahl folgenden ordentlichen 
Gesellschafterversammlung. Scheidet ein Mitglied 
des Beirats vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem 
Beirat aus, so ist in angemessener Frist eine Er-
satzwahl vorzunehmen. Die Ersatzwahl erfolgt für 

§ 7 
Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist zuständig für 

die Entscheidungen über die ihr nach diesem Ge-
sellschaftsvertrag und dem Gesetz obliegenden 
Angelegenheiten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Insbesondere hat die Gesellschafterversammlung 

über folgende Angelegenheiten Beschluss zu fas-
sen: 

 
 a)  die Feststellung des Jahresabschlusses, 
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den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mit-
glieds. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Der Beirat tritt in der Regel zweimal im Kalender-

jahr zusammen. 
 
 
 

 b) die Verwendung des Jahresüberschusses 
 nach Verrechnung eventueller Gewinn- oder 
 Verlustvorträge aus Vorjahren, 

 
 c) die Bestellung, Abberufung und Entlastung der 

 Geschäftsführung, 
 
 d) die Wahl des Abschlussprüfers, 
 
 e) den Wirtschaftsplan, 
 
 f) die Wahl und Abberufung der Beiratsmitglie-

der, 
 
 g) Gründung, Erwerb und Veräußerung von Un-

ternehmen und Beteiligungen, 
 
 h) die Zustimmung zu Abschluss, Änderung und 

Beendigung von Unternehmensverträgen im 
Sinne des Aktienrechts, insbesondere von Er-
gebnisabführungsverträgen, 

 
 i) die Änderung des Gesellschaftsvertrages ein-

schließlich Kapitalerhöhungen oder Kapital-
herabsetzungen, 

 
 j) sämtliche Geschäfte, Rechtshandlungen und 

Angelegenheiten, die sich die Gesellschafter-
versammlung zur Entscheidung vorbehält. 

 
(3) Der Beschlussfassung durch die Gesellschafter-

versammlung unterliegen auch Stimmabgaben, 
Zustimmungen, Weisungen und Beschlussfas-
sungen, an denen die Gesellschaft in ihrer Eigen-
schaft als Gesellschafterin bei Beteiligungsgesell-
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(4) Die Mitglieder des Beirats erhalten neben dem 

Ersatz ihrer Auslagen eine angemessene Vergü-
tung, deren Höhe jeweils von der Gesellschafter-
versammlung festgesetzt wird 

schaften mitzuwirken hat. 
 

§ 8 
 
 

 Die Gesellschafter können beschließen, das Jahres-
ergebnis ganz oder teilweise in Gewinnrücklagen ein-
zustellen oder als Gewinn vorzutragen. Im Übrigen ist 
das Jahresergebnis an die Gesellschafter auszu-
schütten. 

 

§ 8 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat, auf den die 

Bestimmungen des Aktiengesetzes keine Anwen-
dung finden. Der Beirat besteht aus mindestens 
sechs Mitgliedern, die von der Gesellschafterver-
sammlung gewählt und abberufen werden. Die 
Gesellschafterversammlung bestimmt auch den 
Vorsitzenden und den/die stellvertretenden Vor-
sitzenden. Sind mehrere stellvertretende Vorsit-
zende bestimmt, vertreten sich diese gegenseitig. 
Der Beirat erhält eine Geschäftsordnung, die 
durch die Gesellschafterversammlung beschlos-
sen wird. 

 
(2) Die Amtszeit des Beirats endet mit dem Ablauf 

der vierten auf die Wahl folgenden ordentlichen 
Gesellschafterversammlung. Scheidet ein Mitglied 
des Beirats vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem 
Beirat aus, so ist in angemessener Frist eine Er-
satzwahl vorzunehmen. Die Ersatzwahl erfolgt für 
den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mit-
glieds. 

 
(3) Der Beirat tritt in der Regel zweimal im Kalender-

jahr zusammen. 
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(4) Die Mitglieder des Beirats erhalten neben dem 
Ersatz ihrer Auslagen eine angemessene Vergü-
tung, deren Höhe jeweils von der Gesellschafter-
versammlung festgesetzt wird. 

 

 § 9 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafterver-

sammlung bis spätestens 30.11. eines jeden Jah-
res für das folgende Geschäftsjahr einen Wirt-
schaftsplan bestehend aus Erfolgsplan sowie In-
vestitions-, Finanzierungs- und Stellenplan (Jah-
resplanung) vorzulegen. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die beste-

henden fünf Jahre eine Strategiekonzeption sowie 
eine Wirtschaftsplanung, die den Rahmen sowie 
die Eckdaten für die Jahresplanung vorgeben, zu 
erstellen und der Gesellschafterversammlung zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Jährlich ist der Ge-
sellschafterversammlung über Änderungen und 
Abweichungen vom ursprünglich erarbeiteten mit-
telfristigen Plankonzept zu berichten. 

 

 

 § 10 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei Mo-

naten nach Ablauf eines Geschäftsjahres den 
Jahresabschluss sowie den Lagebericht aufzu-
stellen. Für die Aufstellung gelten die Vorschriften 
des HGB für große Kapitalgesellschaften, unab-
hängig von der tatsächlichen Größenklasse gem. 
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§ 267 HGB. 
 
(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die Prüfung ist 
entsprechend den für große Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie 
den Grundsätzen des § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) durchzufüh-
ren. Die den Mitgliedern der Geschäftsführung 
und des Beirates im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
gewährten Gesamtbezüge sind nach Maßgabe 
der GO NRW individualisiert im Anhang auszu-
weisen. 

 
(3) Nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die Ge-

schäftsführung den Jahresabschluss und den La-
gebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht 
unverzüglich der Gesellschafterversammlung zur 
Prüfung vorzulegen. 

 
(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberich-

tes hat die Geschäftsführung den Jahresab-
schluss, den Lagebericht und den Prüfungsbe-
richt den mittelbar beteiligten kommunalen Ge-
bietskörperschaften vorzulegen. 

 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- 

und Auslegungsvorschriften des § 108 Abs. 3 Nr. 
1c GO NRW. 
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 § 11 
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 

 
(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebietskör-

perschaften durch Beauftragte Einsicht in den Be-
trieb sowie die Bücher und Schriften der Gesell-
schaft zu nehmen. Die Rechnungsprüfungsämter 
haben alle Prüfungsrechte nach § 103 GO NRW 
und § 54 HGrG sowie den Rechnungsprüfungs-
ordnungen der Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 ge-

nannten Kommunen verpflichtet, alle Angaben 
vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, die 
zur Erstellung des Gesamtabschlusses der Kom-
mune erforderlich sind. 

 

 

 § 12 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
 Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 

Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes NRW 
(LGG NRW) in der zum Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Gesellschaftsvertrages geltenden Fassung, 
dass für die Personalentwicklung und -förderung der 
Gesellschaft die Ziele des LGG NRW berücksichtigt 
werden. 
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Gesellschaftsvertrag der STEAG New Energies GmbH 

Gesellschaftsvertrag vom 19.05.2011 - Neufassung - Bemerkungen 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
 
 STEAG New Energies GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Saarbrücken. 
 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
 
 STEAG New Energies GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Saarbrücken. 
 

- unverändert - 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind Planung, 

Errichtung und Betrieb von Energieerzeugungs-
anlagen, die Vermarktung von Energie, Rest-
stoffen und Energieträgern, insbesondere auf 
dem Gebiet der regenerativen Energien, ein-
schließlich Beschaffung und Transport von lei-
tungsgebundenen und sonstigen Energieträgern 
sowie das Führen und Betreiben der erforderli-
chen Anlagen und die Durchführung hiermit ver-
bundener Dienstleistungen, insbesondere Inge-
nieurleistungen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und 

Maßnahmen berechtigt, die geeignet sind, dem 
Gegenstand des Unternehmens zu dienen. 

 
(3) Die Gesellschaft kann diese Tätigkeiten selbst 

ausführen oder durch Unternehmen ausführen 
lassen, an denen sie unmittelbar oder mittelbar 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind Planung, 

Errichtung und Betrieb von Energieerzeugungs-
anlagen, die Vermarktung von Energie, Rest-
stoffen und Energieträgern, insbesondere auf 
dem Gebiet der regenerativen Energien, ein-
schließlich Beschaffung und Transport von lei-
tungsgebundenen und sonstigen Energieträgern 
sowie das Führen und Betreiben der erforderli-
chen Anlagen und die Durchführung hiermit ver-
bundener Dienstleistungen, insbesondere Inge-
nieurleistungen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und 

Maßnahmen berechtigt, die geeignet sind, dem 
Gegenstand des Unternehmens zu dienen. 

 
(3) Die Gesellschaft kann diese Tätigkeiten selbst 

ausführen oder durch Unternehmen ausführen 
lassen, an denen sie unmittelbar oder mittelbar 

- unverändert - 
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beteiligt ist. Sie kann auch andere Unternehmen 
gleicher oder verwandter Art gründen, erwerben 
und sich an ihnen beteiligen sowie solche Un-
ternehmen leiten oder sich auf die Verwaltung 
der Beteiligung beschränken. Sie kann ihren Be-
trieb ganz oder teilweise in Unternehmen aus-
gliedern, an denen sie unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist. Sie ist berechtigt, Unternehmensver-
träge abzuschließen. Sie kann Zweigniederlas-
sungen errichten. 

 
 

beteiligt ist. Sie kann auch andere Unternehmen 
gleicher oder verwandter Art gründen, erwerben 
und sich an ihnen beteiligen sowie solche Un-
ternehmen leiten oder sich auf die Verwaltung 
der Beteiligung beschränken. Sie kann ihren Be-
trieb ganz oder teilweise in Unternehmen aus-
gliedern, an denen sie unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist. Sie ist berechtigt, Unternehmensver-
träge abzuschließen. Sie kann Zweigniederlas-
sungen errichten. 

 
(4) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirt-

schaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 GO 
NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so 
zu führen, dass der öffentliche Zweck nachhaltig 
erfüllt wird. 

 

§ 3 
Stammkapital 

 
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 

5.050.000,00 (in Worten: Euro Fünfmillionen-
fünfzigtausend). 

 
(2) Von dem Stammkapital hat die Evonik Steag 

GmbH, Essen. einen Geschäftsanteil Nr. 1 im 
Nennbetrag von EUR 5.000.000,00, und die 
Geschäftsanteile Nrn. 2 und 3 im Nennbetrag 
von jeweils EUR 25.000,00 übernommen. 

 
(3) Die Stammeinlage auf den Geschäftsanteil Nr. 1 

hat die Evonik Steag GmbH im Rahmen einer 
Abspaltung zur Neugründung gemäß § 123 Abs. 
2 Nr. 2 UmwG geleistet, indem die Evonik New 
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- unverändert - 
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Energies GmbH, deren Umfirmierung im Zu-
sammenhang mit der Abspaltung durch die Ge-
sellschafterversammlung beschlossen wurde, 
Teile ihres Vermögens, nämlich den Teilbetrieb 
„Renewables" auf die Gesellschaft übertragen 
hat. 

 

Energies GmbH, deren Umfirmierung im Zu-
sammenhang mit der Abspaltung durch die Ge-
sellschafterversammlung beschlossen wurde, 
Teile ihres Vermögens, nämlich den Teilbetrieb 
„Renewables" auf die Gesellschaft übertragen 
hat. 

 

§ 4 
Übertragung, Teilung und Verpfändung von Ge-

schäftsanteilen 
 
(1) Verfügungen über Geschäftsanteile, insbeson-

dere die Übertragung, Teilung oder Verpfän-
dung von Geschäftsanteilen sowie die Bestel-
lung eines Nießbrauchs, bedürfen der Zustim-
mung der Gesellschafterversammlung. 

 
(2) Bei Übertragung von Geschäftsanteilen und bei 

Änderungen im Gesellschafterkreis eines Ge-
sellschafters ist der zur Übertragung stehende 
bzw. dem Gesellschafter gehörende Geschäfts-
anteil zuerst den anderen Gesellschaftern im 
Verhältnis ihrer Geschäftsanteile zur Übernah-
me anzubieten. Nimmt ein Gesellschafter das 
Angebot nicht an, ist es an die restlichen Ge-
sellschafter im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile 
gerichtet. Der angebotene Geschäftsanteil kann 
nur insgesamt übernommen werden. Lehnt ein 
Gesellschafter die Übernahme ab, darf er die 
Zustimmung nach Absatz 1 nicht ohne wichtigen 
Grund verweigern. 

 
(3) Für die Festsetzung des Übernahmepreises 

nach Absatz 2 erfolgt die Bewertung nach be-
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schafter im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile ge-
richtet. Der angebotene Geschäftsanteil kann 
nur insgesamt übernommen werden. Lehnt ein 
Gesellschafter die Übernahme ab, darf er die 
Zustimmung nach Absatz 1 nicht ohne wichtigen 
Grund verweigern. 

 
(3) Für die Festsetzung des Übernahmepreises 

nach Absatz 2 erfolgt die Bewertung nach be-

- unverändert - 



Seite 89 von 142 
 

triebswirtschaftlich allgemein anerkannten Be-
wertungsgrundsätzen für Beteiligungen an Han-
delsgesellschaften unter Berücksichtigung 
ernsthafter Kaufangebote Dritter. Sofern über 
die Höhe des Übernahmepreises keine Einigung 
erzielt wird, erfolgt die Bewertung durch einen 
gemeinsam zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer. 
Wird eine Einigung über die Person des Wirt-
schaftsprüfers nicht erzielt, werden die Gesell-
schafter den vom Präsidenten der Industrie- und 
Handelskammer in Essen vorgeschlagenen 
Wirtschaftsprüfer und dessen Bewertung aner-
kennen. Diese Kosten trägt die Gesellschaft. 

 
(4) Die vorstehenden Absätze 1 bis 3 gelten nicht 

für die Übertragung auf verbundene Unterneh-
men im Sinne der §§ 15 ff. AktG. Absatz 2 Satz 
1 gilt insbesondere nicht für den Fall, dass bei 
Veränderungen im Gesellschafterkreis an die 
Stelle des ursprünglichen Gesellschafters mit 
ihm verbundene Unternehmen im Sinne der §§ 
15 ff. AktG treten. 
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§ 5 
Geschäftsjahr 

 
(1) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Ka-

lenderjahr. 
 
(2) Für die Zeit von der Gründung bis zum Ende 

des Kalenderjahres, in dem die Gründung er-
folgt, wird ein Rumpfgeschäftsjahr eingelegt. 
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- unverändert - 
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§ 6 
Organe der Gesellschaft 

 
Organe der Gesellschaft sind: 

 
a) die Gesellschafterversammlung, 

 
b) die Geschäftsführung, 

 
c) der Aufsichtsrat. 

 

§ 6 
Organe der Gesellschaft 
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b) die Geschäftsführung, 

 
c) der Aufsichtsrat. 

 

- unverändert - 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist das oberste 

Organ der Gesellschaft. Sie ist mindestens ein-
mal jährlich einzuberufen, spätestens vier Mona-
te nach Schluss des Geschäftsjahres als ordent-
liche Gesellschafterversammlung, sowie stets 
dann, wenn ein Gesellschafter, der Aufsichtsrat 
oder die Geschäftsführung dies für erforderlich 
hält. 

 
(2) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäftsfüh-

rung mit einer Frist von 14 Tagen mittels einge-
schriebenen Briefes, wobei der Tag der Einla-
dung und der Tag der Versammlung nicht mit-
gezählt werden. Die Tagesordnung für eine Ge-
sellschafterversammlung sowie die Beratungs-
unterlagen, Entscheidungsvorlagen und Be-
schlussvorschläge sind so rechtzeitig zu über-
senden, dass sie den Gesellschaftern spätes-
tens zu Beginn der in Satz 1 genannten Frist 
vorliegen. Die Gesellschafter können auf die 
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tens zu Beginn der in Satz 1 genannten Frist 
vorliegen. Die Gesellschafter können auf die 
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Einhaltung der Formen und Fristen ganz oder 
teilweise verzichten. 

 
(3) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung 

führt der von ihr mit einfacher Mehrheit gewählte 
Vorsitzende bzw. im Falle seiner Verhinderung 
sein Stellvertreter, ansonsten eröffnet der an 
Lebensjahren älteste anwesende Gesellschaf-
tervertreter die Versammlung und lässt von die-
ser einen Versammlungsleiter wählen. 

 
(4) Neben den durch Gesetz zwingend vorge-

schriebenen und an anderer Stelle dieses Ge-
sellschaftsvertrages genannten Aufgaben ob-
liegt der Gesellschafterversammlung insbeson-
dere die Beschlussfassung über 

 
a) die Feststellung des Jahresabschlusses, 

 
b) die Verwendung des Jahresüberschusses 

nach Verrechnung eventueller Gewinn- 
oder Verlustvorträge aus Vorjahren, 

 
c) die Entlastung der Geschäftsführung und 

des Aufsichtsrates, 
 

d) die Wahl des Abschlussprüfers. 
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führt der von ihr mit einfacher Mehrheit gewählte 
Vorsitzende, ansonsten eröffnet der an Lebens-
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ratsmitglieder der Anteilseigner, 

 
g) die Entlastung des Aufsichtsrates, 
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Darüber hinaus kann sich die Gesellschafterver-
sammlung Entscheidungen über weitere Ge-
schäfte und Rechtshandlungen vorbehalten. 

 
 

h Gründung, Erwerb und Veräußerung von 
Unternehmen und Beteiligungen, 

 
i) die Zustimmung zu Abschluss, Änderung 

und Beendigung von Unternehmensver-
trägen im Sinne des Aktienrechts, insbe-
sondere von Ergebnisabführungsverträ-
gen, 

 
j) die Änderung des Gesellschaftsvertrages 

einschließlich Kapitalerhöhungen oder -
herabsetzungen, 

 
k) sämtliche Geschäfte, Rechtshandlungen 

und Angelegenheiten, die sich die Gesell-
schafterversammlung zur Entscheidung 
vorbehält. 

 
Der Beschlussfassung durch die Gesellschafter-
versammlung unterliegen auch Stimmabgaben, 
Zustimmungen, Weisungen und Beschlussfas-
sungen, an denen die Gesellschaft in ihrer Ei-
genschaft als Gesellschafterin bei Beteiligungs-
gesellschaften mitzuwirken hat. 

 

§ 8 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Ge-

sellschafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschluss-

fähig, wenn alle Gesellschafter ordnungsgemäß 
eingeladen wurden und mehr als 50 % des 
Stammkapitals vertreten sind. Ist die Versamm-
lung nicht beschlussfähig, so hat die Geschäfts-

§ 8 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Ge-

sellschafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfä-

hig, wenn alle Gesellschafter ordnungsgemäß 
eingeladen wurden und mehr als 50 % des 
Stammkapitals vertreten sind. Ist die Versamm-
lung nicht beschlussfähig, so hat die Geschäfts-

- unverändert - 
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führung innerhalb von vierzehn Tagen eine 
zweite Versammlung mit derselben Tagesord-
nung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die 
Zahl der vertretenen Stimmen beschlussfähig 
ist; hierauf muss in der Einladung hingewiesen 
werden. 

 
(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag oder 

gesetzliche Vorschriften nichts anderes be-
stimmt ist, fasst die Gesellschafterversammlung 
ihre Beschlüsse mit einfacher Stimmmehrheit. 
Je € 50,-- eines Geschäftsanteils gewähren eine 
Stimme. 

 
(3) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, fern-

schriftlichem oder telegrafischem Wege oder 
durch Telekopie oder mit üblichen elektroni-
schen Kommunikationsmitteln gefasst werden, 
sofern alle Gesellschafter mit diesem Verfahren 
einverstanden sind. 

 
(4) Über die Beschlussfassungen der Gesellschaf-

terversammlung sind entsprechende Nieder-
schriften aufzunehmen, die von dem Vorsitzen-
den der Versammlung bzw. bei schriftlicher Be-
schlussfassung von den Gesellschaftern zu un-
terzeichnen sind. 
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§ 9 
Aufsichtsrat 

 
(1)  Der Aufsichtsrat besteht aus 6 Mitgliedern. 
 
(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder dauert 

§ 9 
Aufsichtsrat 

 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 6 Mitgliedern. 
 
(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder dauert 

- unverändert - 
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bis zur Beendigung der Gesellschafterversamm-
lung, die über die Entlastung für das vierte Ge-
schäftsjahr nach Beginn der Amtszeit be-
schließt, sofern die Gesellschafterversammlung 
nicht eine kürzere Amtsdauer bestimmt. Das 
Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird 
hierbei nicht mitgezählt. Ergänzungswahlen er-
folgen für den Rest der Amtszeit eines ausge-
schiedenen Mitglieds. 

 
(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt 

jederzeit nach vorangegangener, an die Gesell-
schaft zu richtende Kündigung unter Einhaltung 
einer einmonatigen Kündigungsfrist zum Ende 
eines Monats niederlegen. 

 
(4) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsord-

nung geben und Ausschüsse einsetzen. 
 
(5) Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Ge-

schäftsführung im Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmung und dieses Gesellschaftsvertrages. 
Darüber hinaus werden seine Rechte und Pflich-
ten durch die Gesellschafterversammlung fest-
gesetzt. 

 
(6) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegen-

über den Geschäftsführern. Willenserklärungen 
des Aufsichtsrates sind im Namen des Auf-
sichtsrates von dem Vorsitzenden, im Falle sei-
ner Verhinderung von einem seiner Stellvertre-
ter abzugeben. 

 

bis zur Beendigung der Gesellschafterver-
sammlung, die über die Entlastung für das vier-
te Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit be-
schließt, sofern die Gesellschafterversammlung 
nicht eine kürzere Amtsdauer bestimmt. Das 
Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, 
wird hierbei nicht mitgezählt. Ergänzungswah-
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über den Geschäftsführern. Willenserklärungen 
des Aufsichtsrates sind im Namen des Auf-
sichtsrates von dem Vorsitzenden, im Falle sei-
ner Verhinderung von einem seiner Stellvertre-
ter abzugeben. 
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§ 10 
Vorsitz des Aufsichtsrates 

 
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer 
seiner Amtszeit einen Vorsitzenden und mindestens 
einen stellvertretenden Vorsitzenden. Scheidet der 
Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzender 
vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so hat der Aufsichts-
rat unverzüglich eine Ersatzwahl durchzuführen. 
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- unverändert - 

§ 11 
Einberufung des Aufsichtsrates 

 
(1) Aufsichtsratssitzungen sollen mindestens einmal 

in jedem Kalenderhalbjahr stattfinden. Sie sind 
außerdem einzuberufen, wenn ein Mitglied des 
Aufsichtsrates oder der Geschäftsführung es für 
erforderlich hält. 

 
(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden zu den Auf-

sichtsratssitzungen durch den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates mit einer Frist von 14 Tagen ein-
geladen. In dringenden Fällen kann der Vorsit-
zende die Frist abkürzen oder mündlich, fern-
mündlich, durch Telefax oder mittels elektroni-
scher Medien einberufen. Mit der Einladung sind 
die Gegenstände der Tagesordnung bekannt zu 
machen. Der Aufsichtsrat kann auf die Einhal-
tung der Formen und Fristen sowie auf die ge-
nannte Vorlage oder Teile davon verzichten. 

 

§ 11 
Einberufung des Aufsichtsrates 

 
(1) Aufsichtsratssitzungen sollen mindestens einmal 

in jedem Kalenderhalbjahr stattfinden. Sie sind 
außerdem einzuberufen, wenn ein Mitglied des 
Aufsichtsrates oder der Geschäftsführung es für 
erforderlich hält. 

 
(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden zu den Auf-

sichtsratssitzungen durch den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates mit einer Frist von 14 Tagen ein-
geladen. In dringenden Fällen kann der Vorsit-
zende die Frist abkürzen und mündlich, fern-
mündlich, durch Telefax oder mittels elektroni-
scher Medien einberufen. Mit der Einladung sind 
die Gegenstände der Tagesordnung bekannt zu 
machen. Der Aufsichtsrat kann auf die Einhal-
tung der Formen und Fristen sowie auf die ge-
nannte Vorlage oder Teile davon verzichten. 
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§ 12 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

 
(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle 

Aufsichtsratsmitglieder ordnungsgemäß einge-
laden wurden und mehr als die Hälfte der An-
zahl der Aufsichtsratsmitglieder anwesend ist. 
Dabei gilt ein nicht erschienenes Aufsichtsrats-
mitglied, das eine schriftliche Stimmabgabe 
überreichen lässt, insoweit als anwesend. Ist der 
Aufsichtsrat nicht beschlussfähig, so hat der 
Aufsichtsratsvorsitzende innerhalb von 14 Ta-
gen eine zweite Sitzung mit derselben Tages-
ordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Anwesenden beschlussfähig ist; 
hierauf muss in der Einladung hingewiesen wer-
den. 

 
(2) Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher Mehr-

heit der abgegebenen Stimmen; dabei hat jedes 
Aufsichtsratsmitglied eine Stimme. 

 
(3) Beschlüsse auf schriftlichem, fernschriftlichem, 

fernmündlichem oder telegrafischem Wege, 
durch Telefax oder mit üblichen elektronischen 
Kommunikationsmitteln durch jede Art einer 
Kombination der genannten Stimmabgabearten 
können nur erfolgen, wenn kein Aufsichtsrats-
mitglied diesem Verfahren widerspricht. 

 
(4) Über Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichts-

rats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom 
Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 

 
 

§ 12 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

 
(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle 

Aufsichtsratsmitglieder ordnungsgemäß einge-
laden wurden und mehr als die Hälfte der An-
zahl der Aufsichtsratsmitglieder anwesend ist. 
Dabei gilt ein nicht erschienenes Aufsichtsrats-
mitglied, das eine schriftliche Stimmabgabe 
überreichen lässt, insoweit als anwesend. Ist der 
Aufsichtsrat nicht beschlussfähig, so hat der 
Aufsichtsratsvorsitzende innerhalb von 14 Ta-
gen eine zweite Sitzung mit derselben Tages-
ordnung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Anwesenden beschlussfähig ist; 
hierauf muss in der Einladung hingewiesen wer-
den. 

 
(2) Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher Mehr-

heit der abgegebenen Stimmen; dabei hat jedes 
Aufsichtsratsmitglied eine Stimme. 

 
(3) Beschlüsse auf schriftlichem, fernschriftlichem, 

fernmündlichem oder telegrafischem Wege, 
durch Telefax oder mit üblichen elektronischen 
Kommunikationsmitteln durch jede Art einer 
Kombination der genannten Stimmabgabearten 
können nur erfolgen, wenn kein Aufsichtsrats-
mitglied diesem Verfahren widerspricht. 

 
(4) Über Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichts-

rats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom 
Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 

 

- unverändert - 
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§ 13 
Vergütung des Aufsichtsrates 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben 

dem Ersatz ihrer Auslagen eine jährliche Vergü-
tung, deren Höhe die Gesellschafterversamm-
lung festsetzt. Die auf die Vergütung entfallende 
Umsatzsteuer wird den Mitgliedern des Auf-
sichtsrates erstattet. 

 
(2) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, die stell-

vertretenden Vorsitzenden erhalten das Einein-
halbfache der in Absatz 1 genannten jährlichen 
Vergütung. 

 

§ 13 
Vergütung des Aufsichtsrates 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben 

dem Ersatz ihrer Auslagen eine jährliche Vergü-
tung, deren Höhe die Gesellschafterversamm-
lung festsetzt. Die auf die Vergütung entfallende 
Umsatzsteuer wird den Mitgliedern des Auf-
sichtsrates erstattet. 

 
(2) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, die stell-

vertretenden Vorsitzenden erhalten das Einein-
halbfache der in Absatz 1 genannten jährlichen 
Vergütung. 

 

- unverändert - 

§ 14 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat mindestens zwei Ge-

schäftsführer. 
 
(2) Die Geschäftsführer werden durch die Gesell-

schafterversammlung bestellt. Die Amtszeit der 
Geschäftsführer beträgt grundsätzlich drei Jah-
re. Die Gesellschafterversammlung kann eine 
andere Amtszeit bestimmen. Die Bestimmung 
des § 38 Abs. 1 des GmbH­Gesetzes wird 
dadurch nicht berührt. 

 
(3) Darüber hinaus soll die Gesellschafterversamm-

lung eine Geschäftsordnung für die Geschäfts-
führung beschließen 

 
(4) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Be-

§ 14 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat mindestens zwei Ge-

schäftsführer. 
 
(2) Die Geschäftsführer werden durch die Gesell-

schafterversammlung bestellt. Die Amtszeit der 
Geschäftsführer beträgt grundsätzlich drei Jah-
re. Die Gesellschafterversammlung kann eine 
andere Amtszeit bestimmen. Die Bestimmung 
des § 38 Abs. 1 des GmbH­Gesetzes wird 
dadurch nicht berührt. 

 
(3) Darüber hinaus soll die Gesellschafterversamm-

lung eine Geschäftsordnung für die Geschäfts-
führung beschließen 

 
(4) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Be-

- unverändert - 
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schluss der Gesellschafterversammlung Befrei-
ung von den Beschränkungen des § 181 BGB 
erteilt werden 

 
(5) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsfüh-

rer oder einen Geschäftsführer und einen Proku-
risten gemeinsam gesetzlich vertreten. 

 
(6) Für Beschlussfassungen der Geschäftsführung 

genügt, sofern durch eine Geschäftsordnung 
oder die Gesellschafterversammlung nichts an-
deres bestimmt wird, eine einfache Stimmen-
mehrheit. 

 
(7) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafter-

versammlung rechtzeitig, spätestens sechs Wo-
chen vor Beginn eines neuen Geschäftsjahres, 
einen Gesamtjahresplan, bestehend aus einem 
Ergebnis-, Bilanz- sowie Finanz- und Investiti-
onsplan, vorzulegen. 

 

schluss der Gesellschafterversammlung Befrei-
ung von den Beschränkungen des § 181 BGB 
erteilt werden 

 
(5) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsfüh-

rer oder einen Geschäftsführer und einen Proku-
risten gemeinsam gesetzlich vertreten. 

 
(6) Für Beschlussfassungen der Geschäftsführung 

genügt, sofern durch eine Geschäftsordnung 
oder die Gesellschafterversammlung nichts an-
deres bestimmt wird, eine einfache Stimmen-
mehrheit. 

 
(7) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafter-

versammlung rechtzeitig, spätestens sechs Wo-
chen vor Beginn eines neuen Geschäftsjahres, 
einen Gesamtjahresplan, bestehend aus einem 
Ergebnis-, Bilanz- sowie Finanz- und Investiti-
onsplan, vorzulegen. 

 

§ 15 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung be-

dürfen der vorherigen Zustimmung des Auf-
sichtsrates. Hierzu gehören insbesondere fol-
gende Geschäfte: 

 
a) Grundsätzliche Änderungen der Unter-

nehmens- oder Konzernorganisation; 
 

b) Erschließung neuer Geschäftsfelder oder 
Aufgabe von Geschäftsfeldern, soweit die-

§ 15 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung be-

dürfen der vorherigen Zustimmung des Auf-
sichtsrates. Hierzu gehören insbesondere fol-
gende Geschäfte: 

 
a) Grundsätzliche Änderungen der Unter-

nehmens- oder Konzernorganisation; 
 

b) Erschließung neuer Geschäftsfelder oder 
Aufgabe von Geschäftsfeldern, soweit die-

 
*Aufgrund gemeinderechtli-
cher Vorgaben wurde diese 
Zuständigkeit im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens auf 
die Gesellschafterversamm-
lung verlagert (s. § 7 Abs. 4). 
Um den paritätisch besetzten 
Aufsichtsrat nicht in seinen 
Mitbestimmungsmöglichkeiten 
zu beschneiden, hat die 
STEAG GmbH nachträglich 
darum gebeten, die Zustim-
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se Maßnahmen von wesentlicher oder 
grundsätzlicher Bedeutung sind; 

 
c) Festlegung des jährlichen Finanz-, Investi-

tions-, Ergebnis-, Bilanz- und Personal-
plans, der auch die verbundenen Unter-
nehmen umfasst, sowie Investitionen, so-
weit sie im Einzelfall Euro 5.000.000,00 
übersteigen und nicht im jährlichen Fi-
nanz- und Investitionsplan als Einzelpro-
jekt enthalten sind; 

 
d) Erwerb und Veräußerung jeder Art von 

Anteilsrechten an anderen Unternehmen, 
Gründung und Auflösung von anderen Un-
ternehmungen sowie Kapitalerhöhungen 
und -herabsetzungen von mehr als Euro 
5.000.000,00 im Einzel- bzw. Geschäfts-
wert und die Errichtung und Auflösung von 
Zweigniederlassungen; 

 
e) Erwerb Veräußerung oder Belastung von 

Grundstücken, grundstücksgleichen Rech-
ten und Rechten an Grundstücken, sofern 
der Betrag im Einzelfall Euro 5.000.000,00 
übersteigt 

 
Kredite, Bürgschaften, Garantien 

 
f) Aufnahme von Krediten, deren Betrag im 

Einzelfall Euro 15.000.000,00 übersteigt 
oder deren Laufzeit über zwei Jahre hin-
ausgeht, wenn der Betrag Euro 
5.000.000,00 übersteigt, ferner die Auf-
nahme von Anleihen; 

se Maßnahmen von wesentlicher oder 
grundsätzlicher Bedeutung sind; 

 
c) Investitionen, soweit sie im Einzelfall Euro 

5.000.000,00 übersteigen und nicht in der 
Wirtschaftsplanung als Einzelprojekt ent-
halten sind; 

 
 
 
 
 

d) Erwerb und Veräußerung jeder Art von 
Anteilsrechten an anderen Unternehmen, 
Gründung und Auflösung von anderen Un-
ternehmungen sowie Kapitalerhöhungen 
und -herabsetzungen von mehr als Euro 
5.000.000,00 im Einzel- bzw. Geschäfts-
wert und die Errichtung und Auflösung von 
Zweigniederlassungen; * 

 
e) Erwerb Veräußerung oder Belastung von 

Grundstücken, grundstücksgleichen Rech-
ten und Rechten an Grundstücken, sofern 
der Betrag im Einzelfall Euro 5.000.000,00 
übersteigt 

 
Kredite, Bürgschaften, Garantien 
 

f) Aufnahme von Krediten, deren Betrag 
im Einzelfall Euro 15.000.000,00 über-
steigt oder deren Laufzeit über zwei 
Jahre hinausgeht, wenn der Betrag Eu-
ro 5.000.000,00 übersteigt, ferner die 
Aufnahme von Anleihen; 

mungspflicht beim Aufsichts-
rat wieder aufzunehmen und 
somit eine Doppelzuständig-
keit von Gesellschafterver-
sammlung und Aufsichtsrat zu 
begründen. Als oberstes Or-
gan der GmbH hat die Ge-
sellschafterversammlung aber 
(im Einklang mit der Gemein-
deordnung Nordrhein Westfa-
len) das Letztentscheidungs-
recht. 
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g) Gewährung von Darlehen und sonstigen 

Krediten außerhalb des üblichen Ge-
schäftsverkehrs; 

 
h) Übernahme von Bürgschaften, Garantien 

und ähnlichen Haftungen außerhalb des 
üblichen Geschäftsverkehrs; 

 
Verträge 

 
i) Abschluss von Miet- oder Pachtverträgen 

mit einem Miet- oder Pachtzins von mehr 
als Euro 10.000.000,00 jährlich oder einer 
Vertragsdauer von mehr als drei Jahren 
und einem jährlichen Miet- oder Pachtzins 
von mehr als Euro 3.000.000,00; 

 
j) Abschluss, Änderung und Aufhebung von 

Unternehmensverträgen; 
 

k) sonstige Verträge und Geschäfte außer-
halb des üblichen Geschäftsbetriebes mit 
einem Geschäftswert von mehr als Euro 
5.000.000,00; 

 
Personalentscheidungen 

 
l) Erteilung von Generalvollmachten und 

Prokuren; 
 

Beteiligungsgesellschaften 
 

m) Beschlussfassungen, die die Gesellschaft 
in ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin 

 
g) Gewährung von Darlehen und sonstigen 

Krediten außerhalb des üblichen Ge-
schäftsverkehrs; 

 
h) Übernahme von Bürgschaften, Garantien 

und ähnlichen Haftungen außerhalb des 
üblichen Geschäftsverkehrs; 

 
Verträge 

 
i) Abschluss von Miet- oder Pachtverträgen 

mit einem Miet- oder Pachtzins von mehr 
als Euro 10.000.000,00 jährlich oder einer 
Vertragsdauer von mehr als drei Jahren 
und einem jährlichen Miet- oder Pachtzins 
von mehr als Euro 3.000.000,00; 

 
j) Abschluss, Änderung und Aufhebung von 

Unternehmensverträgen; * 
 
k) sonstige Verträge und Geschäfte außer-

halb des üblichen Geschäftsbetriebes mit 
einem Geschäftswert von mehr als Euro 
5.000.000,00; 

 
Personalentscheidungen 

 
l) Erteilung von Generalvollmachten und 

Prokuren;  
 

Beteiligungsgesellschaften 
 

m)  Beschlussfassungen, die die Gesellschaft 
in ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin 
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bei Beteiligungsgesellschaften zu fassen 
hat und die Beschlussgegenstände gemäß 
den vorstehenden Buchstaben a - k betref-
fen. 

 
(2) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung 

kann in Form einer allgemeinen Ermächtigung 
für einen bestimmten Kreis der bezeichneten 
Geschäfte im Voraus schriftlich erteilt werden. 
Die Betrags- und Zeitgrenzen können durch Be-
schluss des Aufsichtsrates verändert werden. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung kann auch wei-

tere Geschäfte von ihrer Zustimmung abhängig 
machen. 

 

bei Beteiligungsgesellschaften zu fassen 
hat und die Beschlussgegenstände gemäß 
den vorstehenden Buchstaben a - k betref-
fen. * 

 
(2) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung 

kann in Form einer allgemeinen Ermächtigung 
für einen bestimmten Kreis der bezeichneten 
Geschäfte im Voraus schriftlich erteilt werden. 
Die Betrags- und Zeitgrenzen können durch Be-
schluss des Aufsichtsrates verändert werden. 

 
(3) Der Aufsichtsrat kann auch weitere Geschäfte 

von seiner Zustimmung abhängig machen. 
 
 

§ 16 
Dauer der Gesellschaft 

 
Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errich-
tet. 

 

§ 16 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafter-

versammlung bis spätestens 15.11. eines jeden 
Jahres für das folgende Geschäftsjahr einen 
Wirtschaftsplan bestehend aus Erfolgsplan so-
wie Investitions-, Finanzierungs- und Stellenplan 
(Jahresplanung) vorzulegen. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die bevor-

stehenden fünf Jahre eine Strategiekonzeption 
sowie eine Wirtschaftsplanung, die den Rahmen 
sowie die Eckdaten für die Jahresplanung vor-
geben, zu erstellen und der Gesellschafterver-
sammlung zur Kenntnisnahme vorzulegen. Jähr-
lich ist der Gesellschafterversammlung über Än-
derungen und Abweichungen vom ursprünglich 
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erarbeiteten mittelfristigen Plankonzept zu be-
richten. 

 

§ 17 
Ausschließung eines Gesellschafters/Abtretung 

 
(1) Tritt ein in der Person des Gesellschafters seine 

Ausschließung rechtfertigender wichtiger Grund 
ein, insbesondere: 

 
- Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 

Vermögen eines Gesellschafters oder Ab-
lehnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse; 

 
- Pfändung von einem oder mehreren Ge-

schäftsanteilen eines Gesellschafters auf 
Grund eines vollstreckbaren Titels oder Be-
treibung der Pfandverwertung; 

 
so kann der Gesellschafter durch die Gesell-
schafterversammlung aus der Gesellschaft aus-
geschlossen werden. Dies gilt auch dann, wenn 
die genannten Gründe im Zeitpunkt der Aus-
schließung nicht mehr vorliegen. 

 
(2) Der Ausschließungsbeschluss der Gesellschaf-

terversammlung bedarf der einfachen Mehrheit; 
der von der Ausschließung betroffene Gesell-
schafter hat bei diesem Beschluss kein Stimm-
recht. Seine Stimmen bleiben bei der Berech-
nung der erforderlichen Mehrheit außer Be-
tracht. Die Ausschließung erfolgt, wenn die Ge-
sellschafter-versammlung oder die Geschäfts-

§ 17 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei 

Monaten nach Ablauf eines Geschäftsjahres den 
Jahresabschluss sowie den Lagebericht aufzu-
stellen. Für die Aufstellung gelten die Vorschrif-
ten des HGB für große Kapitalgesellschaften, 
unabhängig von der tatsächlichen Größenklasse 
gem. § 267 HGB. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die Prüfung 
ist entsprechend den für große Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften sowie den Grundsätzen des § 53 Abs. 
1 Nr. 1 bis 3 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) 
durchzuführen. Die den Mitgliedern der Ge-
schäftsführung und des Beirates im abgelaufe-
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führung nichts anderes bestimmt, mit Wirkung 
des Tages, an dem eines der in Absatz 1 be-
nannten Ereignisse in der Person des Gesell-
schafters eintritt. Die Ausschließung wird mit 
Zugang des Ausschließungsbeschlusses an 
den betroffenen Gesellschafter wirksam, unab-
hängig davon, ob eine Einigung über die Höhe 
gerichtlich festgestellt worden ist. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung beschließt zu-

gleich mit dem Ausschließungsbeschluss, in 
welchem Verhältnis die Geschäftsanteile des 
betroffenen Gesellschafters auf die verbleiben-
den Gesellschafter oder Dritte übertragen wer-
den. Werden die Geschäftsanteile des betroffe-
nen Gesellschafters auf die verbleibenden Ge-
sellschafter übertragen, so treten diese mit der 
Bekanntgabe des Ausschließungsbeschlusses 
in die Gesellschafterstellung des betroffenen 
Gesellschafters ein, es sei denn, ein Gesell-
schafter widerspricht bei der Beschlussfassung 
über die Ausschließung zu Protokoll der Gesell-
schafterversammlung der Übernahme des Ge-
schäftsanteils. In diesem Fall tritt/treten der ver-
bleibende Gesellschafter/die verbleibenden Ge-
sellschafter auch in die dem nicht zur Übernah-
me bereiten verbleibenden Gesellschafter an-
sonsten zugewiesene Gesellschafterstellung 
ein. 

 
(4) Werden die Geschäftsanteile auf Dritte übertra-

gen, so treten diese mit Abgabe der Übernah-
meerklärung in die Gesellschafterstellung ein; 
wird die Übernahmeerklärung nicht innerhalb ei-
ner Woche abgegeben, so treten die verblei-

nen Wirtschaftsjahr gewährten Gesamtbezüge 
sind nach Maßgabe der GO NRW individualisiert 
im Anhang auszuweisen.  

 
 
 
 
 
 
(3) Nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die 

Geschäftsführung den Jahresabschluss und den 
Lagebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht 
unverzüglich der Gesellschafterversammlung 
zur Prüfung vorzulegen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberich-

tes hat die Geschäftsführung den Jahresab-
schluss, den Lagebericht und den Prüfungsbe-
richt den mittelbar beteiligten kommunalen Ge-
bietskörperschaften vorzulegen. 
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benden Gesellschafter im Verhältnis ihrer Ge-
schäftsanteile in die Gesellschafterstellung des 
betroffenen Gesellschafters ein. 

 
(5) Sofern nicht Dritte in die Stellung des betroffe-

nen ausgeschlossenen Gesellschafters eintre-
ten, bedarf es keiner gesonderten Übernahme-
erklärung. 

 
(6) Der durch Ausschließungsbeschluss ausschei-

dende Gesellschafter hat gegen den/die neuen 
Gesellschafter, der/die seinen Anteil über-
nimmt/übernehmen, einen Abfindungsanspruch 
in Höhe seines Anteils am fiktiven Liquidations-
wert der Gesellschaft. Der Anspruch richtet sich 
gegen den oder die übernehmenden Gesell-
schafter jeweils im Verhältnis der von ihnen 
übernommenen Anteile. Sofern keine Einigung 
zwischen dem/den ausscheidenden Gesell-
schaftern innerhalb einer angemessenen Frist 
von sechs Monaten über den Liquidationswert 
erreicht werden kann, stellt der Abschlussprüfer 
der Gesellschaft diesen abschließend fest. Die 
Kosten dieser Feststellung trägt der ausschei-
dende Gesellschafter. 

 
(7) Steht ein Geschäftsanteil mehreren Gesell-

schaftern gemeinschaftlich zu, so genügt es, 
wenn ein Ausschließungsgrund in der Person 
eines der Mitgesellschafter vorliegt oder vorlag. 
Die Gesellschaft oder die Gesellschafter kön-
nen bei Pfändung eines Geschäftsanteils jeder-
zeit den vollstreckenden Gläubiger befriedigen. 
Der betroffene Gesellschafter darf der Befriedi-
gung nicht widersprechen, er muss sich das zur 

 
 
 
 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- 

und Auslegungsvorschriften des § 108 Abs. 3 
Nr. 1c GO NRW. 
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Befriedigung des vollstreckenden Gläubigers 
Aufgewendete auf seinen Entgeltanspruch an-
rechnen lassen. Im Übrigen gelten die vorste-
henden Ziffern entsprechend. 

 

§ 18 
Einziehung 

 
(1) Unbeschadet der Ausschließung gem. § 17 ist 

die Einziehung von Geschäftsanteilen mit Zu-
stimmung des betroffenen Gesellschafters je-
derzeit zulässig; der Zustimmung des betroffe-
nen Gesellschafters bedarf es nicht in den Fäl-
len des § 17 Abs. 1 dieses Vertrages. 

 
(2) Die Regelungen des § 17 Abs. 2 bis 7 gelten 
 entsprechend. 
 

§ 18 
Dauer der Gesellschaft 

 
Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errich-
tet. 

 

 

§ 19 
Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
nur im elektronischen Bundesanzeiger. 

 

§ 19 
Ausschließung eines Gesellschafters/Abtretung 

 
(1) Tritt ein in der Person des Gesellschafters seine 

Ausschließung rechtfertigender wichtiger Grund 
ein, insbesondere: 

 
- Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 

Vermögen eines Gesellschafters oder Ab-
lehnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse; 

 
- Pfändung von einem oder mehreren Ge-

schäftsanteilen eines Gesellschafters auf 
Grund eines vollstreckbaren Titels oder Be-
treibung der Pfandverwertung; 
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so kann der Gesellschafter durch die Gesell-
schafterversammlung aus der Gesellschaft 
ausgeschlossen werden. Dies gilt auch dann, 
wenn die genannten Gründe im Zeitpunkt der 
Ausschließung nicht mehr vorliegen. 

 
(2) Der Ausschließungsbeschluss der Gesellschaf-

terversammlung bedarf der einfachen Mehrheit; 
der von der Ausschließung betroffene Gesell-
schafter hat bei diesem Beschluss kein Stimm-
recht. Seine Stimmen bleiben bei der Berech-
nung der erforderlichen Mehrheit außer Be-
tracht. Die Ausschließung erfolgt, wenn die Ge-
sellschafterversammlung oder die Geschäfts-
führung nichts anderes bestimmt, mit Wirkung 
des Tages, an dem eines der in Absatz 1 be-
nannten Ereignisse in der Person des Gesell-
schafters eintritt. Die Ausschließung wird mit 
Zugang des Ausschließungsbeschlusses an 
den betroffenen Gesellschafter wirksam, unab-
hängig davon, ob eine Einigung über die Höhe 
gerichtlich festgestellt worden ist. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung beschließt zu-

gleich mit dem Ausschließungsbeschluss, in 
welchem Verhältnis die Geschäftsanteile des 
betroffenen Gesellschafters auf die verbleiben-
den Gesellschafter oder Dritte übertragen wer-
den. Werden die Geschäftsanteile des betroffe-
nen Gesellschafters auf die verbleibenden Ge-
sellschafter übertragen, so treten diese mit der 
Bekanntgabe des Ausschließungsbeschlusses 
in die Gesellschafterstellung des betroffenen 
Gesellschafters ein, es sei denn, ein Gesell-
schafter widerspricht bei der Beschlussfassung 
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über die Ausschließung zu Protokoll der Gesell-
schafterversammlung der Übernahme des Ge-
schäftsanteils. In diesem Fall tritt/treten der ver-
bleibende Gesellschafter/die verbleibenden Ge-
sellschafter auch in die dem nicht zur Über-
nahme bereiten verbleibenden Gesellschafter 
ansonsten zugewiesene Gesellschafterstellung 
ein. 

 
(4) Werden die Geschäftsanteile auf Dritte übertra-

gen, so treten diese mit Abgabe der Übernah-
meerklärung in die Gesellschafterstellung ein; 
wird die Übernahmeerklärung nicht innerhalb 
einer Woche abgegeben, so treten die verblei-
benden Gesellschafter im Verhältnis ihrer Ge-
schäftsanteile in die Gesellschafterstellung des 
betroffenen Gesellschafters ein. 

 
(5) Sofern nicht Dritte in die Stellung des betroffe-

nen ausgeschlossenen Gesellschafters eintre-
ten, bedarf es keiner gesonderten Übernahme-
erklärung. 

 
(6) Der durch Ausschließungsbeschluss ausschei-

dende Gesellschafter hat gegen den/die neuen 
Gesellschafter, der/die seinen Anteil über-
nimmt/übernehmen, einen Abfindungsanspruch 
in Höhe seines Anteils am fiktiven Liquidations-
wert der Gesellschaft. Der Anspruch richtet sich 
gegen den oder die übernehmenden Gesell-
schafter jeweils im Verhältnis der von ihnen 
übernommenen Anteile. Sofern keine Einigung 
zwischen dem/den ausscheidenden Gesell-
schaftern innerhalb einer angemessenen Frist 
von sechs Monaten über den Liquidationswert 
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erreicht werden kann, stellt der Abschlussprüfer 
der Gesellschaft diesen abschließend fest. Die 
Kosten dieser Feststellung trägt der ausschei-
dende Gesellschafter. 

 
(7) Steht ein Geschäftsanteil mehreren Gesell-

schaftern gemeinschaftlich zu, so genügt es, 
wenn ein Ausschließungsgrund in der Person 
eines der Mitgesellschafter vorliegt oder vorlag. 
Die Gesellschaft oder die Gesellschafter kön-
nen bei Pfändung eines Geschäftsanteils jeder-
zeit den vollstreckenden Gläubiger befriedigen. 
Der betroffene Gesellschafter darf der Befriedi-
gung nicht widersprechen, er muss sich das zur 
Befriedigung des vollstreckenden Gläubigers 
Aufgewendete auf seinen Entgeltanspruch an-
rechnen lassen. Im Übrigen gelten die vorste-
henden Ziffern entsprechend. 

 

§ 20 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine 
künftig in ihn aufgenommene Bestimmung ganz o-
der teilweise unwirksam oder undurchführbar sein 
oder werden, so bleibt die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen hiervon unberührt. Das gleiche gilt, 
falls sich herausstellen sollte, dass der Vertrag eine 
Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen 
oder undurchführbaren Bestimmungen oder zur 
Ausfüllung der Regelungslücke soll dann eine an-
gemessene Regelung gelten, die dem am nächsten 
kommt, was die Gesellschafter gewollt hätten, wenn 
sie die Unwirksamkeit, Undurchführbarkeit oder Lü-

§ 20 
Einziehung 

 
(1) Unbeschadet der Ausschließung gem. § 19 ist 

die Einziehung von Geschäftsanteilen mit Zu-
stimmung des betroffenen Gesellschafters je-
derzeit zulässig; der Zustimmung des betroffe-
nen Gesellschafters bedarf es nicht in den Fäl-
len des § 19 Abs. 1 dieses Vertrages. 

 
(2) Die Regelungen des § 19 Abs. 2 bis 7 gelten 

entsprechend. 
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ckenhaftigkeit gekannt hätten. 
 
 

§ 21 
Gründungskosten 

 
Die Kosten der Beurkundung der Gründungsver-
sammlung und des Gesellschaftsvertrages, der An-
meldung der Gesellschaft beim Handelsregister und 
die Gerichtskosten für die Eintragung in das Han-
delsregister sowie für die Bekanntmachung trägt die 
Gesellschaft bis zu einem Betrag von € 30.000; et-
wa darüber hinausgehende Gründungskosten trägt 
die Gesellschafterin. 

 

§ 21 
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 

 
(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebiets-

körperschaften sind befugt, durch Beauftragte 
Einsicht in den Betrieb sowie die Bücher und 
Schriften der Gesellschaft zu nehmen. Die 
Rechnungsprüfungsämter haben alle Prüfungs-
rechte nach § 103 GO NRW und § 54 HGrG 
sowie den Rechnungsprüfungsordnungen der 
Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 

genannten Kommunen verpflichtet, alle Anga-
ben vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, 
die zur Erstellung des Gesamtabschlusses der 
Kommune erforderlich sind. 

 

 

 § 22 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 
Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes NRW 
(LGG NRW) in der zum Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Gesellschaftsvertrages geltenden Fassung, 
dass für die Personalentwicklung und -förderung der 
Gesellschaft die Ziele des LGG NRW berücksichtigt 
werden. 
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 § 23 
Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
nur im elektronischen Bundesanzeiger. 

 

 

 § 24 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine 
künftig in ihn aufgenommene Bestimmung ganz o-
der teilweise unwirksam oder undurchführbar sein 
oder werden, so bleibt die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen hiervon unberührt. Das gleiche gilt, 
falls sich herausstellen sollte, dass der Vertrag eine 
Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen 
oder undurchführbaren Bestimmungen oder zur 
Ausfüllung der Regelungslücke soll dann eine an-
gemessene Regelung gelten, die dem am nächsten 
kommt, was die Gesellschafter gewollt hätten, wenn 
sie die Unwirksamkeit, Undurchführbarkeit oder Lü-
ckenhaftigkeit gekannt hätten. 

 

 

 § 25 
Gründungskosten 

 
Die Kosten der Beurkundung der Gründungsver-
sammlung und des Gesellschaftsvertrages, der An-
meldung der Gesellschaft beim Handelsregister und 
die Gerichtskosten für die Eintragung in das Han-
delsregister sowie für die Bekanntmachung trägt die 
Gesellschaft bis zu einem Betrag von € 30.000; et-
wa darüber hinausgehende Gründungskosten trägt 
die Gesellschafterin. 
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Gesellschaftsvertrag der STEAG Power Minerals GmbH 

Gesellschaftsvertrag vom 30.03.2011 - Neufassung - Bemerkungen 

§ 1 
Firma, Sitz, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 
 
 STEAG Power Minerals GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Dinslaken. 
 
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 1 
Firma, Sitz, Geschäftsjahr 

 
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 
 
 STEAG Power Minerals GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Dinslaken. 
 
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

- unverändert - 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entsor-

gung von Industriebetrieben sowie die Aufberei-
tung und wirtschaftliche Verwertung von Produk-
tionsrückständen und Abfällen aller Art. 

 
 
(2) Die Gesellschaft kann Zweigniederlassungen im 

In- und Ausland errichten, Beteiligungen an 
gleichgearteten Unternehmen des In- und Aus-
landes erwerben und auch sonst alle Geschäfte 
betreiben, die der Erreichung des Gesellschafts-
zwecks dienlich und förderlich sind. 

 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entsor-

gung von Kraftwerksbetrieben sowie die Aufbe-
reitung und wirtschaftliche Verwertung von bei 
der Energieerzeugung anfallenden Produktions-
rückständen und Abfällen. 

 
(2) Die Gesellschaft kann Zweigniederlassungen im 

In- und Ausland errichten, Beteiligungen an 
gleichgearteten Unternehmen des In- und Aus-
landes erwerben und auch sonst alle Geschäfte 
betreiben, die der Erreichung des Gesellschafts-
zwecks dienlich und förderlich sind. 

 
(3)  Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirt-

schaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 
GO NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft 
so zu führen, dass der öffentliche Zweck nach-
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haltig erfüllt wird. 
 

§ 3 
Dauer der Gesellschaft 

 
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit ge-

schlossen. 
 
(2) Jeder Gesellschafter hat das Recht, die Gesell-

schaft mit einer Frist von sechs Monaten zum 
Jahresende zu kündigen. 

 

§ 3 
Dauer der Gesellschaft 

 
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit ge-

schlossen. 
 
(2) Jeder Gesellschafter hat das Recht, die Gesell-

schaft mit einer Frist von sechs Monaten zum 
Jahresende zu kündigen. 

 

- unverändert - 

§ 4 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt Euro 
1.420.000,00 (in Worten: Euro Einemillionvier-
hundertzwanzigtausend). Es ist voll eingezahlt. 

 

§ 4 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt Euro 
1.420.000,00 (in Worten: Euro Einemillionvier-
hundertzwanzigtausend). Es ist voll eingezahlt. 

 

- unverändert - 

§ 5 
Teilung und Veräußerung von Geschäftsanteilen 

 
Die Teilung eines Geschäftsanteils sowie die Veräu-
ßerung eines Geschäftsanteils oder von Teilen eines 
solchen bedarf der vorherigen Zustimmung sämtli-
cher Gesellschafter. 

 

§ 5 
Teilung und Veräußerung von Geschäftsanteilen 

 
Die Teilung eines Geschäftsanteils sowie die Veräu-
ßerung eines Geschäftsanteils oder von Teilen eines 
solchen bedarf der vorherigen Zustimmung sämtli-
cher Gesellschafter. 

 

- unverändert - 

§ 6 
Geschäftsführung und Vertretung 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-

schäftsführer. Sie werden durch die Gesellschaf-
terversammlung bestellt. 

§ 6 
Geschäftsführung und Vertretung 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-

schäftsführer. Sie werden durch die Gesellschaf-
terversammlung bestellt. 
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(2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird 
die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer ge-
meinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer 
in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 

 
(3) Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt er 

die Gesellschaft allein. 
 
(4) Die Geschäftsführer sind verpflichtet, die vorhe-

rige Zustimmung der Gesellschafter für folgen-
de Angelegenheiten einzuholen: 

 
 

a) Erwerb, Veräußerung und Belastung 
von Grundstücken, Grundstücksrechten 
und Gebäuden sowie Errichtung von 
Gebäuden. 

 
b) Abschluss von Miet- und Pachtverträgen 

für Grundstücke und Gebäude. 
 
 
 
c) Beteiligung der Gesellschaft an anderen 

Unternehmungen oder Zusammen-
schlüssen bzw. Erweiterung oder Ein-
schränkung bestehender Beteiligungen. 

 
d) Aufnahme und Aufgabe von Geschäfts-

zweigen, Vertretung anderer Unterneh-
men gleicher oder ähnlicher Art, Errich-
tung von Zweigniederlassungen. 

 
e) Abschluss von Unternehmensverträgen 

im Sinne des Aktienrechts, insbesonde-

(2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird 
die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer ge-
meinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer 
in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 

 
(3) Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt er 

die Gesellschaft allein. 
 
(4) Die Geschäftsführer sind verpflichtet, die vorhe-

rige Zustimmung der Gesellschafterversamm-
lung insbesondere für folgende Angelegenhei-
ten einzuholen: 

 
a) Aufnahme und Aufgabe von Geschäfts-

zweigen, Vertretung anderer Unterneh-
men gleicher oder ähnlicher Art, Errich-
tung von Zweigniederlassungen. 

 
b) Abschluss, Änderung und Beendigung 

von Unternehmensverträgen im Sinne 
des Aktienrechts, insbesondere von Er-
gebnisabführungsverträgen. 

 
c) Erwerb, Veräußerung und Belastung 

von Grundstücken, Grundstücksrechten 
und Gebäuden sowie Errichtung von 
Gebäuden. 

 
d) Abschluss von Miet- und Pachtverträgen 

für Grundstücke und Gebäude. 
 
 
 

e) Aufnahme von Krediten, Eingehung von 
Wechsel- und Bürgschaftsverpflichtun-
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re von Ergebnisabführungsverträgen. 
 
f) Verabschiedung des jährlichen Finanz-

planes und des Jahresbudgets. 
 
g) Freigabe von Investitionen aus dem 

jährlich aufzustellenden und von den 
Gesellschaftern zu genehmigenden In-
vestitionsrahmenplans. 

 
h) Aufnahme von Krediten, Eingehung von 

Wechsel- und Bürgschaftsverpflichtun-
gen. 

 
 
i) Bestellung und Abberufung von Proku-

risten. 
 
j) Abschluss von Dienstverträgen und von 

Verträgen über freie Mitarbeit mit einem 
Jahreseinkommen über Euro 50.000,00. 

 
k) Gewährung von Darlehen oder Vor-

schüssen an Arbeitnehmer, soweit diese 
einen Betrag von drei Monatsgehältern 
überschreiten. 

 
l) Gewährung von Pensionszusagen. 
 
m) Erhebung von Klagen oder Einleitung 

sonstiger gerichtlicher Verfahren ab ei-
nem Streitwert von Euro 2.500,00. 

 

gen. 
 
f) Bestellung und Abberufung von Proku-

risten. 
 
g) Abschluss von Dienstverträgen und von 

Verträgen über freie Mitarbeit mit einem 
Jahreseinkommen über Euro 50.000,00. 

 
 
h) Gewährung von Darlehen oder Vor-

schüssen an Arbeitnehmer, soweit diese 
einen Betrag von drei Monatsgehältern 
überschreiten. 

 
i) Gewährung von Pensionszusagen. 
 
 
j) Erhebung von Klagen oder Einleitung 

sonstiger gerichtlicher Verfahren ab ei-
nem Streitwert von Euro 2.500,00. 

 
k) Sämtliche Geschäfte, Rechtshandlun-

gen und Angelegenheiten, die sich die 
Gesellschafterversammlung zur Ent-
scheidung vorbehält. 

 
 
 
 
 
 
 
Der Beschlussfassung durch die Gesellschaf-
terversammlung unterliegen auch Stimmabga-
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ben, Zustimmungen, Weisungen und Be-
schlussfassungen, an denen die Gesellschaft in 
ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin bei Betei-
ligungsgesellschaften mitzuwirken hat. 

 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung wird von der 

Geschäftsführung mindestens einmal jährlich 
einberufen. 

 
(2) Die Gesellschafterversammlung ist beschluss-

fähig, wenn die Mehrheit der Gesellschafter an 
der Beschlussfassung teilnimmt. 

 
(3) Je Euro 250,00 Geschäftsanteil gewähren eine 

Stimme. 
 
(4) Beschlüsse der Gesellschaft werden, sofern 

nicht zwingende gesetzliche Vorschriften oder 
diese Satzung etwas anderes vorsehen, mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst, 

 
(5) Schriftliche oder fernschriftliche Beschlussfas-

sung ist zulässig, wenn alle Gesellschafter zu-
stimmen. 

 
 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung wird von der 

Geschäftsführung mindestens einmal jährlich 
einberufen. 

 
(2) Die Gesellschafterversammlung ist beschluss-

fähig, wenn die Mehrheit der Gesellschafter an 
der Beschlussfassung teilnimmt. 

 
(3) Je Euro 250,00 Geschäftsanteil gewähren eine 

Stimme. 
 
(4) Beschlüsse der Gesellschaft werden, sofern 

nicht zwingende gesetzliche Vorschriften oder 
diese Satzung etwas anderes vorsehen, mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst, 

 
(5) Schriftliche oder fernschriftliche Beschlussfas-

sung ist zulässig, wenn alle Gesellschafter zu-
stimmen. 

 
(6) Die Gesellschafterversammlung beschließt ins-

besondere über: 
 
 a) die Feststellung des Jahresabschlusses. 
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b) die Verwendung des Jahresüberschus-
ses nach Verrechnung eventueller Ge-
winn- oder Verlustvorträge aus Vorjah-
ren. 

 
c) die Bestellung, Abberufung und Entlas-

tung der Geschäftsführung. 
 

d) die Wahl des Abschlussprüfers. 
 

e) den Wirtschaftsplan. 
 

f) die Wahl und Abberufung der Beiratsmit-
glieder. 

 
g) Beteiligung der Gesellschaft an anderen 

Gesellschaften, Unternehmungen oder 
Zusammenschlüssen bzw. Erweiterung 
oder Einschränkungen bestehender Be-
teiligungen. 

 
h) die Änderung des Gesellschaftsvertra-

ges einschließlich Kapitalerhöhungen 
oder Herabsetzungen. 

 

§ 8 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat, auf den die 

Bestimmungen des Aktiengesetzes keine An-
wendung finden. Der Beirat besteht aus min-
destens drei Mitgliedern, die von der Gesell-
schafterversammlung gewählt und abberufen 
werden. Die Gesellschafterversammlung be-

§ 8 
Beirat 

 
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat, auf den die 

Bestimmungen des Aktiengesetzes keine An-
wendung finden. Der Beirat besteht aus min-
destens drei Mitgliedern, die von der Gesell-
schafterversammlung gewählt und abberufen 
werden. Die Gesellschafterversammlung be-

- unverändert - 
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stimmt auch den Vorsitzenden und den stellver-
tretenden Vorsitzenden des Beirats. 

 
(2) Die Amtszeit des Beirats endet mit dem Ablauf 

der vierten auf die Wahl folgenden ordentlichen 
Gesellschafterversammlung. Scheidet ein Mit-
glied des Beirats vor Ablauf seiner Amtszeit aus 
dem Beirat aus, so ist in angemessener Frist 
eine Ersatzwahl vorzunehmen. Die Ersatzwahl 
erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausge-
schiedenen Mitglieds. 

 
(3) Der Beirat tritt in der Regel zweimal im Kalen-

derjahr zusammen. 
 
(4) Der Beirat hat die Aufgabe, die Geschäftsfüh-

rung zu beraten und zu unterstützen. Die Ge-
schäftsführung berichtet dem Beirat entweder 
mündlich oder schriftlich, insbesondere über die 
Lage des Unternehmens und über den Gang 
der Geschäfte. Umfang und Art der Berichts-
pflicht wird vom Vorsitzenden festgelegt. 

 
(5) Die Sitzungen des Beirats werden durch den 

Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung 
durch den stellvertretenden Vorsitzenden, unter 
Angabe der Tagesordnung, des Versamm-
lungsorts und der Zeit einberufen. Die Einberu-
fung soll spätestens drei Wochen vor der Sit-
zung durch schriftliche Einladung erfolgen. In 
dringenden Fällen genügt mündliche Einberu-
fung. 

 
(6) Der Beirat fasst seine Beschlüsse mit einfacher 

Stimmenmehrheit. Schriftliche oder fernschriftli-

stimmt auch den Vorsitzenden und den stellver-
tretenden Vorsitzenden des Beirats. 

 
(2) Die Amtszeit des Beirats endet mit dem Ablauf 

der vierten auf die Wahl folgenden ordentlichen 
Gesellschafterversammlung. Scheidet ein Mit-
glied des Beirats vor Ablauf seiner Amtszeit aus 
dem Beirat aus, so ist in angemessener Frist 
eine Ersatzwahl vorzunehmen. Die Ersatzwahl 
erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausge-
schiedenen Mitglieds. 

 
(3) Der Beirat tritt in der Regel zweimal im Kalen-

derjahr zusammen. 
 
(4) Der Beirat hat die Aufgabe, die Geschäftsfüh-

rung zu beraten und zu unterstützen. Die Ge-
schäftsführung berichtet dem Beirat entweder 
mündlich oder schriftlich, insbesondere über die 
Lage des Unternehmens und über den Gang 
der Geschäfte. Umfang und Art der Berichts-
pflicht wird vom Vorsitzenden festgelegt. 

 
(5) Die Sitzungen des Beirats werden durch den 

Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung 
durch den stellvertretenden Vorsitzenden, unter 
Angabe der Tagesordnung, des Versamm-
lungsorts und der Zeit einberufen. Die Einberu-
fung soll spätestens drei Wochen vor der Sit-
zung durch schriftliche Einladung erfolgen. In 
dringenden Fällen genügt mündliche Einberu-
fung. 

 
(6) Der Beirat fasst seine Beschlüsse mit einfacher 

Stimmenmehrheit. Schriftliche oder fernschriftli-
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che Beschlussfassungen sind zulässig, wenn 
kein Mitglied des Beirats dieser Art der Abstim-
mung widerspricht. Auf den Vorsitzenden des 
Beirats und, im Falle seiner Verhinderung, auf 
den stellvertretenden Vorsitzenden, entfallen 
zwei Stimmen. Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Vorsitzenden, im Falle sei-
ner Verhinderung die seines Stellvertreters. 

 
(7) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens 

zwei Mitglieder, darunter der Vorsitzende, oder 
im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter, 
anwesend sind. 

 
(8) Jedes Mitglied des Beirats ist berechtigt, sich im 

Falle seiner Verhinderung durch ein anderes, 
hierzu schriftlich bevollmächtigtes Mitglied ver-
treten zu lassen. 

 
(9) Über die Sitzungen des Beirats sind Nieder-

schriften anzufertigen, die vom Versammlungs-
leiter zu unterzeichnen sind. 

 
(10) Die Mitglieder des Beirats erhalten neben dem 

Ersatz ihrer Auslagen eine angemessene Ver-
gütung, deren Höhe jeweils von der Gesell-
schafterversammlung festgesetzt wird. 

 

che Beschlussfassungen sind zulässig, wenn 
kein Mitglied des Beirats dieser Art der Abstim-
mung widerspricht. Auf den Vorsitzenden des 
Beirats und, im Falle seiner Verhinderung, auf 
den stellvertretenden Vorsitzenden, entfallen 
zwei Stimmen. Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Vorsitzenden, im Falle sei-
ner Verhinderung die seines Stellvertreters. 

 
(7) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens 

zwei Mitglieder, darunter der Vorsitzende, oder 
im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter, 
anwesend sind. 

 
(8) Jedes Mitglied des Beirats ist berechtigt, sich im 

Falle seiner Verhinderung durch ein anderes, 
hierzu schriftlich bevollmächtigtes Mitglied ver-
treten zu lassen. 

 
(9) Über die Sitzungen des Beirats sind Nieder-

schriften anzufertigen, die vom Versammlungs-
leiter zu unterzeichnen sind. 

 
(10) Die Mitglieder des Beirats erhalten neben dem 

Ersatz ihrer Auslagen eine angemessene Ver-
gütung, deren Höhe jeweils von der Gesell-
schafterversammlung festgesetzt wird. 

 

§ 9 
Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

 
(1) Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei 

Monaten nach Ablauf eines Geschäftsjahres 
den Jahresabschluss aufzustellen und der Ge-

§ 9 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafter-

versammlung bis spätestens 30.11. eines jeden 
Jahres für das folgende Geschäftsjahr einen 
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sellschafterversammlung vorzulegen.  
 
 
 
(2) Die ordentliche Gesellschafterversammlung 

beschließt alljährlich in den ersten sechs Mona-
ten des Geschäftsjahres über die Feststellung 
des Jahresabschlusses, die Gewinnverwen-
dung und über die Entlastung der Geschäftsfüh-
rer. 

 
 
 
 
 
(3) Die Gesellschafter können beschließen, das 

Jahresergebnis ganz oder teilweise in Gewinn-
rücklagen einzustellen oder als Gewinn vorzu-
tragen. Im Übrigen ist das Jahresergebnis an 
die Gesellschafter auszuschütten. 

 

Wirtschaftsplan bestehend aus Erfolgsplan so-
wie Investitions-, Finanzierungs- und Stellen-
plan (Jahresplanung) vorzulegen. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die bevor-

stehenden fünf Jahre eine Strategiekonzeption 
sowie eine Wirtschaftsplanung, die den Rah-
men sowie die Eckdaten für die Jahresplanung 
vorgeben, zu erstellen und der Gesellschafter-
versammlung zur Kenntnisnahme vorzulegen. 
Jährlich ist der Gesellschafterversammlung 
über Änderungen und Abweichungen vom ur-
sprünglich erarbeiteten mittelfristigen Plankon-
zept zu berichten. 

 

§ 10 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages 

rechtsunwirksam sein oder werden, so wird 
dadurch die Gültigkeit des Vertrages selbst 
nicht berührt. Vielmehr soll die rechtsunwirksa-
me Bestimmung durch eine andere, im wirt-
schaftlichen Erfolg ihr möglichst gleichkom-
mende Regelung ersetzt werden. 

 
(2) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 

nur im Bundesanzeiger. 

§ 10 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung hat innerhalb von drei 

Monaten nach Ablauf eines Geschäftsjahres 
den Jahresabschluss sowie den Lagebericht 
aufzustellen. Für die Aufstellung gelten die Vor-
schriften des HGB für große Kapitalgesellschaf-
ten, unabhängig von der tatsächlichen Größen-
klasse gem. § 267 HGB.   

 
(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die Prüfung 
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ist entsprechend den für große Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften sowie den Grundsätzen des § 53 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Haushaltsgrundsätzegesetz 
(HGrG) durchzuführen. Die den Mitgliedern der 
Geschäftsführung und des Beirates im abgelau-
fenen Wirtschaftsjahr gewährten Gesamtbezü-
ge sind nach Maßgabe der GO NRW individua-
lisiert im Anhang auszuweisen.  

 
(3) Nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die 

Geschäftsführung den Jahresabschluss und 
den Lagebericht zusammen mit dem Prüfungs-
bericht unverzüglich der Gesellschafterver-
sammlung zur Prüfung vorzulegen.  

 
(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsbe-

richtes hat die Geschäftsführung den Jahresab-
schluss, den Lagebericht und den Prüfungsbe-
richt den mittelbar beteiligten kommunalen Ge-
bietskörperschaften vorzulegen. 

 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- 

und Auslegungsvorschriften des § 108 Abs. 3 
Nr. 1c GO NRW. 

 

 § 11 
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 

 
(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebiets-

körperschaften sind befugt, durch Beauftragte 
Einsicht in den Betrieb sowie die Bücher und 
Schriften der Gesellschaft zu nehmen. Die 
Rechnungsprüfungsämter haben alle Prüfungs-
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rechte nach § 103 GO NRW und § 54 HGrG 
sowie den Rechnungsprüfungsordnungen der 
Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 

genannten Kommunen verpflichtet, alle Anga-
ben vorzunehmen und Nachweise zu erbringen, 
die zur Erstellung des Gesamtabschlusses der 
Kommune erforderlich sind. 

 

 § 12 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 
Abs. 3 Satz 2 des Landesgleichstellungsgeset-
zes NRW (LGG NRW) in der zum Zeitpunkt 
des Abschlusses dieses Gesellschaftsvertra-
ges geltenden Fassung, dass für die Personal-
entwicklung und -förderung der Gesellschaft 
die Ziele des LGG NRW berücksichtigt wer-
den. 

 

 

 § 13 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages 

rechtsunwirksam sein oder werden, so wird 
dadurch die Gültigkeit des Vertrages selbst 
nicht berührt. Vielmehr soll die rechtsunwirksa-
me Bestimmung durch eine andere, im wirt-
schaftlichen Erfolg ihr möglichst gleichkom-
mende Regelung ersetzt werden. 

 
(2) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
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nur im Bundesanzeiger. 
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Gesellschaftsvertrag der STEAG Power Saar GmbH 

Gesellschaftsvertrag vom 04.12.2013 - Neufassung - Bemerkungen 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
 
 STEAG Power Saar GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Saarbrücken. 
 

§ 1 
Firma und Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
 
 STEAG Power Saar GmbH. 
 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Saarbrücken. 
 

- unverändert - 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind Planung, 

Errichtung und Betrieb von Kraftwerken, die 
Vermarktung von Energie und Reststoffen, 
einschließlich Beschaffung und Transport von 
leitungsgebundenen und sonstigen Energie-
trägern sowie das Führen und Betreiben der 
erforderlichen Anlagen und die Durchführung 
hiermit verbundener Dienstleistungen, insbe-
sondere Ingenieurleistungen, außerdem die 
gewerbsmäßige Überlassung von eigenen Ar-
beitnehmern zur Arbeitsleistung an Dritte. 

 
 
 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und 

Maßnahmen berechtigt, die dem Gegenstand 
des Unternehmens dienen. Sie kann auf den 
in Abs. 1 bezeichneten Geschäftsfeldern auch 
selbst tätig werden. Sie kann im Rahmen des 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens sind Planung, 

Errichtung und Betrieb von Kraftwerken, die 
Vermarktung von Energie und Reststoffen, 
einschließlich Beschaffung und Transport von 
leitungsgebundenen und sonstigen Energie-
trägern sowie das Führen und Betreiben der 
erforderlichen Anlagen und die Durchführung 
hiermit verbundener Dienstleistungen, insbe-
sondere Ingenieurleistungen, außerdem die 
Überlassung von eigenen Arbeitnehmern zur 
Arbeitsleistung an andere Unternehmen aus 
dem Bereich der Strom-, Gas- oder Wärme-
versorgung. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und 

Maßnahmen berechtigt, die dem Gegenstand 
des Unternehmens dienen. Sie kann auf den 
in Abs. 1 bezeichneten Geschäftsfeldern auch 
selbst tätig werden. Sie kann im Rahmen des 
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Unternehmensgegenstandes andere Unter-
nehmen gründen, erwerben, sich an ihnen be-
teiligen und sie unter einheitlicher Leitung zu-
sammen fassen oder sich auf die Verwaltung 
der Beteiligung beschränken. 

 

Unternehmensgegenstandes andere Unter-
nehmen gründen, erwerben, sich an ihnen be-
teiligen und sie unter einheitlicher Leitung zu-
sammen fassen oder sich auf die Verwaltung 
der Beteiligung beschränken. 

 
(3) Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den 

Wirtschaftsgrundsätzen im Sinne von § 109 
GO NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesell-
schaft so zu führen, dass der öffentliche 
Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 

§ 3 
Stammkapital 

 
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

EUR 10.904.000,00 (in Worten: Euro zehnmil-
lionenneunhundertviertausend). 

 
(2) Es ist von der STEAG GmbH, Essen, über-

nommen worden. 
 

§ 3 
Stammkapital 

 
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

EUR 10.904.000,00 (in Worten: Euro Zehnmil-
lionenneunhundertviertausend). 

 
(2) Es ist von der STEAG GmbH, Essen, über-

nommen worden. 

 

§ 4 
Übertragung und Verpfändung von Geschäftsanteilen 
 
(1) Verfügungen über Geschäftsanteile, insbe-

sondere die Übertragung oder Verpfändung 
von Geschäftsanteilen sowie die Bestellung 
eines Nießbrauchs, bedürfen der Zustimmung 
der Gesellschafterversammlung. 

 
(2) Bei Übertragung von Geschäftsanteilen und 

bei Änderungen im Gesellschafterkreis eines 
Gesellschafters ist der zur Übertragung ste-

§ 4 
Übertragung und Verpfändung von Geschäftsanteilen 
 
(1) Verfügungen über Geschäftsanteile, insbe-

sondere die Übertragung oder Verpfändung 
von Geschäftsanteilen sowie die Bestellung 
eines Nießbrauchs, bedürfen der Zustimmung 
der Gesellschafterversammlung. 

 
(2) Bei Übertragung von Geschäftsanteilen und 

bei Änderungen im Gesellschafterkreis eines 
Gesellschafters ist der zur Übertragung ste-

- unverändert - 
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hende bzw. dem Gesellschafter gehörende 
Geschäftsanteil zuerst den anderen Gesell-
schaftern im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile 
zur Übernahme anzubieten. Nimmt ein Ge-
sellschafter das Angebot nicht an, ist es an die 
restlichen Gesellschafter im Verhältnis ihrer 
Geschäftsanteile gerichtet. Der angebotene 
Geschäftsanteil kann nur insgesamt über-
nommen werden. Lehnt ein Gesellschafter die 
Übernahme ab, darf er die Zustimmung nach 
Absatz 1 nicht ohne wichtigen Grund verwei-
gern. 

 
(3) Für die Festsetzung des Übernahmepreises 

nach Absatz 2 erfolgt die Bewertung nach be-
triebswirtschaftlich allgemein anerkannten 
Bewertungsgrundsätzen für Beteiligungen an 
Handelsgesellschaften unter Berücksichtigung 
ernsthafter Kaufangebote Dritter. Sofern über 
die Höhe des Übernahmepreises keine Eini-
gung erzielt wird, erfolgt die Bewertung durch 
einen gemeinsam zu bestimmenden Wirt-
schaftsprüfer. Wird eine Einigung über die 
Person des Wirtschaftsprüfers nicht erzielt, 
werden die Gesellschafter den vom Präsiden-
ten der Industrie -und Handelskammer in Es-
sen vorgeschlagenen Wirtschaftsprüfer und 
dessen Bewertung anerkennen. Diese Kosten 
trägt die Gesellschaft. 

 
(4) Die vorstehenden Absätze 1 bis 3 gelten nicht 

für die Übertragung auf verbundene Unter-
nehmen im Sinne der § 15 ff. AktG. Absatz 2 
Satz 1 gilt insbesondere nicht für den Fall, 
dass bei Veränderungen im Gesellschafter-

hende bzw. dem Gesellschafter gehörende 
Geschäftsanteil zuerst den anderen Gesell-
schaftern im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile 
zur Übernahme anzubieten. Nimmt ein Ge-
sellschafter das Angebot nicht an, ist es an die 
restlichen Gesellschafter im Verhältnis ihrer 
Geschäftsanteile gerichtet. Der angebotene 
Geschäftsanteil kann nur insgesamt über-
nommen werden. Lehnt ein Gesellschafter die 
Übernahme ab, darf er die Zustimmung nach 
Absatz 1 nicht ohne wichtigen Grund verwei-
gern. 

 
(3) Für die Festsetzung des Übernahmepreises 

nach Absatz 2 erfolgt die Bewertung nach be-
triebswirtschaftlich allgemein anerkannten 
Bewertungsgrundsätzen für Beteiligungen an 
Handelsgesellschaften unter Berücksichtigung 
ernsthafter Kaufangebote Dritter. Sofern über 
die Höhe des Übernahmepreises keine Eini-
gung erzielt wird, erfolgt die Bewertung durch 
einen gemeinsam zu bestimmenden Wirt-
schaftsprüfer. Wird eine Einigung über die 
Person des Wirtschaftsprüfers nicht erzielt, 
werden die Gesellschafter den vom Präsiden-
ten der Industrie -und Handelskammer in Es-
sen vorgeschlagenen Wirtschaftsprüfer und 
dessen Bewertung anerkennen. Diese Kosten 
trägt die Gesellschaft. 

 
(4) Die vorstehenden Absätze 1 bis 3 gelten nicht 

für die Übertragung auf verbundene Unter-
nehmen im Sinne der § 15 ff. AktG. Absatz 2 
Satz 1 gilt insbesondere nicht für den Fall, 
dass bei Veränderungen im Gesellschafter-
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kreis an die Stelle des ursprünglichen Gesell-
schafters mit ihm verbundene Unternehmen 
im Sinne der § 15 ff. AktG treten. 

 

kreis an die Stelle des ursprünglichen Gesell-
schafters mit ihm verbundene Unternehmen 
im Sinne der § 15 ff. AktG treten. 

 

§ 5 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalender-
jahr. 
 

§ 5 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalender-
jahr. 
 

- unverändert - 

§ 6 
Organe der Gesellschaft 

 
Die Organe der Gesellschaft sind: 
 
a) die Gesellschafterversammlung, 
 
b) die Geschäftsführung, 
 
c) der Aufsichtsrat. 
 

§ 6 
Organe der Gesellschaft 

 
Die Organe der Gesellschaft sind: 
 
a) die Gesellschafterversammlung, 
 
b) die Geschäftsführung, 
 
c) der Aufsichtsrat. 
 

- unverändert - 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist das obers-

te Organ der Gesellschaft, Sie ist mindestens 
einmal jährlich einzuberufen, spätestens vier 
Monate nach Schluss des Geschäftsjahres als 
ordentliche Gesellschafterversammlung, so-
wie stets dann, wenn ein Gesellschafter, der 
Aufsichtsrat oder die Geschäftsführung dies 
für erforderlich hält. 

 

§ 7 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist das obers-

te Organ der Gesellschaft, Sie ist mindestens 
einmal jährlich einzuberufen, spätestens vier 
Monate nach Schluss des Geschäftsjahres als 
ordentliche Gesellschafterversammlung, so-
wie stets dann, wenn ein Gesellschafter, der 
Aufsichtsrat oder die Geschäftsführung dies 
für erforderlich hält. 

 

 



Seite 127 von 142 
 

(2) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäfts-
führung mit einer Frist von 14 Tagen mittels 
eingeschriebenen Briefes, wobei der Tag der 
Einladung und der Tag der Versammlung 
nicht mitgezählt werden. Die Tagesordnung 
für eine Gesellschafterversammlung sowie die 
Beratungsunterlagen, Entscheidungsvorlagen 
und Beschlussvorschläge sind so rechtzeitig 
zu übersenden, dass sie den Gesellschaftern 
spätestens zu Beginn der in Satz 1 genannten 
Frist vorliegen. Die Gesellschafter können auf 
die Einhaltung der Formen und Fristen ganz 
oder teilweise verzichten. 

 
(3) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung 

führt der von ihr mit einfacher Mehrheit ge-
wählte Vorsitzende, ansonsten eröffnet der an 
Lebensjahren älteste anwesende Gesellschaf-
tervertreter die Versammlung und lässt von 
dieser einen Versammlungsleiter wählen. 

 
(4) Neben den durch Gesetz zwingend vorge-

schriebenen und an anderer Stelle dieses Ge-
sellschaftsvertrages genannten Aufgaben ob-
liegt der Gesellschafterversammlung insbe-
sondere die Beschlussfassung über 
 
a) die Verwendung des Jahresüber-

schusses nach Verrechnung eventuel-
ler Gewinn oder Verlustvorträge aus 
Vorjahren, 

 
b) die Entlastung der Geschäftsführung 

und des Aufsichtsrates, 
 

(2) Die Einberufung erfolgt durch die Geschäfts-
führung mit einer Frist von 14 Tagen mittels 
eingeschriebenen Briefes, wobei der Tag der 
Einladung und der Tag der Versammlung 
nicht mitgezählt werden. Die Tagesordnung 
für eine Gesellschafterversammlung sowie die 
Beratungsunterlagen, Entscheidungsvorlagen 
und Beschlussvorschläge sind so rechtzeitig 
zu übersenden, dass sie den Gesellschaftern 
spätestens zu Beginn der in Satz 1 genannten 
Frist vorliegen. Die Gesellschafter können auf 
die Einhaltung der Formen und Fristen ganz 
oder teilweise verzichten. 

 
(3) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung 

führt der von ihr mit einfacher Mehrheit ge-
wählte Vorsitzende, ansonsten eröffnet der an 
Lebensjahren älteste anwesende Gesellschaf-
tervertreter die Versammlung und lässt von 
dieser einen Versammlungsleiter wählen. 

 
(4) Neben den durch Gesetz zwingend vorge-

schriebenen und an anderer Stelle dieses Ge-
sellschaftsvertrages genannten Aufgaben ob-
liegt der Gesellschafterversammlung insbe-
sondere die Beschlussfassung über 
 
a) die Feststellung des Jahresabschlus-

ses, 
 

 
 
b) die Verwendung des Jahresüber-

schusses nach Verrechnung eventuel-
ler Gewinn oder Verlustvorträge aus 



Seite 128 von 142 
 

 
 
c) die Wahl des Abschlussprüfers. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Darüber hinaus kann sich die Gesellschafter-
versammlung Entscheidungen über weitere 
Geschäfte und Rechtshandlungen vorbehal-

Vorjahren, 
 
c) die Bestellung, Abberufung und Entlas-

tung der Geschäftsführung, 
 
d) die Wahl des Abschlussprüfers, 
 
e)  den Wirtschaftsplan, 
 
f) die Wahl und Abberufung der Aufsichts-

ratsmitglieder der Anteilseigner, 
 
g)  die Entlastung des Aufsichtsrates, 
 
h) Gründung, Erwerb und Veräußerung 

von Unternehmen und Beteiligungen 
 
i) die Zustimmung zu Abschluss, Ände-

rung und Beendigung von Unterneh-
mensverträgen im Sinne des Aktien-
rechts, insbesondere von Ergebnisab-
führungsverträgen, 

 
j) die Änderung des Gesellschaftsvertra-

ges einschließlich Kapitalerhöhungen 
oder -herabsetzungen, 

 
k) sämtliche Geschäfte, Rechtshandlun-

gen und Angelegenheiten, die sich die 
Gesellschafterversammlung zur Ent-
scheidung vorbehält. 

 
Der Beschlussfassung durch die Gesellschaf-
terversammlung unterliegen auch Stimmab-
gaben, Zustimmungen, Weisungen und Be-



Seite 129 von 142 
 

ten. 
 

schlussfassungen, an denen die Gesellschaft 
in ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin bei 
Beteiligungsgesellschaften mitzuwirken hat. 

 

§ 8 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Ge-

sellschafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschluss-

fähig, wenn alle Gesellschafter ordnungsge-
mäß eingeladen wurden und mehr als 50 % 
des Stammkapitals vertreten sind. Ist die Ver-
sammlung nicht beschlussfähig, so hat die 
Geschäftsführung innerhalb von vierzehn Ta-
gen eine zweite Versammlung mit derselben 
Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rück-
sicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen 
beschlussfähig ist; hierauf muss in der Einla-
dung hingewiesen werden. 

 
(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag oder 

gesetzliche Vorschriften nichts anderes be-
stimmt ist, fasst die Gesellschafterversamm-
lung ihre Beschlüsse mit einfacher Stimmen-
mehrheit. Je Euro 1,00 eines Geschäftsanteils 
gewährt eine Stimme. 

 
(3) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, 

fernschriftlichem oder telegrafischem Wege 
oder durch Telekopie oder mit üblichen elekt-
ronischen Kommunikationsmitteln gefasst 

§ 8 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Ge-

sellschafterversammlung 
 
(1) Die Gesellschafterversammlung ist beschluss-

fähig, wenn alle Gesellschafter ordnungsge-
mäß eingeladen wurden und mehr als 50 % 
des Stammkapitals vertreten sind. Ist die Ver-
sammlung nicht beschlussfähig, so hat die 
Geschäftsführung innerhalb von vierzehn Ta-
gen eine zweite Versammlung mit derselben 
Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rück-
sicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen 
beschlussfähig ist; hierauf muss in der Einla-
dung hingewiesen werden. 

 
(2) Sofern durch diesen Gesellschaftsvertrag oder 

gesetzliche Vorschriften nichts anderes be-
stimmt ist, fasst die Gesellschafterversamm-
lung ihre Beschlüsse mit einfacher Stimmen-
mehrheit. Je Euro 1,00 eines Geschäftsanteils 
gewährt eine Stimme. 

 
(3) Beschlüsse können auch auf schriftlichem, 

fernschriftlichem oder telegrafischem Wege 
oder durch Telekopie oder mit üblichen elekt-
ronischen Kommunikationsmitteln gefasst 

- unverändert - 
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werden, sofern alle Gesellschafter mit diesem 
Verfahren einverstanden sind. 

 
(4) Über die Beschlussfassungen der Gesell-

schafterversammlung sind entsprechende 
Niederschriften aufzunehmen, die von dem 
Vorsitzenden der Versammlung bzw. bei 
schriftlicher Beschlussfassung von den Ge-
sellschaftern zu unterzeichnen sind. 

 

werden, sofern alle Gesellschafter mit diesem 
Verfahren einverstanden sind. 

 
(4) Über die Beschlussfassungen der Gesell-

schafterversammlung sind entsprechende 
Niederschriften aufzunehmen, die von dem 
Vorsitzenden der Versammlung bzw. bei 
schriftlicher Beschlussfassung von den Ge-
sellschaftern zu unterzeichnen sind. 

 

§ 9 
Aufsichtsrat 

 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 6 Mitgliedern. 
 
(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder dau-

ert bis zur Beendigung der Gesellschafterver-
sammlung, die über die Entlastung für das 
vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit 
beschließt, sofern die Gesellschafterversamm-
lung nicht eine kürzere Amtsdauer bestimmt. 
Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit be-
ginnt, wird hierbei nicht mitgezählt. Ergän-
zungswahlen erfolgen für den Rest der Amts-
zeit eines ausgeschiedenen Mitglieds. 

 
(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein 

Amt jederzeit nach vorangegangener, an die 
Gesellschaft zu richtende Kündigung unter 
Einhaltung einer einmonatigen Kündigungs-
frist zum Ende eines Monats niederlegen. 

 
(4) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsord-

nung geben und Ausschüsse einsetzen. 

§ 9 
Aufsichtsrat 

 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 6 Mitgliedern. 
 
(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder dau-

ert bis zur Beendigung der Gesellschafterver-
sammlung, die über die Entlastung für das 
vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit 
beschließt, sofern die Gesellschafterversamm-
lung nicht eine kürzere Amtsdauer bestimmt. 
Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit be-
ginnt, wird hierbei nicht mitgezählt. Ergän-
zungswahlen erfolgen für den Rest der Amts-
zeit eines ausgeschiedenen Mitglieds. 

 
(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein 

Amt jederzeit nach vorangegangener, an die 
Gesellschaft zu richtende Kündigung unter 
Einhaltung einer einmonatigen Kündigungs-
frist zum Ende eines Monats niederlegen. 

 
(4) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsord-

nung geben und Ausschüsse einsetzen. 

- unverändert - 
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(5) Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Ge-
schäftsführung im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen und dieses Gesellschaftsver-
trages. Darüber hinaus werden seine Rechte 
und Pflichten durch die Gesellschafterver-
sammlung festgesetzt. 

 
(6) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft ge-

genüber den Geschäftsführern. Willenserklä-
rungen des Aufsichtsrates sind im Namen des 
Aufsichtsrates von dem Vorsitzenden, im Falle 
seiner Verhinderung von einem seiner Stell-
vertreter abzugeben. 

 

(5) Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Ge-
schäftsführung im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen und dieses Gesellschaftsver-
trages. Darüber hinaus werden seine Rechte 
und Pflichten durch die Gesellschafterver-
sammlung festgesetzt. 

 
(6) Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft ge-

genüber den Geschäftsführern. Willenserklä-
rungen des Aufsichtsrates sind im Namen des 
Aufsichtsrates von dem Vorsitzenden, im Falle 
seiner Verhinderung von einem seiner Stell-
vertreter abzugeben. 

 

§ 10 
Vorsitz des Aufsichtsrates 

 
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer 
seiner Amtszeit einen Vorsitzenden und mindestens 
einen stellvertretenden Vorsitzenden. Scheidet der 
Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzender 
vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so hat der Aufsichts-
rat unverzüglich eine Ersatzwahl durchzuführen. 
 

§ 10 
Vorsitz des Aufsichtsrates 

 
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer 
seiner Amtszeit einen Vorsitzenden und mindestens 
einen stellvertretenden Vorsitzenden. Scheidet der 
Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzender 
vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so hat der Aufsichts-
rat unverzüglich eine Ersatzwahl durchzuführen. 
 

- unverändert - 

§ 11 
Einberufung des Aufsichtsrates 

 
(1) Aufsichtsratssitzungen sollen mindestens 

einmal in jedem Kalenderhalbjahr stattfinden. 
Sie sind außerdem einzuberufen, wenn ein 
Mitglied des Aufsichtsrates oder der Ge-
schäftsführung es für erforderlich hält. 

 
(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden zu den 

§ 11 
Einberufung des Aufsichtsrates 

 
(1) Aufsichtsratssitzungen sollen mindestens 

einmal in jedem Kalenderhalbjahr stattfinden. 
Sie sind außerdem einzuberufen, wenn ein 
Mitglied des Aufsichtsrates oder der Ge-
schäftsführung es für erforderlich hält. 

 
(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden zu den 

- unverändert - 
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Aufsichtsratssitzungen durch den Vorsitzen-
den des Aufsichtsrates mit einer Frist von 14 
Tagen eingeladen. In dringenden Fällen kann 
der Vorsitzende die Frist abkürzen und münd-
lich, fernmündlich, durch Telefax oder mittels 
elektronischer Medien einberufen. Mit der Ein-
ladung sind die Gegenstände der Tagesord-
nung bekannt zu machen. Der Aufsichtsrat 
kann auf die Einhaltung der Formen und Fris-
ten sowie auf die genannte Vorlage oder Teile 
davon verzichten. 

 

Aufsichtsratssitzungen durch den Vorsitzen-
den des Aufsichtsrates mit einer Frist von 14 
Tagen eingeladen. In dringenden Fällen kann 
der Vorsitzende die Frist abkürzen und münd-
lich, fernmündlich, durch Telefax oder mittels 
elektronischer Medien einberufen. Mit der Ein-
ladung sind die Gegenstände der Tagesord-
nung bekannt zu machen. Der Aufsichtsrat 
kann auf die Einhaltung der Formen und Fris-
ten sowie auf die genannte Vorlage oder Teile 
davon verzichten. 

 

§ 12 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

 
(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle 

Aufsichtsratsmitglieder ordnungsgemäß ein-
geladen wurden und mehr als die Hälfte der 
Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder anwesend 
ist. Dabei gilt ein nicht erschienenes Aufsichts-
ratsmitglied, das eine schriftliche Stimmabga-
be überreichen lässt, insoweit als anwesend. 
Ist der Aufsichtsrat nicht beschlussfähig, so 
hat der Aufsichtsratsvorsitzende innerhalb von 
14 Tagen eine zweite Sitzung mit derselben 
Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rück-
sicht auf die Zahl der Anwesenden beschluss-
fähig ist; hierauf muss in der Einladung hin-
gewiesen werden. 

 
(2) Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen; dabei 
hat jedes Aufsichtsratsmitglied eine Stimme. 

 

§ 12 
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

 
(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle 

Aufsichtsratsmitglieder ordnungsgemäß ein-
geladen wurden und mehr als die Hälfte der 
Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder anwesend 
ist. Dabei gilt ein nicht erschienenes Aufsichts-
ratsmitglied, das eine schriftliche Stimmabga-
be überreichen lässt, insoweit als anwesend. 
Ist der Aufsichtsrat nicht beschlussfähig, so 
hat der Aufsichtsratsvorsitzende innerhalb von 
14 Tagen eine zweite Sitzung mit derselben 
Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rück-
sicht auf die Zahl der Anwesenden beschluss-
fähig ist; hierauf muss in der Einladung hin-
gewiesen werden. 

 
(2) Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen; dabei 
hat jedes Aufsichtsratsmitglied eine Stimme. 

 

- unverändert - 



Seite 133 von 142 
 

(3) Beschlüsse auf schriftlichem, fernschriftli-
chem, fernmündlichem oder telegrafischem 
Wege, durch Telefax oder mit üblichen elekt-
ronischen Kommunikationsmitteln durch jede 
Art einer Kombination der genannten Stimm-
abgabearten können nur erfolgen, wenn kein 
Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren wider-
spricht. 

 
(4) Über Sitzungen und Beschlüsse des Auf-

sichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, 
die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 

 

(3) Beschlüsse auf schriftlichem, fernschriftli-
chem, fernmündlichem oder telegrafischem 
Wege, durch Telefax oder mit üblichen elekt-
ronischen Kommunikationsmitteln durch jede 
Art einer Kombination der genannten Stimm-
abgabearten können nur erfolgen, wenn kein 
Aufsichtsratsmitglied diesem Verfahren wider-
spricht. 

 
(4) Über Sitzungen und Beschlüsse des Auf-

sichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, 
die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 

 

§ 13 
Vergütung des Aufsichtsrates 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ne-

ben dem Ersatz ihrer Auslagen eine jährliche 
Vergütung, deren Höhe die Gesellschafterver-
sammlung festsetzt. Die auf die Vergütung 
entfallende Umsatzsteuer wird den Mitgliedern 
des Aufsichtsrates erstattet. 

 
(2) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, die stell-

vertretenden Vorsitzenden erhalten das Ein-
einhalbfache der in Absatz 1 genannten jährli-
chen Vergütung. 

 

§ 13 
Vergütung des Aufsichtsrates 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ne-

ben dem Ersatz ihrer Auslagen eine jährliche 
Vergütung, deren Höhe die Gesellschafterver-
sammlung festsetzt. Die auf die Vergütung 
entfallende Umsatzsteuer wird den Mitgliedern 
des Aufsichtsrates erstattet. 

 
(2) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, die stell-

vertretenden Vorsitzenden erhalten das Ein-
einhalbfache der in Absatz 1 genannten jährli-
chen Vergütung. 

 

- unverändert - 

§ 14 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat mindestens zwei Ge-

schäftsführer. 
 

§ 14 
Geschäftsführung 

 
(1) Die Gesellschaft hat mindestens zwei Ge-

schäftsführer. 
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(2) Die Geschäftsführer werden durch den Auf-
sichtsrat bestellt. Die Amtszeit der Geschäfts-
führer beträgt grundsätzlich drei Jahre. Eine 
andere Amtszeit kann bestimmt werden. Die 
Bestimmung des § 38 Abs. 1 des GmbH Ge-
setzes wird dadurch nicht berührt. 

 
(3) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Be-

schluss der Gesellschafterversammlung Be-
freiung von den Beschränkungen des § 181 
BGB erteilt werden. 

 
(4) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäfts-

führer oder einen Geschäftsführer und einen 
Prokuristen gemeinsam gesetzlich vertreten. 

 
(5) Für Beschlussfassungen der Geschäftsfüh-

rung genügt, sofern durch eine Geschäftsord-
nung oder die Gesellschafterversammlung 
nichts anderes bestimmt wird, eine einfache 
Stimmenmehrheit. 

 
(6) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat 

rechtzeitig vor Beginn eines neuen Geschäfts-
jahres, einen Gesamtjahresplan, bestehend 
aus einem Ergebnis-, Bilanz-sowie Finanz- 
und Investitionsplan, vorzulegen. 

 

(2) Die Geschäftsführer werden durch die Gesell-
schafterversammlung bestellt. Die Amtszeit 
der Geschäftsführer beträgt grundsätzlich drei 
Jahre. Eine andere Amtszeit kann bestimmt 
werden. Die Bestimmung des § 38 Abs. 1 des 
GmbH Gesetzes wird dadurch nicht berührt. 

 
(3) Einzelnen Geschäftsführern kann durch Be-

schluss der Gesellschafterversammlung Be-
freiung von den Beschränkungen des § 181 
BGB erteilt werden. 

 
(4) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäfts-

führer oder einen Geschäftsführer und einen 
Prokuristen gemeinsam gesetzlich vertreten. 

 
(5) Für Beschlussfassungen der Geschäftsfüh-

rung genügt, sofern durch eine Geschäftsord-
nung oder die Gesellschafterversammlung 
nichts anderes bestimmt wird, eine einfache 
Stimmenmehrheit. 

 
(6) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat 

rechtzeitig vor Beginn eines neuen Geschäfts-
jahres, einen Gesamtjahresplan, bestehend 
aus einem Ergebnis-, Bilanz-sowie Finanz- 
und Investitionsplan, vorzulegen. 

 

§ 15 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung 

bedürfen der vorherigen Zustimmung des Auf-
sichtsrates. Hierzu gehören insbesondere fol-

§ 15 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

 
(1) Alle Geschäfte von wesentlicher Bedeutung 

bedürfen der vorherigen Zustimmung des Auf-
sichtsrates. Hierzu gehören insbesondere fol-

*Aufgrund gemeinderechtli-
cher Vorgaben wurde diese 
Zuständigkeit im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens auf 
die Gesellschafterversamm-
lung verlagert (s. § 7 Abs. 4). 
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gende Geschäfte: 
 

a) Grundsätzliche Änderungen der Unter-
nehmens- oder Konzernorganisation; 

 
b) Erschließung neuer Geschäftsfelder 

oder Aufgabe von Geschäftsfeldern, 
soweit diese Maßnahmen von wesent-
licher oder grundsätzlicher Bedeutung 
sind; 

 
c) Festlegung des jährlichen Finanz-, In-

vestitions-, Ergebnis-, Bilanz- und Per-
sonalplans, der auch die verbundenen 
Unternehmen umfasst, sowie Investiti-
onen, soweit sie im Einzelfall Euro 
5.000.000,00 übersteigen und nicht im 
jährlichen Finanz- und Investitionsplan 
als Einzelprojekt enthalten sind; 

 
d) Erwerb und Veräußerung jeder Art von 

Anteilsrechten an anderen Unterneh-
men, Gründung und Auflösung von 
anderen Unternehmungen sowie Kapi-
talerhöhungen und -herabsetzungen 
von mehr als Euro 5.000.000,00 im 
Einzel- bzw. Geschäftswert und die Er-
richtung und Auflösung von Zweignie-
derlassungen; 

 
e) Erwerb, Veräußerung oder Belastung 

von Grundstücken, grundstücksglei-
chen Rechten und Rechten an Grund-
stücken, sofern der Betrag im Einzelfall 
Euro 5.000.000,00 übersteigt; 

gende Geschäfte: 
 

a) Grundsätzliche Änderungen der Unter-
nehmens- oder Konzernorganisation; 

 
b) Erschließung neuer Geschäftsfelder 

oder Aufgabe von Geschäftsfeldern, 
soweit diese Maßnahmen von wesent-
licher oder grundsätzlicher Bedeutung 
sind; 

 
c) Investitionen, soweit sie im Einzelfall 

Euro 5.000.000,00 übersteigen und 
nicht in der Wirtschaftsplanung als 
Einzelprojekt enthalten sind; 

 
 
 
 
 

d) Erwerb und Veräußerung jeder Art von 
Anteilsrechten an anderen Unterneh-
men, Gründung und Auflösung von 
anderen Unternehmungen sowie Kapi-
talerhöhungen und -herabsetzungen 
von mehr als Euro 5.000.000,00 im 
Einzel- bzw. Geschäftswert und die Er-
richtung und Auflösung von Zweignie-
derlassungen; * 

 
e) Erwerb, Veräußerung oder Belastung 

von Grundstücken, grundstücksglei-
chen Rechten und Rechten an Grund-
stücken, sofern der Betrag im Einzelfall 
Euro 5.000.000,00 übersteigt; 

Um den paritätisch besetzten 
Aufsichtsrat nicht in seinen 
Mitbestimmungsmöglichkeiten 
zu beschneiden, hat die 
STEAG GmbH nachträglich 
darum gebeten, die Zustim-
mungspflicht beim Aufsichts-
rat wieder aufzunehmen und 
somit eine Doppelzuständig-
keit von Gesellschafterver-
sammlung und Aufsichtsrat zu 
begründen. Als oberstes Or-
gan der GmbH hat die Ge-
sellschafterversammlung aber 
(im Einklang mit der Gemein-
deordnung Nordrhein Westfa-
len) das Letztentscheidungs-
recht. 
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Kredite, Bürgschaften, Garantien 

 
f) Aufnahme von Krediten, deren Betrag 

im Einzelfall Euro 15.000.000,00 über-
steigt oder deren Laufzeit über zwei 
Jahre hinausgeht, wenn der Betrag Eu-
ro 5.000.000,00 übersteigt, ferner die 
Aufnahme von Anleihen; 

 
g) Gewährung von Darlehen und sonsti-

gen Krediten außerhalb des üblichen 
Geschäftsverkehrs; 

 
h) Übernahme von Bürgschaften, Garan-

tien und ähnlichen Haftungen außer-
halb des üblichen Geschäftsverkehrs; 

 
Verträge 

 
i) Abschluss von Miet- oder Pachtverträ-

gen mit einem Miet- oder Pachtzins 
von mehr als Euro 10.000.000,00 jähr-
lich oder einer Vertragsdauer von mehr 
als drei Jahren und einem jährlichen 
Miet-oder Pachtzins von mehr als Euro 
3.000.000,00; 

 
j) Abschluss, Änderung und Aufhebung 

von Unternehmensverträgen; 
 

k) sonstige Verträge und Geschäfte au-
ßerhalb des üblichen Geschäftsbetrie-
bes mit einem Geschäftswert von mehr 
als Euro 5.000.000,00; 

 
Kredite, Bürgschaften, Garantien 

 
f) Aufnahme von Krediten, deren Betrag 

im Einzelfall Euro 15.000.000,00 über-
steigt oder deren Laufzeit über zwei 
Jahre hinausgeht, wenn der Betrag Eu-
ro 5.000.000,00 übersteigt, ferner die 
Aufnahme von Anleihen; 

 
g) Gewährung von Darlehen und sonsti-

gen Krediten außerhalb des üblichen 
Geschäftsverkehrs; 

 
h) Übernahme von Bürgschaften, Garan-

tien und ähnlichen Haftungen außer-
halb des üblichen Geschäftsverkehrs; 

 
Verträge 

 
i) Abschluss von Miet- oder Pachtverträ-

gen mit einem Miet- oder Pachtzins 
von mehr als Euro 10.000.000,00 jähr-
lich oder einer Vertragsdauer von mehr 
als drei Jahren und einem jährlichen 
Miet-oder Pachtzins von mehr als Euro 
3.000.000,00; 

 
j) Abschluss, Änderung und Aufhebung 

von Unternehmensverträgen; * 
 

k) sonstige Verträge und Geschäfte au-
ßerhalb des üblichen Geschäftsbetrie-
bes mit einem Geschäftswert von mehr 
als Euro 5.000.000,00; 



Seite 137 von 142 
 

 
Personalentscheidungen 

 
l) Erteilung von Generalvollmachten und 

Prokuren; 
 
 Beteiligungsgesellschaften 
 

m) Beschlussfassungen, die die Gesell-
schaft in ihrer Eigenschaft als Gesell-
schafterin bei Beteiligungsgesellschaf-
ten zu fassen hat und die Beschluss-
gegenstände gemäß den vorstehen-
den Buchstaben a-k betreffen. 

 
(2) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustimmung 

kann in Form einer allgemeinen Ermächtigung 
für einen bestimmten Kreis der bezeichneten 
Geschäfte im Voraus schriftlich erteilt werden. 
Die Betrags- und Zeitgrenzen können durch 
Beschluss des Aufsichtsrates verändert wer-
den. 

 
 
(3) Der Aufsichtsrat kann auch weitere Geschäfte 

von seiner Zustimmung abhängig machen. 
 
(4) Sofern der Aufsichtsrat ein Präsidium gebildet 

hat, kann dieses in Fällen der Eilbedürftigkeit 
die Zustimmung nach Absatz 1 erteilen; die üb-
rigen Mitglieder des Aufsichtsrates sind in der 
nächstfolgenden Sitzung darüber zu unterrich-
ten. 

 

 
Personalentscheidungen 

 
l) Erteilung von Generalvollmachten und 

Prokuren; 
 
 Beteiligungsgesellschaften 
 

m) Beschlussfassungen, die die Gesell-
schaft in ihrer Eigenschaft als Gesell-
schafterin bei Beteiligungsgesellschaf-
ten zu fassen hat und die Beschluss-
gegenstände gemäß den vorstehen-
den Buchstaben a-k betreffen. * 

 
(2) Die gemäß Absatz 1 erforderliche Zustim-

mung kann in Form einer allgemeinen Er-
mächtigung für einen bestimmten Kreis der 
bezeichneten Geschäfte im Voraus schriftlich 
erteilt werden. Die Betrags- und Zeitgrenzen 
können durch Beschluss des Aufsichtsrates 
verändert werden. 

 
 
(3) Der Aufsichtsrat kann auch weitere Geschäfte 

von seiner Zustimmung abhängig machen. 
 
(4) Sofern der Aufsichtsrat ein Präsidium gebildet 

hat, kann dieses in Fällen der Eilbedürftigkeit 
die Zustimmung nach Absatz 1 erteilen; die üb-
rigen Mitglieder des Aufsichtsrates sind in der 
nächstfolgenden Sitzung darüber zu unterrich-
ten. 
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§ 16 
Jahresabschluss 

 
Die Geschäftsführung ist verpflichtet, innerhalb von 
drei Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres 
den Jahresabschluss sowie den Lagebericht den 
handelsrechtlichen Bestimmungen entsprechend 
aufzustellen und anschließend dem Abschlussprüfer 
vorzulegen. Der Jahresabschluss in geprüfter und 
testierter Form, sowie der gegebenenfalls erstellte 
Lagebericht sind dem Aufsichtsrat vorzulegen, so 
dass spätestens vier Monate nach Abschlussstich-
tag der Jahresabschluss durch die Gesellschafter-
versammlung festgestellt werden kann. Die Gesell-
schafter können einstimmig Befreiung gemäß § 264 
Abs. 3 HGB beschließen. 

 

§ 16 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Die Geschäftsführung hat der Gesellschafter-

versammlung bis spätestens 31.05. eines je-
den Jahres für das folgende Geschäftsjahr ei-
nen Wirtschaftsplan bestehend aus Erfolgsplan 
sowie Investitions-, Finanzierungs- und Stel-
lenplan (Jahresplanung) vorzulegen. 

 
(2) Die Geschäftsführung hat jährlich für die be-

stehenden fünf Jahre eine Strategiekonzeption 
sowie eine Wirtschaftsplanung, die den Rah-
men sowie die Eckdaten für die Jahresplanung 
vorgeben, zu erstellen und der Gesellschafter-
versammlung zur Kenntnisnahme vorzulegen. 
Jährlich ist der Gesellschafterversammlung 
über Änderungen und Abweichungen vom ur-
sprünglich erarbeiteten mittelfristigen Plankon-
zept zu berichten. 

 

 

§ 17 
Dauer der Gesellschaft 

 
Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 

 

§ 17 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Geschäftsführung ist verpflichtet, innerhalb 

von drei Monaten nach Schluss des Ge-
schäftsjahres den Jahresabschluss sowie den 
Lagebericht aufzustellen. Für die Aufstellung 
gelten die Vorschriften des HGB für große Ka-
pitalgesellschaften, unabhängig von der tat-
sächlichen Größenklasse gem. § 267 HGB. 

 
(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

dem Abschlussprüfer vorzulegen. Die Prüfung 
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ist entsprechend den für große Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften sowie den Grundsätzen des § 53 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Haushaltsgrundsätzegesetz 
(HGrG) durchzuführen. Die den Mitgliedern der 
Geschäftsführung und des Aufsichtsrates im 
abgelaufenen Wirtschaftsjahr gewährten Ge-
samtbezüge sind nach Maßgabe der GO NRW 
individualisiert im Anhang auszuweisen. 

 
(3) Der Jahresabschluss in geprüfter und testierter 

Form, sowie der Lagebericht sind dem Auf-
sichtsrat vorzulegen. Über das Ergebnis der 
Prüfung berichtet der Aufsichtsrat schriftlich an 
die Gesellschafterversammlung. 

 
(4) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsbe-

richtes hat die Geschäftsführung den Jahres-
abschluss, den Lagebericht und den Prüfungs-
bericht den mittelbar beteiligten kommunalen 
Gebietskörperschaften vorzulegen. 

 
(5) Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- 

und Auslegungsvorschriften des § 108 Abs. 3 
Nr. 1c GO NRW. 

 

§ 18 
Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
im elektronischen Bundesanzeiger. 

 

§ 18 
Recht auf Einsichtnahme/Auskunftspflicht 

 
(1) Die mittelbar beteiligten kommunalen Gebiets-

körperschaften sind befugt, durch Beauftragte 
Einsicht in den Betrieb sowie die Bücher und 
Schriften der Gesellschaft zu nehmen. Die 
Rechnungsprüfungsämter haben alle Prü-
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fungsrechte nach § 103 GO NRW und § 54 
HGrG sowie den Rechnungsprüfungsordnun-
gen der Kommunen. 

 
(2) Die Gesellschaft ist gegenüber den in Abs. 1 

genannten Kommunen verpflichtet, alle Anga-
ben vorzunehmen und Nachweise zu erbrin-
gen, die zur Erstellung des Gesamtabschlus-
ses der Kommune erforderlich sind. 

 

§ 19 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine 
künftig in ihn aufgenommene Bestimmung ganz o-
der teilweise unwirksam oder undurchführbar sein 
oder werden, so bleibt die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen hiervon unberührt. Das Gleiche gilt, 
falls sich herausstellen sollte, dass der Vertrag eine 
Regelungslücke enthält. An Stelle der unwirksamen 
oder undurchführbaren Bestimmungen oder zur 
Ausfüllung der Regelungslücke soll dann eine an-
gemessene Regelung gelten, die dem am nächsten 
kommt, was die Gesellschafter gewollt hätten, wenn 
sie die Unwirksamkeit, Undurchführbarkeit oder Lü-
ckenhaftigkeit gekannt hätten. 

 

§ 19 
Landesgleichstellungsgesetz 

 
Die Gesellschafter vereinbaren gemäß § 2 Abs. 3 
Satz 2 des Landesgleichstellungsgesetzes NRW 
(LGG NRW) in der zum Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Gesellschaftsvertrages geltenden Fassung, 
dass für die Personalentwicklung und -förderung der 
Gesellschaft die Ziele des LGG NRW berücksichtigt 
werden. 

 

 

§ 20 
Gründungskosten 

 
Die Kosten des Gründungsaufwandes, nämlich die 
Beurkundungskosten für die Beurkundung des Um-
wandlungsbeschlusses und der Handelsregisteran-
meldung, die Gerichtskosten für die Eintragung im 

§ 20 
Dauer der Gesellschaft 

 
Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 
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Handelsregister und die Veröffentlichungskosten 
trägt die Gesellschaft bis zu einem Höchstbetrag 
von Euro 20.000,00; etwa darüber hinausgehende 
Gründungskosten trägt die Gesellschafterin. 

 

 § 21 
Bekanntmachungen 

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
im elektronischen Bundesanzeiger. 

 
 

 

 § 22 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine 
künftig in ihn aufgenommene Bestimmung ganz o-
der teilweise unwirksam oder undurchführbar sein 
oder werden, so bleibt die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen hiervon unberührt. Das Gleiche gilt, 
falls sich herausstellen sollte, dass der Vertrag eine 
Regelungslücke enthält. An Stelle der unwirksamen 
oder undurchführbaren Bestimmungen oder zur 
Ausfüllung der Regelungslücke soll dann eine an-
gemessene Regelung gelten, die dem am nächsten 
kommt, was die Gesellschafter gewollt hätten, wenn 
sie die Unwirksamkeit, Undurchführbarkeit oder Lü-
ckenhaftigkeit gekannt hätten. 

 

 

 § 23 
Gründungskosten 

 
Die Kosten des Gründungsaufwandes, nämlich die 
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Beurkundungskosten für die Beurkundung des Um-
wandlungsbeschlusses und der Handelsregisteran-
meldung, die Gerichtskosten für die Eintragung im 
Handelsregister und die Veröffentlichungskosten 
trägt die Gesellschaft bis zu einem Höchstbetrag 
von Euro 20.000,00; etwa darüber hinausgehende 
Gründungskosten trägt die Gesellschafterin. 
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